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Einleitung. 


Wenn  wir  die  betriebswissenschaftliche  Literatur  durchblättern,  so 
finden  wir,  dass  man  sich  wenig  mit  der  begrifflichen  Umgrenzung  dessen, 
was  man  unter  Gebäudereparatur  und  -amortisation  versteht,  befasst  hat. 
Man  beschäftigte  sich  mehr  oder  weniger  mit  der  praktischen  Seite  der 
Frage;  so  suchte  man  z.  B.  die  durchschnittliche  Höhe  der  Amortisations- 
rate und  der  Eeparaturkosten  für  ganze,  nach  Bauart  und  Gebrauchszweck 
bekannte  Gebäude  und  Gebäudegruppen  zu  bestimmen,  und  zwar  beide 
getrennt  und  unabhängig  voneinander;  man  fragte  sich,  ob  und  wie  die 
Aufwendungen  für  Reparaturen  mit  zunehmendem  Alter  wachsen,  ob  die 
Eeparaturkosten  in  Prozenten  des  Neubau-  oder  Zeitwertes  berechnet  werden 
sollen  u.  a.  m.  Auf  die  Frage  aber,  was  Reparatur  und  was  Amortisation 
sind,  gehen  die  einschlägigen  betriebswissenschaftlichen  Arbeiten  wenig  ein, 
und  noch  weniger  auf  die  Frage  der  gegenseitigen  Abhängigkeit  und  der 
Wechselwirkung  beider.  Und  doch  scheint  die  Beantwortung  dieser  Fragen 
gerade  von  prinzipieller  Bedeutung  zu  sein,  dies  nicht  nur  theoretisch, 
sondern  gerade  auch  für  die  Beantwortung  von  Fragen  mehr  praktischer 
Natur,  z.  B.  der  viel  umstrittenen,  aber  durchaus  noch  nicht  genügend 
beantworteten  Frage,  ob  bei  Berechnung  der  Amortisationsrate  die  Zinses- 
zinsmethode angewandt  werden  soll  oder  nicht.  Die  vorliegende  Arbeit 
will  hier  zur  Klärung  beitragen,  will  mitwirken  an  der  Bildung  einer 
theoretischen  Grundlage  für  die  Ermittelung  der  Amortisationsquoten  und 
Reparaturkosten  landwirtschaftlicher  Baulichkeiten  zum  Zwecke  der  Rein- 
ertragsberechnung, und  damit  mittelbar  auch  der  Einkommensberechnung 
für  die  Steuerdeklaration. 

Die  Aufgabe  gestaltet  sich  um  so  schwieriger,  als  zu  unserem  Thema 
wenig  Vorarbeiten  vorhanden  sind.  Erst  aus  Anlass  des  preussischen 
Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891  ist  man  gezwungen  ge- 
wesen, sich  mit  unserer  Frage  öfter  und  näher  zu  befassen;  in  Betracht 
kommen  dabei  die  Kommentatoren  des  Gesetzes,  vor  allem  das  preussische 
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Oberverwaltungsg-ericlit.  ^)    Trotz  der  Schwierigkeiten,  die  sich  für  einen 
juristisch  Ungeschulten  notwendig  ergeben  mussten,  haben  wir  es  nach 
Kräften  versucht,   die  für  uns  massgebenden  Gedankengänge  aus  den. 
Kommentaren  und  den  oberverwaltungsgerichtlichen  Entscheidungen  heraus- 
zuschälen und  sie  für  unsere  Arbeit  zu  verwerten. 

Was  die  Art  der  Bearbeitung  unseres  Themas  anbelangt,  so  wollen 
wir  zunächst  die  vorgefundenen  Gedanken  verfolgen,  um  dann  auf  dem 
gewonnenen  Material  weiterzubauen  und  unsere  Auffassung  zu  entwickeln. 
Der  erste  Teil  konnte  wieder  in  zwei  grössere  Abschnitte  geschieden 
werden,  von  denen  der  eine  die  Reparaturkosten,  der  andere  die  Amorti- 
sation behandeln  soll.  Diese  Einteilung  konnte  im  zweiten  Teil  nicht  bei- 
behalten werden,  weil  die  Begriffe  Reparaturkosten  und  Amortisation,  wie 
wir  zu  zeigen  haben  werden,  zu  sehr  ineinandergreifen,  sich  daher  auch 
nicht  ohne  weiteres  scheiden  lassen.  Wir  wollen  dort  das  gegenseitige 
Verhältnis  von  Reparaturkosten  und  Amortisation  untersuchen,  woraus  sich 
das  Wesen  sowohl  des  ersteren  wie  des  letzteren  ergeben  soll,  und  in 
weiteren  Kapiteln  weitere  Konsequenzen  daraus  ziehen.  Wenigstens  glauben 
wir  auf  diesem  Wege  am  leichtesten  zum  Ziele  gelangen  zu  können. 

I.  Teil. 
Literaturbesprechung. 

I.  Reparaturkostenfrage. 

Die  landwirtschaftlichen  Theoretiker  gehen  wenig  auf  eine  scharfe 
begriffliche  Umgrenzung  dessen  ein,  was  man  unter  Reparaturkosten  zu 
verstehen  hat.  Man  geht  mehr  oder  weniger  von  der  Annahme  aus,  dass 
es  sich  hier  um  einen  bekannten  und  allgemein  anerkannten  Begriff  handelt, 
der  keiner  weiteren  Definition  bedarf.  Aber  schon  die  Fragen,  was  ist 
Reparatur,  was  Erweiterung,  wo  liegt  die  Grenze,  bis  zu  welcher  die  Auf- 
wendungen bei  der  Reproduktion  des  Gebäudekapitals  noch  als  Reparatur- 
kosten angesehen  werden  müssen,  deuten  darauf,  dass  die  Sache  nicht  so 
einfach  liegen  kann,  wie  man  es  anzunehmen  scheint.  Es  sind  meistens 
nur  kurze  Andeutungen,  die  wir  in  dieser  Beziehung  gefunden  haben.  Wir 
wollen  sie  im  folgenden  kurz  wiedergeben. 

Die  meisten  Autoren  gehen  bei  der  Begriffsbestimmung  der  Reparatur 
von  der  Brauchbarkeit  des  Gebäudes  aus,  oder  der  Ergiebigkeit,  Ertrags- 
fähigkeit, wie  das  OVG.  es  genannt  hat.  Durch  Reparaturaufwendungen 
soll  die  Brauchbarkeit  der  Gebäude  erhalten,  und  zwar  auf  einer  gewissen 
konstanten  Höhe  erhalten  werden,  wie  dies  namentlich  das  OVG.  betont. 

So  sagt  Lehnert:  „Sämtliche  Gebäude  und  .Gebäudeteile  erfordern 
regelmässig  wiederkehrende  Aufwendungen,  wenn  sie  nicht  vor  der  hierzu 

1)  Da  sich  dieses  Wort  sehr  häufig  wiederholen  wird,  so  wollen  wir  für  dasselbe 
die  FüiSTiNGsche  Abkürzung  OVG.  einführen. 
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in  Aussicht  genommenen  Frist  untauglich,  d.  h.  ihrem  wirtschaftlichen 
Zwecke  entwendet  werden  sollen."  ^) 

Ähnlich  definiert  v.  D.  Goltz  die  Reparaturen.  Nach  ihm  umfasst 
„die  Unterhaltung  der  Gebäude  alle  Aufwendungen,  welche  gemacht  werden 
müssen,  um  die  Gebäude  in  gutem  baulichen  und  gebrauchsfähigem  Zu- 
stande zu  erhalten".^) 

V.  Seelhorst,  der  unserem  Thema  wohl  am  nächsten  getreten  ist, 
gibt  keine  eigene  Definition,  schliesst  sich  vielmehr  an  v.  d.  Goltz  an.^) 

Denselben  Gedanken  wie  v.  D.  Goltz  spricht  weiter  Krämer*)  aus, 
wenn  er  meint,  dass  Gebäude  einen  wiederholten  Aufwand  an  Repa- 
raturen erfordern,  um  ihren  Zweck  ununterbrochen  erfüllen  zu  können. 
Den  Gedanken,  dass  Aufwendungen  für  Reparaturen  die  Amortisationsquote 
in  möglichst  niedrigen  Grenzen  erhalten  sollen,  lassen  wir  vorläufig  ausser 
acht,  da  wir  in  anderem  Zusammenhange  auf  ihn  zurückkommen.  Aber 
noch  ein  weiteres  Moment  ist  nach  Krämer  von  Belang.  Er  hebt  hervor, 
dass  die  einzelnen  Baubestandteile  der  Abnutzung  ungleich  unterworfen  sind, 
die  einen  schneller  als  die  andern.  „Hier  üben  deshalb  die  Reparaturen 
eine  Art  Vermittelung  aus,  indem  sie  bewirken,  dass  die  sich  schneller 
abnutzenden  Bestandteile,  indem  sie  solche  immer  wieder  der  ursprüng- 
lichen Verfassung  näher  rücken,  mit  der  Kapitalverminderung  an  den  relativ 
dauerhaftesten  Bestandteilen  Schritt  halten.  Werden  die  letzteren  von 
einer  durchgreifenden  Reparatur  erfasst,  so  kann  der  Gebäudewert  zeit- 
weilig wieder  eine  steigende  Bewegung  annehmen,  während  andererseits 
auch  die  Reparaturen  wiederum  einer  allmählichen  Abnutzung  unterliegen."^) 

Die  ungleiche  Abnutzung  einzelner  Gebäudeteile  übt  nun  die  Wirkung 
aus,  dass  die  weniger  dauerhaften  Teile  ersetzt  werden  müssen,  um  die 
dauerhaften  noch  ausnutzen  zu  können.  Dies  führt  uns  zu  der  Unter- 
scheidung von  Reparaturen,  die  den  Zweck  verfolgen,  abgenutzte  Gebäude- 
teile durch  neue  zu  ersetzen  und  solche,  die  sich  als  Ausbesserungen 
letzterer  charakterisieren.  Im  Gegensatz  zu  anderen  Autoren  neigt  Pohl 
dazu,  nur  Reparaturen  letzter  Art,  die  er  „kleine"  Reparaturen  nennt,  die 
Bedeutung  von  Reparaturen  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  zuzuschreiben. 
Er  will  daher  nur  solche  Reparaturkosten  unter  die  Wirtschaftskosten  ver- 
rechnet wissen,  während  er  Reparaturkosten  erster  Art  —  „grosse"  Repa- 
raturen —  auf  gleiche  Höhe  mit  den  Neubaukosten  stellt  und  sie  als  An- 
lagekapital betrachtet,  ihren  Wert  daher  zu  dem  Werte  des  Gebäudes  vor 
der  Reparatur  hinzuschlägt.  Zu  dieser  Auffassung  kommt  Pohl  auf  Grund 
der  Annahme,  dass  die  grossen  Reparaturen  den  Wert  des  Gebäudes  „vor- 


^)  Lehnert,  Der  ökonomische  Erfolg  der  laiidwirtschaftliclien  Produktion  und  dessen 
FeststeUung.  In  v.  d.  Goltz  Handbuch  der  gesamten  Landwirtschaft  Bd.  I,  S.  541. 

2)  V.  D.  Goltz,  Handb.  d.  landwirtsch.  Betriebslehre,  3.  Aufl.,  S.  127. 

^)  V.  Seelhorst,  Belastung  der  Grundrente  durch  das  Gebäudekapital. 

Krämer,  Die  Grundlage  und  die  Einrichtung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
in  Y.  D.  Goltz  Handbuch  Bd.  I,  S.  181. 

5)  In  V.  D.  Goltz  Handbuch  Bd.  I,  S.  187. 
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übergehend  und  für  längere  Zeit"  erhöhen,  während  die  kleinen  Eepara- 
turen  es  nicht  tun,  sondern  nur   jährliche  Wertkonsumptionen''  sind.^) 

Mehr  hat  man  zur  begriiFlichen  Festlegung  der  Eeparaturkosten  von 
juristischer  Seite  beigetragen.  Anlass  dazu  gab  das  Einkommensteuer- 
gesetz vom  24.  Juni  1891. 

Der  §  9  des  Gesetzes  besagte:  „I.  Vom  Einkommen  sind  in  Abzug 
zu  bringen:  1.  die  zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Ein- 
kommens verwendeten  Ausgaben  ....  II.  Nicht  abzugsfähig  sind  da- 
gegen insbesondere:  1.  Verwendungen  zur  Verbesserung  und  Vermehrung 
des  Vermögens,  zu  Geschäftserweiterungen,  Kapitalanlagen  oder  Ab- 
tragungen usw  "  ^) 

In  der  Ausführungsanweisung  heisst  es  im  Art.  11,  II:  „Von  der  Ein- 
nahme sind  als  Bewirtschaftungskosten  in  Abzug  zu  bringen  die  Ausgaben: 
1.  für  Unterhaltung  —  nicht  auch  für  die  Erweiterung  oder  den  Neubau  — 
der  Wirtschaftsgebäude,  Tagelöhnerwohnungen  und  der  übrigen  dem  Wirt- 
schaftsbetriebe dienenden  oder  denselben  sichernden  baulichen  Anlagen 
(Deiche,  Mauern,  Zäune,  Wege,  Brücken,  Brunnen,  Wasserleitungen, 
Schleusen,  Entwässerungsanlagen)."^) 

Also  vom  Einkommen,  oder  wie  es  jetzt  nach  der  Novelle  vom 
19.  Juni  1906  richtiger  heisst,  vom  Eohertrage  können  Aufwendungen  für 
Unterhaltung,  nicht  aber  für  Erweiterung  von  Gebäuden  abgezogen  werden. 
Damit  war  die  Frage:  was  ist  denn  Unterhaltung  resp.  Reparatur,  gestellt 
und  man  musste  sie  beantworten,  weil  man  in  der  Praxis  in  lausenden 
von  Fällen  immer  wieder  vor  sie  gestellt  wurde.  Für  uns  ist  nun  mass- 
gebend, was  wir  darüber  in  den  Entscheidungen  des  OVG.  und  bei  anderen 
Kommentatoren  des  Gesetzes  vorfinden. 

Das  OVG.  unterscheidet  einerseits  zwischen  der  Reparatur  und 
andererseits  der  Instandsetzung,  wobei  es  unter  ersterer  die  tatsächlich 
vorgenommene  Reproduktion  des  Gebäudekapitals  bis  zur  Höhe  der  Er- 
tragsfähigkeit, in  der  sich  das  Gebäude  zurzeit  der  Übernahme  durch  den 
Steuerpflichtigen  befunden  hat,  versteht,  unter  letzterer  dagegen  eine 
Reproduktion  des  Gebäudekapitals  begreift,  w^elche  seine  Ertragsfähigkeit 
über  das  genannte  Mafs  hinaus  steigert.  Dieser  allgemeine  Grundsatz 
wurde  in  verschiedenen  Urteilen  des  OVG.  älteren  und  neueren  Datums 
ausgesprochen. 

So  lesen  wir  in  der  Entscheidung  vom  21.  Januar  1896:  „Als  ab- 
zugsfähige Reparaturkosten  können  hier  nur  solche  Ausgaben  angesehen 
werden,  die  den  Zweck  haben,  dass  Gebäude  als  Quelle  des  Einkommens 
in  demjenigen  Zustande  der  Ertragsfähigkeit  zu  erhalten,  in  welchem  es 
als  Vermögensstück  in  das  Eigentum  des  Steuerpflichtigen  gekommen  ist".*) 

Pohl,  Landwirtschaftliche  Betriebslehre  Bd.  I,  S.  156;  auch  Handbuch  der  land- 
wirtschaftlichen Rechnungsführung  2.  Aufl.,  S.  126. 

2)  Nach  FuiSTiNG,  Die  preussischen  direkten  Steuern  Bd.  I,  6.  Aufl.,  S.  64,  65. 
8)  Nach  FüiSTiNG  a.  a.  0.,  S.  428;  siehe  auch  Art.  17,  I  und  II,  auch  S.  434. 
Entscheidungen  des  Königlichen  preussischen  Oberverwaltungsgerichts  in  Staats- 
steuersacheii  Bd.  V,  S.  26—28. 


Ausgaben  dagegen,  die  ein  Gebäude  in  den  Zustand  der  Ertragsfähigkeit 
versetzen  sollen,  in  dem  es  sich  bei  der  Erwerbung  durch  den  neuen 
Eigentümer  noch  nicht  befunden  hat,  „bezwecken  und  bewirken  nicht  die 
Erhaltung  des  Stammvermögens  in  seinem  bisherigen  Bestände,  sondern 
dessen  Vermehrung".^)  Dieselbe  Auffassung  finden  wir  im  Urteil  vom 
26.  April  desselben  Jahres.  ,, Abzugsfähig  sind  nur  die  Kosten  der  In- 
standhaltung, nicht  die  der  Instandsetzung  bei  der  Erwerbung  eines  Gutes, 
eines  Hauses  oder  einer  Betriebsanlage.  Die  Abzugsfähigkeit  beschränkt 
sich  daher  auf  solche  Ausgaben,  die  den  Zweck  haben,  den  Gegenstand 
als  Quelle  des  Einkommens  in  demjenigen  Zustande  der  Ertragsfähigkeit 
zu  erhalten,  in  welchem  es  als  Vermögensstück  in  das  Eigentum  des  Steuer- 
pflichtigen gekommen  ist.  Dagegen  können  Ausgaben,  welche  über  diesen 
Zweck  hinausgehende  Verbesserung  des  Gutes,  des  Gebäudes  oder  der  Be- 
triebsanlage zum  Gegenstande  haben,  als  abzugsfähige  nicht  erachtet  werden, 
sogar  dann  nicht,  wenn  sie  nur  zur  Wiederherstellung  des  Zustandes  dienen, 
in  dem  sich  die  Baulichkeit  zu  früherer  Zeit  in  der  Hand  eines  Vorbesitzers 
des  Steuerpflichtigen  befunden  hat."''^) 

Um  noch  ein  spezielles  Beispiel  anzuführen,  sei  noch  das  Urteil  vom 
28.  September  1901  erwähnt.  „Des  Wegnehmen  eines  ganzen  Gebäude- 
teiles, wie  einer  Giebelmauer,  und  das  Wiederaufführen  eines  solchen  in 
wesentlich  anderer,  besserer  Bauart  ist  nicht  mehr  Eeparatur  des  Gebäudes, 
Instandhaltung  in  der  bisherigen  Art,  sondern  Änderung,  Verbesserung  der 
Substanz,  Ersatzbau,  Ausbau  oder  bessere  Ausstattung  des  Gebäudes  und 

damit  neue  Kapitalanlage  Ob  vielleicht  durch  eine  blosse  Reparatur 

vorläufig  noch  hätte  geholfen  werden  können,  ist  rechtlich  ohne  Bedeutung, 
denn  die  so  etwa  ersparten  ßeparaturkosten  sind  eben  nicht  aufgewendet, 
und  deshalb  kann  auch  nicht  etwa  ein  Teil  der  Ersatzbaukosten  unter 
jener  Bezeichnung  abzugsfähig  werden."^) 

Wir  wollen  hier  gleich  die  FuiSTiNGsche  Definition  der  Unterhaltungs- 
kosten hinzufügen,  weil  sie  sich  mit  der  oberverwaltungsgerichtlichen  Auf- 
fassung deckt,  deshalb  inhaltlich  auch  hierher  gehört.  Nach  ihm  sind 
„Unterhaltungskosten,  Aufwendungen,  welche  gemacht  werden,  um  die 
Quelle  in  ihrem  bisherigen  Zustande  zu  erhalten  und  hierdurch  zur  Er- 
zielung des  Ertrages  im  bisherigen  Umfange  fortgesetzt  geeignet  zu  machen. 
Die  Aufwendungen  dieser  Art  dienen  also  unmittelbar  zur  „Erwerbung, 
Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens"  und  sind  hiermit  abzugsfähige 
Betriebskosten.  Es  kann  deshalb  auch  keinen  Unterschied  machen,  ob  die 
Instandhaltung  je  nacli  der  Art  ihres  Gegenstandes  durch  blosse  Wieder- 
herstellung (Reparatur)  oder  durch  Ersatz  (Ergänzung)  oder  auf  sonstige 
Art  geschieht."*) 

1)  Siehe  Fussnote  4,  S.  4. 

Nach  FüiSTiNG  a.  a.  0.  Bd.  I,  6.  Aufl.,  S.  73. 
3)  Vergl.  auch  Entsch.  Bd.  III,  S.  287  und  Bd.  VIII,  S.  42  u.  253.    Fuisting  S.  74 
und  78;  Entsch.  Bd.  XL  S.  92. 
^)  FüiSTiNü  a.  a.  0.  S.  73. 
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Das  OVG.  und  Fuisting  lassen,  ähnlich  wie  Lehnert,  v.  d.  Goltz 
und  Krämer,  bei  der  Begriffsumschreibung  die  Erhaltung  der  Brauchbar- 
keit oder,  wie  es  hier  meist  heisst,  der  Ertragsfähigkeit  des  Gebäudes  in 
den  Vordergrund  rücken,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  man  hier 
genauer  die  Höhe  der  Ertragsfähigkeit,  bis  zu  welcher  Aufwendungen  noch 
als  Reparaturkosten  anzusehen  sind,  festzulegen  sucht.  Nun  ist  aber  die 
Erfassung  der  Ertragsfähigkeit  eines  Gebäudes,  wenigstens  innerhalb  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes,  praktisch  so  gut  wie  unmöglich,  zumal  wenn 
man  bedenkt,  dass  man  sie  auch  für  eine  mehr  oder  weniger  entlegene 
Vergangenheit  bestimmen  müsste.  Dazu  kommt  noch  der  Umstand,  dass 
die  Ertragsfähigkeit  eines  Gebäudes  nicht  nur  durch  seinen  baulichen  Zu- 
stand bedingt  wird,  sondern  dass  hier  eine  sehr  wichtige  Eolle  allerlei 
wirtschaftlicher  Momente  spielen,  dass  aber  für  die  Reparaturkosten  ledig- 
lich die  aus  dem  rein  baulichen  Zustande  des  Gebäudes  sich  ergebende 
Ertragsfähigkeit  in  Frage  kommen  kann,  wenigstens  im  Sinne  der  ober- 
verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen.  Diese  Schwierigkeiten  bewirkten 
wohl,  dass  das  OVG.  bewusst  oder  unbewusst  an  Stelle  der  Ertragsfähig- 
keit des  Gebäudes  seinen  baulichen  Zustand,  oder  sagen  wir  gleich*  genauer, 
seinen  baulichen  Wert  setzt,  worunter  wir  den  aus  \len  Produktions-  resp. 
Reproduktionskosten  allein  sich  ergebenden  Wert  verstehen.  Darauf  deutet 
schon  der  zitierte  Abschnitt  aus  dem  Urteile  vom  26.  April  1896,  wo  man 
vom  „Zustande  der  Ertragsfähigkeit"  und  gleich  darauf  einfach  vom  „Zu- 
stande, in  dem  sich  das  Gebäude  zu  früherer  Zeit  befunden  hat",  spricht. 
An  anderen  Stellen  spricht  man  in  demselben  Sinne  vom  „ursprünglichen 
Zustande  des  Gebäudes".^)  Auch  aus  dem  angeführten  Beispiel  von  der 
Giebelmauer  ersehen  wir,  dass  man  da  vom  baulichen  Zustande  ausgeht. 
Schliesslich  deutet  darauf  hin  auch  die  Definition  Fuistings,  der,  im  Grunde 
genommen,  hier  nur  die  Auffassung  des  OVG.  formuliert,  dass  man  beide 
Begriffe  nebeneinander  gebraucht. 

Wenn  wir  den  oberverwaltungsgerichtlichen  Grundsatz  konsequent  an- 
wenden, dann  können  wir  ein  von  uns  errichtetes  Gebäude  durch  Reparatur- 
aufwendungen fortwährend  in  der  Höhe  seines  Neubauwertes  halten,  denn 
in  diesem  Falle  bildet  der  Neubauwert  den  ursprünglichen  baulichen  Zu- 
stand, der  durch  Reparaturen  erhalten  werden  soll  oder  doch  wenigstens 
kann.  Diese  Auffassung  gewinnt  an  Bedeutung,  wenn  wir  sie  in  Zusammen- 
hang mit  der  von  der  Amortisation  bringen,  was  später  geschehen  soll. 

Aus  dem  Zitat  von  der  Giebelmauer  sehen  wir,  dass,  um  Reparatur- 
kosten im  Sinne  der  oberverwaltungsgerichtlichen  Auffassung  zu  sein,  die 
Reparaturen  innerhalb  der  zulässigen  Höhe  tatsächlich  gemacht  werden 
müssen.  Sind  sie  wirklich  gemacht,  dann  sind  sie  unbedingt  abzugsfähig, 
auch  wenn  sie  „hätten  vermieden  werden  können",^)  oder  „die  Steuer- 
behörden sie  für  zu  hoch  erachten".^)    „Weder  Umfang  noch  regelmässige 

1)  z.  B.  Entscheidungen  Bd.  III,  S.  287;  FüiSTiNG  S.  74. 

2)  Entscheidungen  Bd.  IV,  S.  27. 
^)  Fuisting  a.  a.  0.  S.  156. 


Wiederkehr  in  jedem  Jahre*' ^)  sei  massgebend,  auch  nicht,  „ob  sie  auf 
mehrere  Jahre  hätten  verteilt  werden  können,  oder  ob  sie  gleichzeitig  in 
bedeutendem  Umfange  vorgenommen  worden  sind". 2)  Aber  auch  die 
Reparaturkosten  sind  nicht  abzugsfähig,  die  entstanden  wären,  „wenn  an- 
statt des  Neubaues  nur  die  Reparatur  des  alten  vorgenommen  wäre",^) 
oder  wenn  anstatt  der  neuen,  in  wesentlich  besserer  Bauart  ausgeführten 
Giebelmauer  die  alte  noch  ausgebessert  oder  genau  in  alter  Bauart  wieder 
errichtet  wäre.*)  Wir  führen  diese  Gedanken  hier  kurz  an,  obwohl  sie 
ziemlich  selbstverständlich  sind,  und  kaum  bestritten  werden  können,  weil 
das  OVG.  auf  den  verschiedensten  Stellen  starken  Nachdruck  auf  sie  legt, 
und  weil  sie  auch  für  uns  in  anderem  Zusammenhange  nützlich  sein  werden. 

Noch  mehr  als  das  OVG.  und  Fuisting  betont  Peters^)  bei  der  Be- 
griffsdefinition der  Reparaturkosten  das  Merkmal  der  Brauchbarkeit.  In- 
folge des  Produktionsprozesses  werde  die  Ertragsfähigkeit  der  Quelle  durch 
Einzelschäden  an  derselben  gemindert.  Sache  der  Instandhaltung  sei  es 
nun,  diese  aufzuheben  und  die  Ertragsfähigkeit  der  Quelle  auf  gleicher 
Höhe  zu  erhalten.  Nicht  Instandhaltungs-  resp.  Reparaturkosten  sind  da- 
gegen solche  Aufwendungen,  durch  welche  „die  Brauchbarkeit  eines  Gutes 
für  die  Einkommensquelle,  der  es  dient,  über  die  Beseitigung  der  durch 
die  Produktion  hervorgerufenen  Einzelschäden  hinaus  erhöht,  und  dadurch 
diese  Quelle  selbst  besser  wird".^)  Aber  noch  mehr.  Sinkt  die  Ertrags- 
fähigkeit einer  Quelle,  weil  die  regelmässige  Unterhaltung  unterlassen 
wurde,  und  wird  sie  nun  auf  einmal  unter  Aufwendung  grösserer  Kosten 
auf  die  frühere  Höhe  der  Ergiebigkeit  gebracht,  so  sei  dies  eine  Ver- 
mögensverbesserung und  keine  Reparatur.  Es  ist  aber  mindestens  fraglich, 
ob  sich  diese  Folgerung  aus  seiner  Definition  der  Instandhaltungskosten 
ziehen  lässt;  es  handelt  sich  ja  um  nichts  anderes  als  um  das  Gutmachen  von 
Schäden,  die  infolge  des  Produktionsprozesses  entstanden  sind,  die  aber  nicht 
von  Jahr  zu  Jahr  wieder  ausgeglichen  wurden,  sondern  sich  nur  eine  Zeit- 
lang gehäuft  haben.  Immerhin  ist  es  beachtenswert,  dass  er  mit  letzterer 
Auffassung  in  Gegensatz  zum  OVG.  tritt.  Letzteres  sieht  doch  als  Repa- 
raturkosten noch  diejenigen  Aufwendungen  an,  welche  die  Ertragsfähigkeit 
einer  Quelle  —  mag  sie  infolge  Unterlassung  von  regelmässiger  Unter- 
haltung auch  noch  so  gesunken  sein  —  auf  die  ursprüngliche  Höhe  wieder 
bringt  oder  auf  die  Höhe,  in  der  sie  sich  bei  der  Übernahme  durch  den 
Censiten  befunden  hat. 

V.  WiLMOwSKi^)  verwirft  das  Moment  der  Ertragsfähigkeit.  „Eine 
Unterscheidung  der  Reparaturkosten,  je  nach  dem  mit  der  Reparatur  die 

1)  Entscheidungen  Bd.  III,  S.  168;  Fuisting  S.  156. 

2)  Entscheidungen  Bd.  III,  S.  186. 

3)  Fuisting  a.  a.  0.  S.  79. 
Entscheidungen  Bd.  III,  S.  117. 

^)  Peters,  Einkommen  und  Vermögen  bei  physischen  Personen  nach  dem  Ein- 
kommensteuergesetz vom  25.  Juni  1891.  Preussisches  Verwaltungsblatt  Bd.  XVII,  S.  195. 

^)  V.  WiLMOWSKi,  Zur  Auslegung  des  §  9  des  Einkommensteuergesetzes  v,  24.  Juni 
1891.    Preuss.  Verwaltungsbl.  Bd.  XX,  S.  246. 
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Erhöhung  des  Ertrages  bezweckt  oder  erreicht  wird  oder  nicht,  erscheint 
mir  unmöglich."  „Nicht  massgebend  kann  die  Unterscheidung  sein,  ob  die 
Anlagen  nur  die  Fortführung  des  Betriebes  in  bisherigem  Umfange  oder 
die  Ausdehnung  desselben  über  den  bisherigen  Umfang  hinaus  bezwecken." 
Der  Begriff  der  Reparatur  bedarf  nach  ihm  vielmehr  keiner  Definition;  „sie 
bildet  den  Gegensatz  zur  Neuanlage,  zum  Umbau,  Erweiterungsbau.  Wo 
die  Grenze  zu  ziehen  ist,  muss  im  Zweifel  nach  den  besonderen  Umständen 
des  einzelnen  Falles  beurteilt  werden."  Weil  er  hier  keine  scharfen 
Grenzen  zieht,  trägt  er  wenig  zur  Klarlegung  des  Begriffes  der  Reparatur 
bei,  jedenfalls  weniger  wie  das  OVG.  Beachtenswert  ist  es  nur,  dass 
V.  WiLMOWSKi  der  einzige  ist,  der  die  Erhöhung  der  Ertrag sfähigkeit  über 
eine  gewisse  Grenze  hinaus  als  Ausgangspunkt  bei  der  Begriffsbestimmung 
der  Reparaturkosten  verwirft. 

Überblicken  wir  noch  einmal  kurz  das  bisher  Gesagte,  so  kommen 
wir  zu  dem  Resultate,  dass  über  den  Begriff  der  Reparaturkosten  sehr 
schwerwiegende  Differenzen  existieren.  Beispielsweise  ist  der  Unterschied 
in  der  Auffassung  des  OVG.  und  der  von  Pohl  und  Peters  über  die  Höhe, 
bis  zu  welcher  Aufwendungen  für  die  Reproduktion  des  Gebäudekapitals 
noch  als  Reparaturkosten  anzusehen  sind,  ein  ausserordentlich  grosser. 
Aber  abgesehen  davon,  ist  auch  die  Begründung  der  vertretenen  Ansichten 
durchweg  lückenhaft.  Eine  theoretisch  und  praktisch  einwandfreie  Definition 
der  Reparaturkosten  ist  bisher  in  der  Literatur  nicht  vorhanden.  Den  Ver- 
such, sie  zu  geben,  können  wir  unsererseits  erst  im  zweiten  Teil  der  vor- 
liegenden Arbeit  machen,  nachdem  wir  eine  Reihe  von  Fragen,  die  damit 
in  engem  Zusammenhange  stehen,  erörtert  haben. 

2.  Amortisationsfrage. 

Eingehender  als  mit  der  Frage  der  Reparaturkosten  hat  man  sich 
mit  der  Frage  der  Amortisation  beschäftigt,  wozu  immer  neuen  Anstoss 
die  vielumstrittene  Frage  gab,  ob  bei  Bemessung  der  Amortisationsrate  die 
Zinseszinsrechnung  in  Anwendung  zu  bringen  ist  oder  nicht.  Wir  glauben, 
das  in  der  Literatur  über  die  begriffliche  Seite  der  Amortisationsfrage  Vor- 
handene am  übersichtlichsten  wiedergeben  zu  können,  w^enn  wir  dasselbe 
nicht  rein  chronologisch,  sondern  nach  einigen,  hauptsächlich  zum  Vor- 
schein kommenden  Gesichtspunkten,  gruppieren. 

Die  älteren  Autoren  beschäftigen  sich  wenig  mit  dem  Wesen  der 
Amortisation.  Man  begnügt  sich  Normalsätze  für  die  Amortisation  von 
Gebäuden  verschiedener  Bau-  und  Nutzungsart  aufzustellen,  wobei  man 
stillschweigend  die  Methode  der  gleichmässigen  Verteilung  der  Neubaukosten 
auf  die  mutmassliche  Nutzungsdauer  anwendet.  So  vor  allem  Block  ^)  und 
Engel; 2)  andere  übernehmen  dann  meistens  die  Zahlen  der  letzteren. 

Gegen  diesen  als  selbstverständlich  angenommenen  Standpunkt  erhob 
sich  schon  frühzeitig  Widerspruch,  namentlich  seitens  Fühlings.    Er  weist 

1)  Block,  Mitteilungen  landwirtschaftlicher  Erfahrungen.  Breslau  1834,  Bd.  III  §  9. 

2)  Engel,  Handhuch  des  landwirtschaftlichen  Bauwesens.   Berlin  1879,  S.  66. 
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darauf  Mu,  dass  die  Amortisationsrechnung  den  Zweck  habe,  einen  Er- 
neuerungsfonds anzusammeln,  welcher  die  Kosten  des  Neubaues,  wenn  das 
alte  Gebäude  nicht  mehr  nutzungsfähig  ist,  bestreiten  soll.  Sammelt  man 
nach  ihm  aber  einen  Erneuerungsfonds  an,  dann  bringen  selbstverständlich 
auch  die  einzelnen  Raten  Zinsen  und  Zinseszinsen ;  deshalb  fordert  Fühling 
auch,  dass  man  die  Höhe  der  Erneuerungsquote  mit  Hilfe  der  Zinseszins- 
rechnung bestimmt.  Er  fühlt  sich  aber  gezwungen,  besonders  noch  hervor- 
zuheben, dass  diese  Methode  nur  Sinn  habe,  wenn  ein  Fonds  tatsächlich 
angesammelt  wird,  andernfalls  „ist  das  Ganze  eine  grosse  Illusion".^) 

Dieselbe  Ansicht  über  die  Amortisationsrechnung  hat  weiter  v.  Malin- 
KOWSKL  Eine  solche  Rechnung  würde  übrigens  auch  der  Wirklichkeit 
entsprechen,  denn  „es  ist  ja  allbekannt,  dass  die  Abnutzung  der  Gebäude 
nicht  der  Zeitdauer  ihres  Bestehens  proportional  ist,  sondern  dass  in  der 
ersten  Zeit  eine  Änderung  im  Bauzustande  kaum  wahrzunehmen  ist,  während 
später  der  Zustand  des  Gebäudes  sich  sehr  rasch  verschlechtert".^) 

In  ähnlicher  Weise  interpretierte  man  anfangs  den  §  9  I  5  des  Ein- 
kommensteuergesetzes, wo  es  heisst:  „vom  Einkommen  sind  in  Abzug  zu 
bringen:  5.  die  regelmässigen  jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von 
Gebäuden,  Maschinen,  Betriebsgerätschaften  usw.,  soweit  solche  nicht  bereits 
unter  den  Betriebsausgaben  verrechnet  sind."^)  Daraufhin  zielt  die  Ver- 
fügung des  Finanzministers  vom  3.  Februar  1892.^)  Es  heisst  da:  „Die 
gemäss  §  9  1 5  zulässigen  Abzüge  für  Abnutzung  von  Gebäuden,  Maschinen, 
Betriebsgerätschaften  usw.  haben  für  den  Steuerpflichtigen  die  wirtschaft- 
liche Bedeutung  von  Rücklagen,  durch  deren  Ansammlung  er  sich  nach 
Ablauf  der  Abnutzungsperiode  das  zur  Wiederherstellung  bezw.  Neu- 
beschaffung der  abgenutzten  Gebäude,  Maschinen  usw.  erforderliche  Kapital 
sicherstellt."  Dieselbe  Auffassung  finden  wir  auch  in  einigen  Urteilen  des 
OVG.  vertreten.  So  spricht  man  in  der  Entscheidung  vom  25.  Mai  1893 
von  einer  steuerfreien  Ansammlung  eines  Baufonds."  ^)  An  anderer  Stelle 
heisst  es:  „Abschreibungen  .  .  .  bezwecken  die  Ansammlung  der  Geldmittel, 
um  diejenigen  Gegenstände,  die  im  Laufe  des  Betriebes  abgenutzt  und 
wertlos  werden,  seinerzeit  zu  ersetzen.    Hiernach  dienen  z.  B.  die  Ab- 

1)  FÜHLING,  Ökonomik  der  Landwirtschaft.    Berlin  1889,  S.  88. 

2)  V.  Malinkowski,  Wiener  landwirtschaftliche  Zeitung  1884,  S.  347. 

^)  Auch  das  alte  Gesetz,  betr.  die  Einführung  einer  Klassen-  und  klassifizierten 
Steuer  vom  1.  Mai  1851  besagt  im  §  30:  „Als  Ausgaben  dürfen  ausser  den  üblichen  Ab- 
setzungen für  jährliche  Abnutzungen  von  Gebäuden  und  Utensilien,  ...  in  Abzug  ge- 
bracht werden".  (Gesetzes-Sammlung  S.  206).  In  der  Steuerpraxis  beobachtete  man  den 
Standpunkt  der  „gleichen  Verteilung  der  Erneuerungskosten  auf  die  einzelnen  Jahre  der 
Abnutzungsperiode"  bei  der  Berechnung  der  Quote  (Entscheidungen  des  OVG.  Bd.  X,  S.  73). 
Doch  schon  im  Jahre  1883  äussert  das  OVG.  in  einem  Urteil  vom  12.  November  d.  J. 
Bedenken  gegen  diese  Auffassung,  „da  bei  grösseren  Unternehmungen  und  langen  Ab- 
nutzungsperioden der  Zinseszins  nicht  füglich  ausser  acht  gelassen  werden  könnte".  (Ent- 
scheidungen des  OVG.  Bd.  X,  S.  74.) 

*)  Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  preussischen  Staate 
Heft  35,  S.  9. 

5j  Entscheidungen  Bd.  I,  S.  389. 
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Schreibungen  bei  Gebäuden  dazu,  seinerzeit  den  Neubau,  nicht  die  Unter- 
haltung, durch  Ansammlung  des  erforderlichen  Fonds  zu  ermöglichen."^) 
Eine  ähnliche  Äusserung  finden  wir  in  der  Entscheidung  vom  21.  März 
1895.^)  Diese  Auffassung  von  der  Amortisation  führte  natürlich  zur  Zinses- 
zinsrechnung bei  der  Feststellung  der  Höhe  der  Amortisationsrate.  Das 
OVG.  hält  es  daher  auch  für  richtig,  wenn  für  ein  Haus  mit  voraussicht- 
licher löOjähriger  Nutzungsdauer  die  Rate  0,01  %  des  Feuerversicherungs- 
wertes beträgt.^) 

Auch  FüiSTiNG  kommentiert  in  den  ersten  Auflagen  seines  Kommentars 
den  §  9  I  5  in  derselben  Weise,  wie  das  OVG.  „Allgemeine  wirtschaft- 
liche Rücksichten  bedingen  die  Notwendigkeit  jährlicher  Ersparnisse  oder 
Rücklagen  aus  den  Einkünften,  um  hieraus  nach  eingetretener  völliger 
Gebrauchsunfähigkeit  den  Ersatz  bestreiten  zu  können."^) 

Indem  wir  nun  dazu  übergehen,  was  man  gegen  die  eben  skizzierten 
Ansichten  vorgebracht  hat,  wollen  wir  zunächst  nur  die  Einwände  gegen 
die  Zinseszinsmethode  anführen,  um  dann  erst  weiter  unten  auf  die  Theorie 
vom  Neubaufonds  als  Ergebnis  der  Amortisation  noch  einmal  zurückzukommen. 

Gegen  die  Zinseszinsmethode  werden  zwei  Momente  angeführt.  Zu- 
nächst: Die  mit  der  Zinseszinsmethode  durchgeführte  Amortisationsrechnung 
setze  ja  auch  nach  der  Meinung  ihrer  Verfechter  voraus,  dass  ein  Er- 
neuerungsfonds wirklich  gesammelt  werde.  Tatsächlich  geschieht  das  aber 
so  gut  wie  nie,  vielmehr  verblieben  die  Raten  als  Betriebskapital  in  der 
Wirtschaft.  Die  ganze  Methode  stütze  sich  daher  auf  eine  im  Leben  nicht 
zutreffende  Voraussetzung  und  sei  daher  nichts  als  eine  unpraktische  Fiktion. 
Sie  wäre  nur  anwendbar,  „wenn  es  Neubauversicherungsanstalten  gäbe,  bei 
denen  man  durch  Jahreszahlungen  und  deren  Zinsen  und  Zinseszinsen 
Neubaufonds  ansammeln  könnte.  Institute,  welche  jedoch  bisher  nicht 
existierten."^)  Auch  v.  d.  Goltz ^)  und  das  OVG.  in  seinen  späteren 
Urteilen'^)  führen  dieses  Moment  gegen  die  Zinseszinsmethode  an.  Nach 
ihnen  ist  diese  Methode  aber  auch  in  den  Fällen  falsch,  wo  ein  Fonds 
wirklich  gesammelt  wird,  weil  dann  die  sich  ansammelnden  Zinsen  wieder 
als  „Einkommen  aus  Kapitalvermögen"  besteuert  werden  müssen.^) 

Aus  diesen  Gründen  verwerfen  die  im  folgenden  Abschnitte  zu  be- 
handelnden Autoren  die  Zinseszinsmethode  bei  Berechnung  der  Amortisations- 


1)  Entscheidungen  Bd.  IV,  S.  338. 

2)  Ebenda  Bd.  IV,  S.  31. 

8)  Ebenda  Bd.  II,  S.  60,  61. 

*)  FüiSTiNG  a.  a.  0.  3.  Aufl.    Anm.  21  zu  §  9. 

^)  V.  WiLMOWSKi,  Die  Abschreibungen  für  Abnutzung  usw.  nach  den  Bestimmungen 
des  Einkommensteuergesetzes  v.  24.  Juni  1891.    Verw.-Arch.  Bd.  III,  S.  369. 

V.  D.  Goltz,  Die  Berechnung  des  Aufwandes  für  Unterhaltung  und  Abnutzung 
der  Gebäude  bei  Feststellung  des  Einkommens.  Deutsche  landw.  Presse  1892,  No.  73; 
Betriebslehre  S.  131. 

')  Entscheidungen  Bd.  V.  S.  282. 

^)  FuiSTiNG,  Die  preussischen  direkten  Steuern  Bd.  IV,  S.  143. 
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rate,  halten  aber  an  der  Neubaufondstheorie  fest  und  weisen  daher  eine 
nahe  Verwandschaft  mit  Fühling  und  seiner  Auffassung  auf. 

V.  D.  Goltz  sagt  darüber:  „Bei  exakter  Geld  Wirtschaft  müsste  eigent- 
lich jedes  Jahr  von  dem  erzielten  Ertrage  so  viel  zurückgelegt  werden,  als 
nötig  ist,  um  die  zur  Zeit  vorhandenen  Gebäude  zu  erneuern,  wenn  die- 
selben in  einen  unbrauchbaren  Zustand  gekommen  sind.  Mit  anderen 
Worten,  es  müsste  durch  regelmässige  Ansammlung  bestimmter  jährlicher 
Geldbeträge  allmählich  ein  Fonds  gebildet  werden,  aus  welchem  die  Kosten 
für  etwaige  Neubauten  bestritten  werden  können.  Den  tatsächlichen  Zu- 
ständen scheint  es  entsprechender  zu  sein,  den  Amortisationsfond  als  eine 
einfache  Ansammlung  der  jährlichen  Quoten  und  nicht  als  ein  zinstragen- 
des Kapital  anzusehen.  Denn  der  Landwirt  pflegt  die  Amortisationsbeträge 
für  das  Gebäudekapital  nicht  jährlich  zurückzulegen  und  auf  Zinsen  zu 
geben  oder  gar  die  Zinseszinsen  aufzusammeln."  ^) 

Dieselbe  Ansicht  vertritt  auch  v.  Seelhorst.  Die  durch  die  Ab- 
nutzung hervorgerufene  Wertverminderung  der  Gebäude  müsste  aus  dem 
Ertrage  ausgeschieden  und  zu  einem  Neubaufonds  angesammelt  werden. 
„Es  wird  der  Neubaufonds  entsprechend  der  Abnutzung  des  Gebäudewertes 
jährlich  ansteigen,  so  dass  er,  wenn  das  Gebäude  verbraucht  ist,  der  zum 
Neubau  erforderlichen  Summe  gleich  kommen  wird."^)  Die  jährliche  Quote 
müsste,  streng  genommen,  gleich  der  jährlichen  Abnutzung  sein.  Aus  prak- 
tischen Gründen  sei  sie  aber  für  alle  Jahre  der  Nutzungsperiode  gleich 
hoch  zu  bemessen.^)  Übrigens  entspreche  dies  auch  der  Wirklichkeit,  denn 
es  sei  wahrscheinlich,  dass  die  Abnutzung  gleichmässig  fortschreitend  vor 
sich  geht.  Zur  Begründung  dieser  Ansicht  nimmt  er  an,  dass  die  Ab- 
nutzung entweder  in  geometrischer  oder  in  arithmetischer  Progression  oder 
endlich  gleichmässig  vor  sich  geht.  Da  es  nun  nach  ihm  unwahrschein- 
lich ist,  dass  die  Gebäudeabnutzung  eine  geometrisch  oder  arithmetisch 
progressive  ist,  muss  sie  eine  gleichmässige  sein.*)  Sein  Beweis  ist  aber 
unzureichend,  dies  schon  deshalb,  weil  neben  den  von  ihm  angenommenen 
Fällen  noch  tausend  andere  möglich  sind. 

Auch  Krafft  spricht  von  der  Ansammlung  eines  Amortisationsfonds. 
„Aus  welchem  erforderliche  Neubauten  bestritten  werden  können,"  und 
zwar  durch  einfache  Ansammlung  der  einzelnen  Quoten.^) 

Schliesslich  nennen  wir  hier  noch  Krämer.  Wir  lesen  u.  a.  bei  ihm 
folgendes:  „Der  Vorgang  der  Keproduktion  der  Bauanlagen  vollzieht  sich 
in  der  Weise,  dass  von  dem  jährlichen  Ertrage  des  betreffenden  Unter- 
nehmens ein  Teil  zu  dem  Zwecke  ausgeschieden  wird,  um  während  der 
Dauer  der  Bauten  einen  Fonds  anzusammeln,  welcher  hinreicht,  um  schliess- 

1)  V.  D.  Goltz,  Handbuch  der  landwirtschaftlichen  Betriebslehre  3.  Aufl.,  S.  131. 

2)  V.  Seelhokst,  Die  Belastung  der  Grundrente  durch  das  Gebäudekapital  in  der 
Landwirtschaft.    Jena  1890,  S.  2. 

3)  Derselbe  S.  60. 
Derselbe  S.  37  ff. 

Krafft,  Lehrbuch  der  Landwirtschaft  Bd.  IV,  7.  Aufl.,  S.  22  u.  32. 
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lieh  je  nach  Erfordernis  einen  Neubau  herzustellen.*'  ^)  Für  die  richtigste 
Methode  hält  auch  er  die  Summierung  der  einfachen  Eaten.  Doch  gibt 
er  auch  die  Möglichkeit  der  Anwendung  einer  Zinseszinsrechnung  bei  Be- 
stimmung derselben  zu.  Er  tut  dies  namentlich  bei  Besprechung  der 
Meliorationen  von  beschränkter  Dauer.  Das  einfache  Y er teilungs verfahren 
fasse  die  einzelnen  Abnutzungsbeträge  als  müssiges  oder  totes  Kapital  auf, 
„indessen  man  sich  doch  vorzustellen  hat,  dass  dieselben  von  ihrem  Ein- 
gange  an  bis  zur  völligen  Abnutzung  der  Meliorationen  wiederum  zins- 
tragend angelegt  werden  können".  Eine  unmittelbar  praktische  Bedeutung 
gewinne  letztere  Berechnungsart  im  Pachtverhältnis,  und  zwar  in  allen 
Fällen,  wo  Kosten  der  Meliorationen  durch  den  Pächter  übernommen 
werden,  wo  es  sich  also  beim  Auflösen  des  Pachtverhältnisses  um  die  Fest- 
stellung der  Höhe  des  amortisierten  resp.  noch  nicht  amortisierten  Kapitals 
handelt.^ ) 

Um  noch  einmal  das  bei  dieser  Gruppe  uns  wesentlich  Erscheinende 
kurz  hervorzuheben,  sei  festgestellt:  Theoretisch  wird  die  Amortisations- 
berechnung aus  der  Notwendigkeit  der  Ansammlung  eines  Erneuerungsfonds 
erklärt,  der  nun  allerdings  nicht,  wie  Fühling  es  verlangt,  durch  Hinter- 
legung der  einzelnen  Quoten  ausserhalb  der  Wirtschaft  entstehen  braucht, 
sondern  auch  innerhalb  der  Wirtschaft  selbst  sich  bilden  kann.  Da  nun 
letzteres  praktisch  so  ziemlich  die  Kegel  bildet,  und  da  die  Zinseszins- 
methode bei  Berechnung  der  Amortisationsrate  nur  dann  angebracht  sein 
soll,  wenn  der  Fonds  tatsächlich  gesammelt  wird,  und  wenn  die  von  ihm 
abgeworfenen  Zinsen  nicht  wieder  besteuert  werden,  so  muss  als  Methode 
zur  Berechnung  der  jährlichen  Amortisationsrate  die  einfache  Verteilung 
des  Neubau-  resp.  Zeitwertes  auf  die  mutmassliche  Nutzungsdauer  an- 
gewendet werden. 

Gegen  die  Neubaufondstheorie  wendet  sich  zunächst  Friedberg  mit 
folgendem  Einwände:  Wenn  die  Amortisationsrechnung  sich  aus  der  Not- 
wendigkeit der  Ansammlung  eines  Erneuerungsfonds  ergibt  oder  erklärt, 
dann  ist  sie  nach  ihm  in  allen  den  Fällen  unnötig,  ja  direkt  falsch,  wo  es 
sich  um  Gegenstände  handelt,  die  nicht  wieder  ersetzt  werden  sollen  oder 
kömien.  ^)  Solche  Fälle  kommen  nun  in  Wirklichkeit  oft  vor.  Denken  wdr 
uns,  wegen  Einschränkung  der  Schafhaltung  wird  ein  Schafstall  überflüssig 
und  wird  daher  nach  seinem  Verbrauchtsein  nicht  neu  gebaut.  Wollte 
man  also  der  Neubaufondstheorie  treu  bleiben,  müsste  man  die  Amortisation 
des  alten  Schafstalles  ganz  unterlassen  oder  doch  wenigstens  zugeben,  dass 
sie  in  diesem  Falle  nicht  angebracht  ist.  Wir  können  diesen  Gedanken 
noch  dahin  erweitern,  dass  wir  an  folgendes  erinnern.  In  den  weitaus 
meisten  Fällen  wird  das  neue  Gebäude  nicht  mit  demselben  Kostenaufwande 

^)  Krämer,  Die  Grundlagen  und  die  Einrichtung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes; 
V.  D.  Goltz,  Handbuch  der  gesamten  Landwirtschaft  Bd.  I,  S.  76. 

'•^)  V.  D.  Goltz,  Handbuch  der  gesamten  Landwirtschaft  Bd.  1,  S.  178/79. 

^)  Friedberg,  Über  Abschreibungen  nach  dem  Einkommensteuergesetz  v.  24.  Juli 
1891.    Verw.-Arch.  Bd.  IX,  S.  8. 
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hergestellt,  wie  das  alte,  es  wird  meist  teurer  oder  billiger  sein.  AVie  nun? 
Soll  der  Erneuerungsfonds  bis  zur  Höbe  der  Kosten  des  neu  zu  errichten- 
den Gebäudes  oder  nur  bis  zur  Höhe  der  Neubaukosten  des  alten  gesammelt 
werden?  Wenn  man  konsequent  an  obiger  Thorie  festhalten  wollte,  müsste 
der  Fonds  bis  zur  Höhe  der  Baukosten  des  Neubaues  steigen.  Wenn  die 
ilutoren  dies  nicht  verlangen  —  was  sie  tatsächlich  nicht  tun  —  so  können 
sie  auch  nicht  von  einem  Neubau-  oder  Erneuerungsfonds  sprechen,  sondern 
höchstens  von  einem  Amortisationsfonds.  Nicht  die  Bildung  eines  Er- 
ueuerungsfonds,  sondern  die  Amortisation  des  angelegten  Kapitals  scheint 
hiernach  das  primäre  zu  sein.  ^) 

Einen  weiteren  Einwand  gegen  die  Begründung  der  Amortisation  mit 
der  Notwendigkeit  der  Ansammlung  eines  Erneuerungsfonds  bringt  eine 
neue  Entscheidung  des  OVG.,  in  der  es  heisst,  dass  weder  die  Bildung 
eines  Erneuerungsfonds,  noch  auch  die  x^mortisation  des  Anlagekapitals 
zum  Wesen  der  Amortisation  gehört.  Indem  wir  die  diesbezügliche  Argu- 
mentation verfolgen,  lernen  wir  eine  weitere  Auffassung  von  der  Amorti- 
sation kennen. 

Wir  wissen  schon,  dass  das  OVG.  anfangs  die  Theorie  vom  Neubau- 
fonds mit  der  Zinseszinsmethode  verteidigte.  Mit  ihr  brach  es  entschieden 
in  der  Entscheidung  der  vereinigten  Steuersenate  vom  27.  November  1896. 2) 
Seine  nunmehrige  Beweisführung  ist  kurz  folgende: 

Bei  dem  Produktionsprozess  nutzen  sich  die  Gebäude  ab.  Diese  Ab- 
nutzung erscheint  im  Rohertrage  wieder.  Wollen  wir  den  Reinertrag,  oder 
wie  es  hier  immer  heisst,  das  Reineinkommen,  feststellen,  so  muss  der 
Wert  dieser  Abnutzung  aus  dem  Rohertrage  ausgeschieden  werden.  Denn 
„nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  ist  unter  dem  Reineinkommen  einer 
Einkommensquelle  nur  derjenige  Betrag  zu  verstehen,  welcher  sich  ergibt, 
nachdem  von  der  gesamten  Roheinnahme  einer  bestimmten  Wirtschafts- 
periode sowohl  die  Summe  der  während  dieses  Zeitraumes  tatsächlich  ent- 
standenen Betriebskosten  als  auch  der  volle  Betrag,  um  welchen  sich  der 
Wert  der  zur  Erzielung  der  Roheinnahme  verwendeten  Bestandteile  des 
Stammvermögens  infolge  dieser  Verwendung  während  desselben  Zeitraumes 
verringert  hat,  in  Abzug  gebracht  ist".^)  „Der  Betrag  der  Abschreibung 
wegen  Abnutzung  muss  sich  mit  dem  vollen  Betrage  der  Wertverminderung 
der  abgenutzten  Gegenstände  decken."^)  Diese  Abschreibungen  werden 
durch  die  Amortisationsrechnung  vorgenommen.  Also  Zweck  und  Wesen 
der  Amortisation  sei  die  Ausscheidung  eines  Vermögensverlustes  aus  dem 
Rohertrage  (Roheinkommen),  nicht  die  Ansammlung  eines  Fonds.  „Die 

^)  Ein  wirtschaftlich  Handelnder  wird  meistens,  wenn  Neubauten  bevorstehen,  an 
die  Bildung  eines  Neubaufonds,  und  zwar  möglichst  bis  zur  vollen  Höhe  der  für  den  Neu- 
bau berechneten  Kosten,  denken,  z.  B.  dadurch,  dass  er  beizeiten,  namentlich  in  guten 
Jahren,  grössere  Geldbeträge  zu  diesem  Zwecke  zurücklegt.  Dies  gehört  aber  in  ein 
ganz  anderes  Kapitel  der  Betriebslehre  und  hat  mit  unserer  Frage  nichts  zu  schaffen. 

2)  Entscheidungen  Bd.  V,  S.  270  ff. 

3)  Ebenda  S.  279. 


Ansammlung  eines  Erneueningsfonds  ist  nicM  Grund  und  Zweck,  sondern 
nur  eine  mögliche  und  regelmässig  auch  nützliche  Folge  der  Abschreibung."^) 
Diese  Theorie  scheidet  nach  der  Ansicht  des  OVGr.  die  früher  von  ihm 
verteidigte  Zinseszinsrechnung  aus  der  Amortisation  aus,  denn  wenn  jedesmal 
der  volle  Wert  der  Abnutzung  abgeschrieben  wird,  so  summieren  sich  diese 
Abzüge  ohne  Zinseszinsen  während  der  Nutzungsperiode  zum  Neubauwert, 
vorausgesetzt,  dass  keine  Erweiterungsbauten  vorgenommen  waren  (im 
letzten  Falle  zum  Neubauwert  plus  den  Kosten  des  Erweiterungsbaues). 
Die  Berechnungsmethode,  die  sich  hieraus  ergibt,  geht  aber  dahin,  jedesmal 
die  Abnutzung  der  für  die  Reinertragsberechnung  massgebende  Zeit  fest- 
SKstellen.  „Es  bedarf  lediglich  der  Ermittelung  des  Wertes  der  fraglichen 
Bestandteile  bei  Beginn  und  am  Schluss  dieses  Zeitraumes." 

Da  nun  eine  solche  Methode  praktisch  undurchführbar  ist,  macht  man 
die  stille  Voraussetzung^  dass  das  Gebäude  sich  gleichmässig  abnutzt,  und 
lässt  die  Amortisationsquote  durch  Division  des  Neubauwertes  resp.  Zeit- 
wertes durch  die  mutmassliche  Anzahl  der  Nutzungsjahre  berechnen.  Das 
OVG.  kommt  also  praktisch  zu  demselben  Eesultate,  wie  die  im  vorigen 
Abschnitte  genannten  Autoren,  wenn  auch  auf  anderem  Wege  und  mit 
einer  ganz  anderen  Begründung. 

Bei  dieser  Erklärung  des  Wesens  der  Amortisation  ist  das  OVG.  bis 
heute  geblieben.  Die  späteren  Urteile  berufen  sich  meistens,  soweit  sie 
sich  mit  der  Frage  der  Amortisation  beschäftigen,  nur  auf  die  Entscheidung 
vom  27.  November  1896.  Neues  bringen  sie  nicht.  Wir  verweisen  dies- 
bezüglich auf  die  Urteile  vom  8.  Novem'ber  1900,  3.  April  1901  und  31.  Mai 
1902.'-^)  Auch  aus  Anlass  der  Verhandlungen  im  preussischen  Abgeordneten- 
hause bei  der  Novelle  vom  19.  Juni  1906  wurde  an  dieser  grundlegenden 
Erklärung  der  Amortisationsfrage  nicht  gerüttelt.  Bei  der  Diskussion  in 
der  Kommission  erklärte  der  Eegierungsvertreter,  dass  „dem ,  Gedanken, 
wie  er  in  der  bisherigen  No.  5  (des  §  9)  liege,  nur  eine  präzisere  Form 
gegeben  werden  solle". ^) 

FuiSTiNG  folgt  in  obiger  Frage  so  ziemlich  dem  OVG.  Seine  Definition 
der  Abschreibungen  ist  nur  ein  Ausdruck  der  vom  OVG.  in  der  besprochenen 
Entscheidung  der  vereinigten  Steuersenate  vertretenen  Ansicht.  „Die  all- 
gemeinen Abschreibungen  bringen  diejenigen  Wertverminderungen  zum 
Ausdrucke,  welche  die  einzelnen  Bestandteile  des  Erwerbsvermögens  der 
Quelle  während  der  massgebenden  Jahresfrist  durch  die  Verwendung  zur 
Erzielung  des  Rohertrages  erlitten  haben."*)  In  bezug  auf  die  Methode 
schreibt  er:  „Eine  Verschiedenheit  im  Grade  der  Entwertung  lässt  sich 
ohne  Willkür  kaum  bestimmen.  Hiernach  würde  eine  gleichmässig  pro- 
zentuale Bemessung  der  Abnutzungsquote  für  die  ganze  Zeitdauer  nach 

1)  Entscheidungen  Bd.  V,  S.  280. 

2)  Nach  FuiSTiNG  a.  a.  0.  6.  Aufl.,  S.  96  u.  159.  Auch  Entscheidungen  Bd.  IX,  S.  90. 
''^)  Anlagen  zu  den  stenographisch.  Berichten  üb.  d.  Verhandinngen  des  preussischen 

Hauses  der  Abgeordneten  II.  Session  1905/06  Bd.  VI,  S.  3511. 
FUISTING  Bd.  IV,  S.  142. 
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dem  ursprünglichen  Werte  den  Vorzug  verdienen."^)  Andererseits  aber 
gibt  er  zu,  „dass  einer  solchen  ßerechnungsweise  für  Gebäude  usw.  von 
langer  Dauer  wegen  der  Schwierigkeit  richtiger  Bestimmung  der  Dauer, 
sowie  wegen  der  im  Laufe  langer  Jahre  eintretenden  Veränderungen  in 
der  Zweckbestimmung  der  Gebäude,  in  den  Werten,  in  der  Person  des 
Besitzers  usw.  erhebliche  Bedenken  entgegenstehen  können.  Allein,  ähn- 
liche Schwierigkeiten  ergeben  sich  bei  jeder  anderen  Art  der  Berechnung 
der  Abnutzungsquote.  "2) 

Ähnliche  Gedanken  finden  wir  bei  Clausen.  Es  handelt  sich  hier 
um  einen  Artikel  in  der  Illustrierten  landwirtschaftlichen  Zeitung  aus  dem 
Jahre  1895,  der  also  vor  der  hier  in  Frage  kommenden  Entscheidung  des 
OVG.  erschienen  ist.  Wir  lesen  da:  ,, Handelt  es  sich  um  Feststellung  des 
persönlichen  Einkommens  oder  des  Eeinertrags  auf  Grund  und  Boden  für 
eine  verflossene  Periode  auf  Grund  der  laufenden  Rechnung,  bezw.  wirk- 
lich vorhandener  Zahlen,  dann  muss  vom  Gebäudekapital  die  tatsächlich 
vorhandene  Abniäzimg  abgeschrieben  werden.  ^)  Das  kingt  nun  beinahe, 
als  ob  es  ein  Zitat  aus  der  genannten  später  erlassenen  Entscheidung  vom 
27.  November  1896  wäre.  Clausen  fährt  dann  fort:  „Es  kann  in  Zweifel 
gezogen  werden,  dass  die  Gebäude  sich  während  ihrer  Dauer  gleichmässig 
abnutzen,  und  zwar  mit  Eecht.  Der  Wirklichkeit  dürfte  es  mehr  ent- 
sprechen, wenn  eine  Skala  aufgestellt  würde,  wonach  die  Abnutzungsquote 
in  der  ersten  Zeit  der  Dauer  des  Gebäudes  gering  ist,  aber  stetig  bis  zur 
vollständigen  Abnutzung  der  Gebäude  zunimmt  .  .  .  Die  Aufstellung  einer 
zweckentsprechenden  Skala  hat  ihre  Schwierigkeiten,  und  sie  macht  die 
Berechnung  der  Abnutzungsquote  auch  noch  komplizierter  .  .  .  Die  Tat- 
sache, dass  Landwirte,  welche  jährlich  grössere  Summen  am  Grundkapital 
abzuschreiben  haben,  auch  meistens  im  Besitze  von  mehreren  Gebäuden 
im  verschiedenen  Alter  sind,  trägt  auch  zum  Ausgleich  etwaiger  Un- 
gerechtigkeiten bei."  Deshalb  sei  die  von  Jahr  zu  Jahr  gleichbleibende 
Abnutzungsquote  beizubehalten.^)  Gegen  die  Zinseszinsmethode  bringt 
Clausen  noch  einen  sonderbaren  Einwand  vor.  „AVas  die  Gebäude  ab- 
nutzen, ist  ein  Verlust  am  Vermögen,  der  dem  Inhaber  durch  den  Gebrauch 
und  den  Einfluss  der  Natur  jährlich  wird.  Ein  Verlust  kann  eo  ipso  keine 
Zinsen  für  den  Verlierer  bringen."*)  Es  sei  nur  erwähnt,  dass  die  Ver- 
luste, von  denen  hier  die  Rede  ist,  den  Charakter  von  Aufwendungen 
haben,  die  durchaus  neue  Werte  schaffen  und  streng  von  solchen,  wie  z.  B. 
durch  Feuersbrunst  verursachten,  zu  unterscheiden  sind.  Bei  ersteren 
handelt  es  sich  um  einen  Aufwand  an  Kapital,  der  bei  der  Produktion  nicht 
nur  selbst,  sondern  mit  einem  Mehrertrage  wieder  erscheint.   Ein  Analogon 


1)  FuiSTiNG  Bd.  IV,  S.  145. 

2)  Derselbe  S.  146. 

^)  Clausen,  Über  Verzinsung  und  Amortisation  des  Gebäudekapitals.  Illustrierte 
landwirtscbaftl.  Zeitung.    Wirtschaftspolitische  Blätter  Jahrg.  95,  S.  83. 
Clausen  a,  a.  0.  S.  79. 
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haben  sie  in  den  Verlusten  von  Saatgut,  Kunstdünger,  Futtermittel,  die 
doch  auch  nur  getragen  werden,  um  grössere  Werte  zu  erzielen. 

Clausen  unterscheidet  weiter  zwei  Arten  von  Amortisationsrechnungen. 
Die  eben  besprochene  dient  nach  ihm  zur  Reinertragsberechnung  und  soll 
sich  auf  „die  laufende  Rechnung"  stützen;  aber  „es  gibt  im  Gegensatz  zu 
diesen  Rechnungen  solche,  die  sich  auf  die  Zukunft  beziehen,  welche  also 
Voranschläge  sind".  ^)  Über  die  Berechnungsmethode,  die  hier  anzuwenden 
ist,  schreibt  er:  „Handelt  es  sich  bei  Neubauten  und  bei  Ertragsanschlägen 
um  Ermittelung  der  Kosten,  welche  aus  dem  Gebäude  entstehen,  dann  sind 
die  Amortisationskosten  bezw.  Erneuerungskosten  immer  auf  Grund  der 
Zinseszinsrechnung  zu  ermitteln."  2)  Während  also  bei  den  jährlichen  Rein- 
ertragsberechnungen die  einfache  Verteilungsmethode  die  richtigere  sei, 
dürfte  nur  die  Zinseszinsmethode  in  Anwendung  kommen,  wenn  es  sich  um 
Voranschläge  oder  Rentabilitätsfragen,  mit  anderen  Worten,  wenn  es  sich 
um  die  Beantwortung  der  Frage  handelt,  was  kostet  uns  ein  Gebäude.  — 
Wir  erinnern  bei  dieser  Gelegenheit  daran,  dass  wir  zwei  solche  neben- 
einander laufende  Berechnungsmethoden  der  Amortisationsquoten  bereits 
bei  Krämer  erwähnt  fanden. 

Die  Auffassung  des  OVG.  von  der  Amortisation,  ist,  trotzdem  sie  im 
ersten  Augenblicke  überzeugend  erscheint,  nicht  ohne  ernste  Kritik  ge- 
blieben und  damit  mittelbar  auch  die  Clausens.  Es  ist  vor  allem  v.  Wil- 
MOWSKi  zu  nennen,  der  sie  von  Anfang  an  bekämpfte,  und  noch  bis  heute 
bekämpft.  Nach  ihm  führt  sie  zu  praktisch  unhaltbaren  Resultaten;  denn 
die  Erfassung  der  Abnutzung,  auf  die  das  OVG.  die  ganze  Amortisations- 
rechnung basiere,  sei  in  den  einzelnen  Fällen  praktisch  unmöglich.  Das 
OVG.  ist  sich  dieser  schwachen  Seite  seiner  Auffassung  von  der  Amorti- 
sation auch  bewusst  geworden,  macht  dsshalb  Konzessionen  an  die  Praxis, 
wie  wir  öben  gesehen  haben.  Indem  es  dies  aber  tut,  opfert  es  auch  ein 
gut  Teil  seiner  prinzipiellen  Stellung.  Zum  andern  Mal  ist  aber  nach 
V.  WiLMOWSKi  die  oberverwaltungsgerichtliche  Auffassung,  auch  rein 
theoretisch  genommen,  nicht  richtig.  „Nicht  auf  der  Verminderung  des 
objektiven  Wertes  beruht  in  Wirklichkeit  die  Berechtigung  des  Abzuges  tür 
Abnutzung,  sondern  auf  der  Tatsache,  dass  die  für  Anschaffung  bezw. 
Herstellung  des  Abnutzungsgegenstandes  verausgabten  Kosten  das  Ein- 
kommen einer  längeren  Zeitperiode  mindern,  mit  anderen  Worten,  dass 
sie  sich  als  Ausgaben  darstellen,  welche  zwar  nicht  auf  den  Einnahmen  eines 
einzelnen  Jahres,  wohl  aber  auf  den  Einkünften  der  Gesamtnutzungszeit 
des  fraglichen  Gegenstandes  ruhen;  auf  diese  Gesamtzeit  sind  deshalb  die 
Anschaffung s-  (Her Stellung S-) Kosten  zu  verteilen.^)  „Der  schliessliche  Total- 
verlust (welcher  sich  als  Endresultat  der  allmählichen  Wertverminderung 
ergibt,  damit  ist  die  Abnutzung  mittelbar  erst  Grund  für  die  Abschreibung 
und  Amortisationsrechnung)  ruht  auf  der  Summe  der  während  der  Nutzungs- 

^)  Clausen  a.  a.  0,  S.  74. 
2)  Derselbe  S.  83. 

V.  WiLMOWSKi  a.  a.  0.  S.  247. 
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dauer  gezogenen  Jahreseinkünfte,  wie  eine  periodisclie  sich  mehr  oder 
weniger  gleichbleibende  Betriebsansgabe.  Der  Verlust  des  Anlagekapitals 
steht  mit  dem  Gewinne  des  Einkommens  in  ebenso  direktem  ursächlichen 
Zusammenhange,  wie  die  Summe  der  innerhalb  der  Nutzungszeit  ver- 
wendeten baren  Geschäftsausgaben.  Eben  deshalb  erscheint  es  billig,  den 
allmählich  sich  vollziehenden  Wertverlust  bei  der  Feststellung  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens  den  wirklichen  Betriebsausgaben  gleichzustellen.-'^) 

Bei  einem  genügend  lang  bemessenen  Zeitraum  (Nutzungsdauer  eines 
Gebäudes)  sind  also  nach  v.  Wilmowski  die  Neubaukosten  nichts  anderes 
als  Betriebskosten,  die  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebes  und  zur  Er- 
zielung von  Erträgen  (Einkommen)  gemacht  werden  müssen.  Als  solche 
erscheinen  sie  in  den  Roherträgen  dieses  Zeitraumes  wieder  und  müssen, 
will  man  die  Reinerträge  erhalten,  ausgeschieden  werden.  Er  ist  aber  auch 
geneigt,  die  auf  kürzere  Zeitabschnitte  entfallenden  Teile  der  Neubaukosten, 
wenn  nicht  voll,  als  Betriebskosten  anzusehen,  so  doch  diesem  gleich- 
zustellen. Daraus  glaubt  er  weiter  schliessen  zu  dürfen,  dass  die  Zinses- 
zinsrechnung bei  Bemessung  der  Amortisationsrate  nicht  in  Anwendung 
kommen  darf.  Aus  praktischen  Gründen  sollen  die  Neubaukosten  auf  die 
ganze  Nutzungszeit  gleichmässig  verteilt  werden. 

Eine  ähnliche  Erklärung  der  Amortisationsrechnung  gibt  Aereboe. 
Sein  Gedankengang  ist  etwa  folgender:  Der  Reinertrag  für  einen  genügend 
lang  bemessenen  Zeitraum  ist  gleich  den  baren  Bewirtschaftungseinnahmen 
minus  den  baren  Bewirtschaftungsausgaben.  In  diesem  Sinne  wären  also 
z.  B.  die  Neubaukosten  eines  Gebäudes  Betriebskosten  für  seine  Gesamt- 
nutzungszeit.  (Denselben  Gedanken  spricht  auch  v.  Wilmowski  aus.) 
Rechnet  man  mit  kleinen  Zeitabschnitten  (z.  B.  ein  Jahr),  dann  scheidet 
man  die  grossen  Aufwendungen  (streng  genommen  alle,  die  länger  als 
während  des  fraglichen  Jahres  an  dem  Produktionsprozesse  mitwirken)  aus 
und  setzt  nur  den  der  Nutzung  desselben  entsprechenden  Kostenteil  in 
Rechnung;  ebenso  dann  alle  folgenden  Jahre  der  Nutzungsperiode.  Dadurch 
kommt  die  Amortisationsrechnung  zustande.  Er  nennt  sie  Kostenverteilungs- 
oder Kostentilgungsrechnung.  2)  Im  Gegensatz  zu  v.  Wilmowski  neigt 
Aereboe  zu  der  Zinseszinsmethode  bei  der  Berechnung  der  Amortisations- 
rate. Allerdings  sucht  er  die  gesetzlich  nun  einmal  zugelassene  und  damit 
praktisch  in  Anwendung  stehende  einfache  Verteilungsrechnung  dadurch 
beschränkt  zu  motivieren,  dass  er  als  Äquivalent  für  die  nicht  in  Rechnung 
gebrachten  Zinsen  und  Zinseszinsen  der  Amortisationsbeträge  den  mit 
steigendem  Alter  sich  verringernden  Nutzungswert  der  Gebäude  in  Er- 
wähnung bringt.  Aber  er  selbst  misst  diesem  Versuche  keine  grössere 
Bedeutung  zu,  indem  er  zugibt,  dass  es  sich  darüber  streiten  lasse,  ob  die 
Zinsen  und  Zinseszinsen  der  Amortisationsbeträge  und  die  Abnahme  des 

^)  V.  Wilmowski,  Verw.-Arch.  Bd.  III,  S.  269  u.  270. 

2)  Aereboe,  Über  Art  und  Umfang  der  für  die  Aufstellung  der  Ertragsberechnung 
eines  landwirtschaftlichen  Betriebes  erforderlichen  Inventur.  Mitteilungen  der  D.  L.-G. 
Jahrg.  98,  S.  319. 
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Nutzungswertes  der  Gebäude  sich  die  Wage  halten.^)  Wir  meinen  aber, 
dass  die  Verminderung  der  Brauchbarkeit  der  Gebäude  mit  zunehmendem 
Alter  nur  gering  ist  und  kaum  in  Frage  kommen  kann,  jedenfalls  aber 
nicht  als  Äquivalent  für  die  relativ  bedeutenden  Zinsen  und  Zinseszinsen 
der  Amortisationsraten  dienen  kann.  Aereboe  selbst  sagt  auch,  dass  ein 
alter  Viehstall,  solange  er  noch  nicht  stark  baufällig  ist,  der  gleichen  An- 
zahl von  Nutzvieh  eine  annähernd  gleich  gute  Herberge  gibt,  wie  ein  neuer 
gleicher  Bauart."^)  Eine  ganz  alte  Scheune  wird  ebensogut  das  Getreide 
vor  der  Witterung  schützen,  wie  eine  neue,  sofern  nur  das  Dach  in  gutem 
Zustande  sich  befindet,  und  dafür  sollen  ja  die  Reparaturen  sorgen.  Es 
scheint  der  Wirklichkeit  mehr  zu  entsprechen,  wenn  wir  annehmen,  dass 
der  Nutzungswert  mit  zunehmendem  Alter  annähernd  gleich  bleibt.  Dies 
ist  auch  die  bislang  allgemein  vertretene  Ansicht  und  an  ihr  wollen  wir 
auch  bei  unseren  weiteren  Auseinandersetzungen  festhalten. 

Die  wenigen  Andeutungen,  die  Lehisert  über  die  Amortisation  macht, 
lassen  auch  erkennen,  dass  seine  Erklärung  derselben  in  derselben  Eichtung 
liegt.  Der  Bauaufwand  wiederhole  sich  erst,  wenn  das  Gebäude  baufällig 
geworden  sei.  Wenn  nun  der  Wert  des  Gutes  nicht  um  den  Betrag  der 
Baukosten  vermindert  werden  soll,  so  müsse  das  Baukapital  innerhalb  der 
Nutzungszeit  durch  die  Jahreserträgnisse  sukzessive  rückvergütet  werden. 
„Die  Verteilung  der  Neubausumme  auf  die  einzelnen  Wirtschaftsjahre  ge- 
schieht mittels  der  sogen.  Amortisation.  Sie  besteht  darin,  dass  man  einen 
bestimmten  Prozentsatz  der  Neubaukosten,  die  Amortisationsquote,  alljähr- 
lich von  dem  berechneten  Reinerträge^)  in  Abzug  bringt,  so  lange,  bis 
dadurch  das  gesamte  Baukapital  aus  der  Rechnung  verschwunden  (auf- 
gezehrt, amortisiert)  ist."^)  Wir  sehen  daraus  deutlich,  dass  nach  ihm  die 
Amortisation  eine  Tilgungsrechnung  des  Anlagekapitals  ist,  nicht  eine  An- 
sammlung eines  Erneuerungsfonds,  wie  die  meisten  anderen  Autoren  es 
wollen.  Damit  nähert  sich  seine  Auffassung  den  beiden  eben  skizzierten, 
denn  im  Grunde  genommen,  sind  sie  auch  nur  Tilgungsrechnungen  des 
Anlagekapitals.  Leider  geht  er  nicht  näher  auf  die  Begründung  seiner 
Ansicht  ein;  auch  finden  wir  nichts  über  die  Berechnungsart  der  Amorti- 
sationsquote gesagt. 

Wir  wollen  hier  noch  Pohl  mit  seiner  eigenartigen,  auf  seiner  Unter- 
scheidung von  grossen  und  kleinen  Reparaturen  beruhenden  Amortisations- 
rechnung anreihen.  Er  rechnet,  wie  schon  im  vorigen  Kapitel  erwähnt 
wurde,  die  Aufwendungen  für  grosse  Reparaturen  zu  den  Neubaukosten. 
Da  nun  sowohl  das  Gebäude  als  ganzes,  als  auch  jede  grosse  Reparatur 
für  sich  betrachtet,  sich  abnutzt,  so  sind  nach  ihm  Amortisationsrechnungen 

^)  Beiträge  zur  Wirtschaftslehre  des  Landbaues,  S.  128. 
2)  Beiträge  S.  127. 

^)  Nicht  vom  Reinertrage,  sondern  vom  Rohertrage  wird  die  Amortisationsquote 
abgezogen;  wenn  der  Reinertrag  bereits  berechnet  ist,  dann  muss  auch  sie  schon  mitver- 
rechnet sein. 

^)  In  Y.  D.  Goltz  Handbuch  Bd.  I,  S.  578. 
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lür  das  ganze  Gebäude  und  für  jede  dieser  Reparaturen  notwendig.  Es 
laufen  also  eigentlich  mehrere  Amortisationsreihen  bei  einem  Gebäude  neben- 
einander her.  „Dem  trägt  man  Eechnung,  indem  man  für  alle  ein  Mittel 
annimmt  ....  diese  Amortisationsquote  ist  dann  eigentlich  erst  diejenige, 
die  dem  Leben  entspricht,  und  die  wir  mit  summarischer  jährlicher  Amor- 
tisationsquote bezeichnen  wollen."  Auf  die  theoretische  Begründung 
dieser  Art  von  Amortisation  lässt  er  sich  nicht  ein,  doch  lässt  sich  aus 
dem  Angeführten  darauf  schliessen,  dass  es  sich  um  eine  Amortisation  des 
Anlagekapitals  handelt,  nicht  um  die  Ansammlung  eines  Amortisationsfonds, 
und  aus  diesem  Grunde  ist  seine  Auffassung  an  dieser  Stelle  angeführt  worden. 

Damit  hätten  wir  das,  was  wir  in  der  Literatur  zur  begrifflichen  Fest- 
legung der  Amortisation  gefunden  haben,  erschöpft.  Blicken  wir  noch  ein- 
mal zurück,  so  können  wir  zunächst  folgendes  feststellen. 

Es  lassen  sich  drei  Erklärungen  der  Amortisation  unterscheiden: 

1.  Die  Amortisation  wird  erklärt  aus  der  Notwendigkeit  der  Ansammlung 
eines  Erneuerungsfonds.  Wir  können  sie  kurz  als  die  Neubau fonds- 
theorie^^  bezeichnen.  Sie  zählt  die  meisten  Anhänger  (mit  ganz  wenigen 
Ausnahmen  alle  landwirtschaftlichen  Autoren),  hat  aber  trotzdem  die 
schwächste  theoretische  Begründung  gefunden. 

2.  Die  Amortisation  wird  erklärt  aus  der  Notwendigkeit  der  Ausscheidung 
der  Abnutzung  (eines  Vermögensverlustes)  aus  dem  Bohertrage.  Sie  hat 
eine  weitläufige  Begründung  in  den  Entscheidungen  des  OVG.  gefunden. 

3.  Die  Amortisation  wird  erklärt  aus  der  Notwendigkeit  der  Tilgung  des 
Anlagekajntals  (der  Neubaukosten).   Man  kann  dies  als  „ Koste ntilgungs 
theorie^'  bezeichnen. 

Von  den  Versuchen,  das  Wesen  der  Amortisation  zu  erfassen,  ist  das 
Streben  zu  unterscheiden,  die  theoretisch  und  praktisch  richtigste  Be- 
rechnungsmethode  zu  finden.  Es  sind  wesentlich  zwei,  denen  wir  begegneten 
und  über  deren  Berechtigung  man  streitet: 

1.  die  auf  Zinseszinsrechnung  gegründete  Methode,  wir  wollen  sie  der 
Kürze  halber  die  ,,Zinseszinsmethode^^  nennen,  und 

2.  die  Methode,  nach  welcher  das  Anlagekapital  gleichmässig  auf  die 
Nutzungszeit  verteilt  wird,  die  Amortisationsrate  sich  also  aus  der 
Division  des  Anlagekapitals  mit  der  Nutzungsdauer  ergibt;  wir  wollen 
sie  die  ^^gleichmässig e  Verteilung smethode'^  nennen. 

Sowohl  die  Neubaufonds-  als  auch  die  Kostentilgungstheorie  weist 
Anhänger  der  einen  wie  der  andern  Methode  auf,  wie  wir  gesehen  haben. 
Die  einseitig  auf  der  Abnutzung  gegründete  Theorie  des  OVG.  lässt  sich, 
streng  genommen,  weder  mit  der  einen  noch  mit  der  anderen  Methode  ver- 
einigen. Wenn  das  OVG.  aus  praktischen  Gründen  sich  für  die  gleich- 
mässige  Verteilungsmethode  entschliesst,  macht  es  vom  Standpunkte  ihrer 
Theorie  aus  die  stille  Voraussetzung,  dass  Gebäude  sich  innerhalb  ihrer 
Nutzungszeit  gleichmässig  abnutzen.   Diese  Konzession  an  die  Praxis  konnte 


^)  Pohl,  Landwirtschaftliche  Betriebslehre  ßd.  I,  S.  157. 
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aber  ebensogut  in  der  Richtung  der  Zinseszinsmethode  gehen.  Denn  ebenso 
wie  man  angenommen  hat,  dass  Baulichkeiten  sich  gieichmässig  abnutzen, 
konnte  man  auch  voraussetzen,  dass  sie  sich  progressiv  abnutzen,  und  zwar 
in  der  Weise,  dass  der  Abnutzungswert  immer  gleich  der  Amortisations- 
rate plus  den  Zinsen  und  Zinseszinsen  aller  übrigen  Raten  wäre.  Ebenso- 
gut, um  nicht  zu  sagen  ebensowenig,  wie  die  gleichmässige  Verteilungs- 
methode,  lässt  sich  also  mit  der  oberverwaltungsgerichtlichen  Theorie  von 
der  Amortisation  auch  die  Zinseszinsmethode  verbinden. 

Die  Tatsache  nun,  dass  jeder  der  drei  genannten  Theorien  von  der 
Amortisation  sowohl  mit  der  Zinseszinsmethode  als  auch  mit  der  gleich- 
massigen  Verteilungsmethode  in  Einklang  gesetzt  werden,  oder  doch 
wenigstens  können,  legt  die  Vermutung  nahe,  dass  sich  die  Berechtigung 
der  einen  oder  der  anderen  Methode  noch  nicht  aus  dem  Wesen  der  Amorti- 
sation selbst  ergibt,  sondern  dass  da  noch  spezielle  Gründe  eine  Rolle 
spielen  müssen.  Auf  sie  schon  hier  näher  einzugehen,  ist  uns  der  all- 
gemeinen Klarheit  wegen  nicht  möglich.  Wir  werden  zu  der  viel  um- 
strittenen Frage,  ob  Zinseszins-  oder  gleichmässige  Verteilungsmethode 
berechtigt  ist,  im  zweiten  Teil  der  Arbeit  noch  zurückkehren  müssen. 

Damit  wollen  wir  diesen  referierenden  Teil  der  Arbeit  beschliessen, 
um  im  zweiten  Teile  derselben  der  Frage  von  der  Amortisation  und  Repa- 
ratur systematisch  näher  zu  treten.  Wo  sich  noch  die  Notwendigkeit 
einer  Vervollständigung  dieses  Teiles  ergeben  wird,  wollen  wir  es  noch 
später  im  Zusammenhange  mit  der  Besprechung  gewisser  Einzelfragen  tun. 
Im  zweiten  Teil  wird  sich  auch,  nachdem  wir  die  Reparatur-  und  Amorti- 
sationsfrage nach  verschiedenen  Seiten  hin  untersucht  haben,  die  Be- 
rechtigung oder  Nichtberechtigung  der  im  ersten  Teil  dargestellten  An- 
sichten zum  Teil  von  selbst  ergeben,  zum  Teil  werden  wir  dort  bei  Be- 
sprechung von  Einzelfragen  kritisch  auf  sie  zurückgreifen. 

n.  Teil. 

1.  Reparaturkosteii-  und  Amortisationsfrage  vom  rein  bautechnischen 

Standpunkte  gesehen. 

a)  Verhältnis  von  Reparaturkosten  und  Amortisationsrate. 

Wie  schon  am  Anfang  angedeutet,  glauben  wir  am  ehesten  zu  einem 
einiger massen  befriedigenden  Resultate  gelangen  zu  können,  wenn  wir  nicht, 
wie  im  ersten  Teile  der  Arbeit,  die  Reparaturkosten-  und  Amortisationsfrage 
gesondert  behandeln,  sondern  sie  gleich  von  vornherein  in  ein  gegenseitiges 
Wechselverhältnis  setzen.  Übrigens  ist  letzteres  viel  zu  eng,  als  dass  man 
bei  der  bisher  durchweg  geübten  Einzelbetrachtung  zur  prinzipiellen  Klar- 
heit durchdringen  könnte. 

Was  die  Methode  der  folgenden  Gedankenentwicklung  anbetrifft,  so 
wollen  wir  der  Durchsichtigkeit  halber  zunächst  möglichst  wenige  der  hier 
mitwirkenden  Faktoren  in  den  Kreis  unserer  Betrachtungen  hineinziehen, 
und  erst  allmählich  sie  dann  auch  zu  berücksichtigen  suchen. 


So  wollen  wir  zunächst  von  dem  relativ  einfachen  Falle  des  Einzel- 
gebäudes ausgehen.  An  diesem  wollen  wir  das  gegenseitige  Verhältois  von 
Reparatur  und  Amortisation  festzustellen  suchen,  zunächst  wiederum  unter 
dem  Gesichtswinkel  des  rein  „baulichen  Zustandes"  des  Gebäudes,  besser 
gesagt  im  rein  bautechnischen  Sinne.  Einzelgehäude  vom  rein  hautechnischen 
Standpunkte  aus  gesehen  soll  die  Grundlage  für  unsere  folgenden  Be- 
trachtungen bilden. 

Das  Gebäude  verbraucht  sich  bei  seiner  Zweckerfüllung  sowohl  als 
ganzes,  als  auch  in  seinen  einzelnen  Teilen,  es  nutzt  sich  ab,  wie  man  sich 
gewöhnlich  auszudrücken  pflegt.  Ein  Teil  dieser  Abnutzung  muss  immer 
wieder  durch  Reparaturen  ausgeglichen  werden,  wenn  das  Gebäude  seine 
Nutzungsfähigkeit  voll  behalten  soll.  Eine  Scheune,  deren  Dachschäden 
nicht  beseitigt  würden,  könnte  bald  das  Getreide  vor  Wetterschäden  nicht 
mehr  schützen.  Ein  anderer  Teil  der  Abnutzung  bleibt  aber  gewöhnlich 
unersetzt,  weil  auch  so  das  Gebäude  seinen  Zweck  erfüllen  kann,  oder  weil 
ein  Ersatz  technisch  undurchführbar  ist. 

Setzen  wir  diese  Tatsache  mit  der  periodisch  sich  wiederholenden 
Reinertragsberechnung  in  Verbindung. 

Unter  Reinertrag  versteht  man,  allgemein  gesprochen,  den  Überschuss 
an  Werten,  der  sich  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitabschnittes  über  das 
produzierende  Kapital  ergibt.  Da  nur  dieser  Überschuss  als  Reinertrag 
bezeichnet  werden  kann,  so  darf  letzterer  nichts  vom  produzierenden  Kapital 
selbst  enthalten.  Wenn  nun  aber  der  Produktionsprozess  derart  ist,  dass 
Kapital  draufgeht,  um  in  neuer  Form,  meistens  in  höherem  Werte,  wieder 
zum  Vorschein  zu  kommen,  so  muss  von  dem  Produktionserfolg,  dem  Roh- 
ertrage, das  verbrauchte  Kapital  abgezogen  werden,  wenn  wir  den  Rein- 
ertrag erhalten  wollen.  Der  grösste  Teil  dieses  Kapitals  wird  in  Form 
verschiedener  Wirtschaftsaufwendungen  für  eine  Produktionsperiode  gemacht, 
so  die  Aufwendungen  für  Saatgut,  Düngemittel,^)  Futtermittel.  Da  die 
Produktionsperiode  in  den  weitaus  meisten  Fällen  mit  der  Reinertrags- 
berechnungsperiode (Jahr)  zusammenfällt,  so  werden  bei  der  Reinertrags- 
berechnung diese  Aufwendungen  einfach  vom  Rohertrage  abgezogen.  Die 
Kosten  für  Reparaturen  von  Gebäuden  und  Maschinen,  für  Ersatz  unbrauch- 
bar gewordener  Geräte  und  kleiner  Maschinen  und  Teile  grosser  Maschinen, 
für  Ersatz  einzelner  Stücke  des  lebenden  Inventars  werden  zwar  nicht  für 
das  laufende  Rechnungsjahr  gemacht,  sondern  zuweilen  für  eine  grössere 
Anzahl  von  Jahren  im  voraus,  aber  solche  Aufwendungen  wiederholen  sich 
jährlich  in  nicht  sehr  schwankender  Höhe.  Man  begeht  keinen  nennens- 
werten Fehler,  wenn  man  bei  den  jährlichen  Reinertragsberechnungen 
diese  Aufwendungen  —  uns  interessieren  hier  vor  allem  die  Reparatur- 
kosten —  vom  Rohertrage  ebenso  abschreibt,  wie  Aufwendungen  für 
Saatgut,  Düngemittel  usw.  Wenn  man  so  vorgeht  und  mit  Recht  vorgeht 
(andernfalls  würde  man  auf  praktisch  undurchführbare  Rechnungskompli- 


^)  Wenn  man  die  Wirkung  des  Düngers  auf  die  Naciifrucht  ausser  acht  lässt. 
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kationen  stossen),  so  soll  es  noch  nicht  heissen,  es  sei  auch  streng  theoretisch 
genommen  einwandfrei,  namentlich,  wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt  des 
Einzelgebäudes  stellt.  Streng  genommen  dürften  nur  solche  Reparatur- 
kosten in  Abzug  gelangen,  die  sich  jährlich  wiederholen,  wie  etwa  das 
Kalken  der  Ställe ;  die  Kosten  anderer  Reparaturen  dagegen  müssten  auf 
soviel  Jahre  verteilt  werden,  als  die  betreffende  Reparatur  in  Wirkung 
bleibt.  Die  Kosten  für  das  Teeren  eines  Pappdaches,  das  sich  alle  drei 
Jahre  wiederholt,  sollten  also  auf  drei  Jahre  verteilt  werden  usw.  Vom 
Standpunkte  des  Einzelgebäudes,  auf  dem  wir  hier  stehen,  dürfte  diese 
theoretische  Überlegung  oft  zur  praktischen  Notwendigkeit  werden.  Denken 
wir  uns  einen  praktischen  Fall,  wo  nur  ein  Wirtschaftsgebäude  im  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  vorhanden  ist,  etwa  das  Schwarzwälder  oder  das 
alte  niedersächsische  Bauernhaus.  Es  können  da  Jahre  ohne  jegliche 
Reparatur  verstreichen  und  dann  ein  Jahr  mit  einer  grösseren  Reparatur 
kommen.  Wenn  dann  die  Reparaturkosten  voll  vom  Rohertrage  eines 
Jahres  abgezogen  werden,  kann  der  Reinertrag  unmöglich  richtig  ausfallen. 
Im  allgemeinen  wird  aber  eine  solche  Rechnung  ein  annähernd  richtiges 
Resultat  ergeben,  weil  der  oben  angeführte  Fall  praktisch  selten  ist,  und 
der  landwirtschaftliche  Betrieb  meistens  mehrere  Gebäude  aufweist,  bei 
denen  sich  die  einzelnen  Reparaturen  so  auf  die  verschiedenen  Jahre  ver- 
teilen, dass  ein  annähernder  Ausgleich  in  der  Höhe  der  Reparaturauf- 
wendungen innerhalb  der  einzelnen  Jahre  erreicht  wird.  Etwaige  Ungenauig- 
keiten  müssen  mit  in  Kauf  genommen  werden;  es  ist  dies  aber  nicht 
schlimm,  denn  der  jährlich  berechnete  Reinertrag  bildet  nur  einen  Näherungs- 
wert, der  sich  nur  zufällig  (auch  aus  anderen  Gründen  als  den  eben  an- 
geführten) mit  dem  theoretischen  decken  kann. 

Angenommen,  alle  Reparaturkosten  werden  als  laufende  Wirtschafts- 
kosten stets  vom  Rohertrage  abgezogen.  Damit  ist  aber  noch  nicht  das  ganze, 
beim  Produktionsprozess  verbrauchte  Gebäudekapital  ausgeschieden;  es  bleibt 
meistens  noch  ein  durch  Reparaturen  nicht  wieder  ersetzter  Teil  der  Abnutzung 
im  Rohertrage.  Um  den  Reinertrag  zu  erhalten,  müssen  wir  auch  diesen 
ausscheiden,  was  wir  durch  eine  besondere  Rechnung,  die  sogen.  Amorti- 
sationsrechnung, erreichen.  Der  Amortisationsrechmmg  fällt  also  die  Auf- 
gabe ^u^  hei  der  Reinertragsherechnung  den  Teil  des  verbrauchten  Gebäude- 
kapitals vom  Rohertrage  bu  eliminieren^  der  durch  Reparaturen  nicht 
reproduziert  wurde.  Die  einzelnen  Amortisationsraten  müssten,  rein  theoretisch 
genommen,  die  Gebäudeabnutzung  der  jeweiligen  Rechnungsperiode  voll 
decken.  Daraus  folgt  aber,  dass  die  Raten  das  Gebäudekapital  immer 
wieder  zum  Neubauwerte  oder  zu  dem  Zeitwerte,  wo  die  Amortisations- 
rechnung begonnen  hat,  ergänzen.  Rechnen  wir  das  amortisierte  Kapital 
mit  zum  Gebäudekapital  —  wobei  man  sich  die  einzelnen  Amortisations- 
quoten zu  einem  Fonds  gesammelt  denken  kann  — ,  so  bleibt  dasselbe  in 
seiner  Grösse  unverändert;  mit  steigender  Abnutzung  ändert  sich  nur  seine 
Form,  wir  können  sagen,  es  geht  immer  mehr  aus  einer  „festen"  in  eine 
„flüssige"  Form  über.    Diese,  aus  dem  Reinertragsbegriff  sich  ergebende 
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Funktion  der  Amortisationsrechnung,  können  wir  als  Erhaltung  des  Gebäude- 
kapitalgleicJigewichts  bezeiclinen.  ^) 

Aus  dem  Satze  von  der  Erhaltung  des  Gebäudekapitalgleichgewichts, 
und  aus  dem,  was  wir  über  die  Ausscheidung  der  Reparaturkosten  aus  dem 
Roherträge  gesagt  haben,  geht  ohne  weiteres  hervor,  dass,  streng  theore- 
tisch genommen,  die  Amortisationsquote  die  Differenz  aus  dem  Werte  der 
ganzen  Gehäudeabnutzung  der  Bechnungsperiode  und  dem  ganzen  Beparatur- 
aufwande  derselben  Periode  bildet.  Sie  ist  gleich  dem  Rest  des  in  der 
Rechnungsperiode  verbrauchten  Gebäudekapitals,  der  nach  Abzug  der  ge- 
machten Reparaturaufwendungen  übrig  bleibt. 

Der  durch  Reparaturen  immer  wieder  reproduzierte  Teil  der  Ab 
nutzung  kann  grösser  und  kleiner  sein,  nicht  nur  je  nach  Bauart,  Be 
nutzungsweise  und  dem  jeweiligen  Alter  des  Gebäudes,  ^)  sondern  auch  je 
nach  der  Art  und  Sorgfalt  der  vorgenommenen  Reparaturen.  Auf  der  einen 
Seite  kann  ein  Gebäude  durch  sorgfältige  Unterhaltung  in  der  Nähe  seines 
Neubauwertes  gehalten,  somit  fast  die  ganze  Abnutzung  immer  wieder 
reproduziert,  auf  der  andern  ein  anderes,  sonst  ganz  gleiches  Gebäude  der- 
art vernachlässigt  werden,  dass  nur  ein  kleiner  Teil  der  Abnutzung  repro- 
duziert wird.  Trotz  sonst  ganz  gleichen  Voraussetzungen  bleiben  bei  diesen 
beiden  Gebäuden  zwei  verschieden  grosse  Teile  der  Abnutzung  für  die 
Amortisation  übrig,  die  Amortisationsrate  muss  im  ersten  Falle  kleiner, 
im  zweiten  grösser  sein.  Unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  müsste  die 
Amortisationsrate  um  so  kleiner  sein,  je  grösser  die  Aufwendungen  für 
Reparaturen  sind,  und  umgekehrt. 

Die  Reparaturkosten  sind  bei  Gebäuden  gleicher  Bauart  und  Be- 
nutzungsweise nur  in  den  seltensten  Fällen  gleich  hoch,  sie  schwanken 
vielmehr  immer  um  ein  gewisses  Mittelmass  mehr  oder  weniger  nach  der 
einen  und  nach  der  anderen  Seite.  Noch  grössere  Unterschiede  weisen  die 
Kosten  für  Reparaturen  auf,  die  an  demselben  Gebäude  von  Jahr  zu  Jahr 
vorgenommen  werden.  Dementsprechend  würde  auch  die  Amortisationsrate 
von  Fall  zu  Fall  und  von  Jahr  zu  Jahr  erheblichen  Schwankungen  unter- 
liegen. Wir  gelangen  auf  diesem  Wege  zu  einer  Amortisationsrechnung 
mit  variablen  Amortisationsraten. 

Aber  nicht  nur  dies.  Rechnen  wir  die  Kosten  aller  an  einem  Gebäude 
ausgeführten  Reparaturarbeiten  zu  den  Wirtschaftskosten,  dann  können  und 
werden  öfter  Fälle  vorkommen  (vom  Standpunkte  des  Einzelgebäudes  bei 
jeder  grösseren  Reparatur),  wo  das  Gebäudekapital  im  weiteren  Sinne  des 
Wortes,  d.  h.  das  angelegte  zusammen  mit  dem  amortisierten,  in  seinem 
Werte  steigt,  nämlich  immer  dann,  wenn  die  Reparaturkosten  grösser  sind, 
als  die  noch  ungedeckte  Abnutzung.  Ein  Beispiel  mag  dies  erläutern. 
Wir  haben  ein  Gebäude  im  Werte  von  10000  M.;  im  Verhältnis  zum  Neu- 

^)  Es  ist  auch  die  Auffassung,  welche  in  der  Literatur  gang  und  gebe  ist.  Vergl. 
Aeeeboe,  Beiträge  S.  128;  Keafft,  Betriebslehre  7.  Aufl.,  S.  22;  Keämee,  v.  d.  Goltz 
Handbuch  Bd.  I,  S.  181;  Entscheidungen  Bd.  V,  S.  270  ff. 
Keämee  a.  a.  0.  S.  188. 


___    24  — 


bauwert  ist  es  zur  Hälfte  abgenutzt  und  dementsprecbend  amortisiert;  das 
amortisierte  Kapital  beträgt  also  aucb  10000  M.  Angenommen,  die  Ab- 
nutzung in  der  letzten  Recbnungsperlode  beträgt  seinem  Werte  nacb  100  M. 
Wenn  keine  Keparaturen  vorgenommen  werden,  dann  ist  bei  der  Eein- 
ertragsberecbnung  die  Summe  von  100  M.  als  Amortisationsquote  abzu- 
schreiben; das  angelegte  Gebäudekapital  wird  nun  9900^  das  amortisierte 
10100  M.  betragen,  zusammen  wieder  20000  M.  Nehmen  wir  nun  aber 
an,  dass  in  der  Recbnungsperiode  eine  Reparaturaufwendung  von  500  M. 
gemacht  wird,  und  dass  diese  Kosten  als  laufende  Wirtschaftskosten  zum 
Abzüge  gelangen,  dann  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  das  gesamte  Gebäude- 
kapital in  seinem  Werte  um  400  M.  auf  Kosten  des  Reinertrages  steigt, 
auch  wenn  gar  keine  Amortisationsrate  in  Rechnung  kommt.  Um  das  Ge- 
bäudekapitalgleichgewicht zu  erhalten,  und  damit  den  theoretisch  richtigen 
Reinertrag  zu  bekommen,  müssen  wir  in  diesem  Falle  diese  Werterhöhung 
von  400  M.  dem  Roh-  resp.  Reinertrage  hinzufügen.  Bei  der  Amortisations- 
rechnung bekommen  wir  in  solchen  Fällen  eine  Rate,  die  nicht  wie  ge- 
wöhnlich vom  Rohertrage  abgezogen,  sondern  zu  demselben  hinzugefügt 
wird.  Wir  können  sie,  weil  sie  den  rechnerisch  umgekehrten  Erfolg  hat 
wie  gewöhnlich,  als  we^a^i^e  Amortisationsrate  bezeichnen. 

Demgegenüber  sei  —  abgesehen  von  der  Frage,  ob  die  Erfassung  der 
nicht  reproduzierten  Teile  der  Gebäudeabnutzung  praktisch  überhaupt  möglich 
ist  —  folgendes  hervorgehoben.  Die  Amortisation  ist  eine  fürs  praktische 
Leben  bestimmte  Rechnung,  und  von  einer  solchen  verlangt  man,  soll  sie 
anwendbar  sein,  eine  gewisse  Einfachheit.  Die  variable  und  negative 
Amortisationsrate  würde  diese  Rechnung  aber  äusserst  komplizieren  und 
daher  unanwendbar  machen.  Weiter  ist  die  Amortisationsrechnung  eine 
Massnahme,  die  sich  auf  eine  grössere  Zeitspanne  beziehen  muss,  weshalb 
eine  möglichst  gleiche  Amortisationsrate  für  den  ganzen  Zeitraum  oder 
doch  mindestens  eine  von  vornherein  nach  festen  Grundsätzen  normierte 
Rate  notwendig  ist.  Um  die  Amortisationsrechnung  also  praktisch  über- 
haupt zu  ermöglichen,  wird  man  die  Amortisationsrate,  wenn  nicht  für 
ganze  Gruppen  von  Gebäuden  gleicher  Bauart  und  Benutzungsweise,  so 
doch  mindestens  für  jedes  Gebäude  besonders,  für  längere  Zeiträume  von 
vornherein  festlegen  müssen.  Wenn  wir  also  die  Amortisationsrechnung 
anwenden,  können  wir  den  oben  bezeichneten  Weg  ,,von  den  Reparatur- 
kosten eur  Amortisationsrat e^^  nicht  gehen,  sondern  wir  müssen  notgedrungen 
von  der  Amortisationsrate  ausgehen.  Tut  man  aber  dies  und  legt  die 
Amortisationsrate  von  vornherein  für  längere  Zeit  im  voraus  fest,  so  tverden 
damit  auch  eo  ipso  die  ahzugs fähigen  BeparaturJwsten  in  ihrer  Höhe  fest- 
gelegt, anderenfalls  würde  das  Gebäudekapitalgleichgewicht  gestört  werden. 
Mit  der  Einführung  der  Amortisationsrechnung  darf  mithin  die  Höhe  der  ah- 
zugsfähigen  Reparaturkosten  nicht  mehr  heliehig  variieren,  sondern  sie  wird 
durch  die  Grösse  der  angenommenen  Amortisationsrate  begrenzt  Sie  ist 
gleich  der  Differenz  aus  Abnutzung swert  und  Amortisationsrate. 

^)  Da  nun  Keparaturen  in  obigem  Sinne  nicht  gleichmässig  Jahr  für  Jahr  vorge- 
nommen werden ,  sondern  nui-  periodisch ,  häufen  sich  die  zur  Keproduktion  durch  Repa- 
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Da  die  Höhe  der  angenommeneu  Amortisationsrate  die  Höhe  der  tat- 
sächlich vorgenommenen  Gebäudereproduktion  nicht  beeinflussen  kann,  so 
ergibt  sich  aus  dem  eben  Gesagten  ohne  weiteres  eine  Unterscheidung 
zwischen  abzugsfähigen  und  nicht  abzugsfähigen  Eeparaturkosten,  zwischen 
den  „kleinen"  und  „grossen"  Eeparaturen  Pohls,  worauf  noch  besonders 
hingewiesen  zu  werden  verdient. 

Wir  sehen  eine  innige  Abhängigkeit  und  Wechselwirkung  von  Amorti- 
sation und  Reparatur.  Gehen  wir  bei  der  Reinertragsberechnung  von  den 
Reparaturkosten  aus,  so  muss  sich  die  Amortisationsrate  nach  diesen  richten, 
gehen  wir  umgekehrt  von  der  Amortisationsrate  aus,  dann  müssen  sich 
notwendig  die  Reparaturaufwendungen  in  ihrer  abzugsfähigen  Höhe  nach 
der  Amortisationsrate  richten.  Immer  wird  durch  die  Fixierung  des  einen 
auch  das  andere  festgelegt.  Eine  andere  Möglichkeit  ist  ohne  Störung  des 
Gebäudekapitalgleichgewichtes  nicht  denkbar.  Eine  solche  Störung  darf 
aber  nicht  gestattet  werden,  wenn  die  Reinertragsrechnung  richtig  aus- 
fallen soll,  wie  das  schon  oben  erwähnt  wurde. 

Auf  diese  theoretisch  so  wichtige  Abhängigkeit  von  Amortisation  und 
Reparatur  ist  man  in  der  Literatur  bis  jetzt  fast  gar  nicht  eingegangen. 
Nur  ganz  vereinzelte  Andeutungen  finden  wir  vor.  Am  deutlichsten  ist 
noch  Krämer,  wenn  er  sagt:  „Es  bleibt  zu  beachten,  dass  die  Grösse  des 
wirklichen  Reparaturaufwandes  auch  einen  Einfluss  auf  diejenige  der  Amorti- 
sationsquote ausübt,  weil  der  regelmässige  und  sorgfältige  Vollzug  der 
Ausbesserungen  die  Abnutzung  der  Gebäude  verlangsamt,  Vernachlässigung 
der  Reparatur  aber  dieselbe  beschleunigt."  Er  empfindet,  dass  die  Amorti- 
sationsrate um  so  kleiner  sein  muss,  je  sorgfältiger  die  Reparatur,  also  auch  je 
grösser  der  Reparatur  aufwand  ist.  Zu  der  Einsicht  aber,  dass  auch  die  ab- 
zugsfähigen Reparaturaufwendungen  um  so  geringer  sein  dürfen,  je  grösser 
die  Amortisationsrate  angenommen  wird,  ist  er  nicht  durchgedrungen. 

Das  OVG.  hat  die  Wechselwirkung  von  Reparatur  und  Amortisation 
ganz  vernachlässigt,  wodurch  es  zu  direkt  falschen  Resultaten  gelangt. 
Vergegenwärtigen  wir  uns  noch  einmal  kurz  die  Auffassung  des  OVG.  von 
der  Amortisation  und  Reparatur.  Reparaturkosten  sind  nach  ihm  Auf- 
wendungen für  Restauration  eines  Gebäudes  (aber  ohne  jede  konstruktive 
Änderung  desselben)  bis  auf  die  Höhe  seines  Neubauwertes  resp.  Über- 
nahmewertes durch  den  Censiten.  Unter  Amortisation  versteht  es  die  Aus- 
scheidung eines  Wertes  aus  dem  Rohertrage,  der  genau  der  Abnutzung 
der  Rechnungsperiode  entspricht.  Scheinbar  stehen  diese  Auffassungen 
von  der  Amortisation  und  Reparatur  vom  Standpunkte  ihrer  gegenseitigen 
Abhängigkeit,  rein  theoretisch  genommen,  miteinander  nicht  in  Widerspruch, 
denn  wenn  die  Reparaturen  sorgfältig  sind,  dann  ist  die  Abnutzung  geringer 

raturen  bestimmten  Teile  der  Abnutzung  in  der  von  Reparaturen  freien  Zeit.  Innerhalb 
dieser  bleibt  also  ein  von  Null  bis  zur  Höhe  der  dann  vorgenommenen  Reparaturkosten 
steigender  Teil  des  Gebäudekapitals,  in  seiner  Gesamtheit  betrachtet,  ungedeckt.  Da  dies 
aber  praktisch  sowohl  als  auch  für  uns  theoretisch  von  keiner  besonderen  Bedeutung  ist, 
wollen  wir  es  hier  nur  erwähnt  haben  und  bei  unseren  weiteren  Betrachtungen  nicht 
weiter  berücksichtigen. 

1)  Keämer  a.  a.  0.  S.  189. 
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und  damit  auch  die  Amortisationsrate,  die  doch  der  Abnutzung  entsprechen 
soll.  Es  scheint  eine  gewisse  Wechselwirkung  von  Keparaturkosten  und 
Amortisationsrate  im  Sinne  der  oberverwaltungsgerichtlichen  Ansicht  zu 
existieren.  Doch  dem  ist  nicht  ganz  so.  Das  OVG.  nimmt  die  Möglich- 
keit einer  vollständigen  Restauration  eines  Gebäudes  bis  auf  seinen  Neu- 
bauwert durch  Reparaturen  an,  für  einen  solchen  Fall  müsste  es  aber  die 
Amortisation  als  ungerechtfertigt  ausschliessen.  Das  OVG.  tut  dies  aber 
nirgends.  Die  Wirkung,  die  wir  an  einem  Beispiel  klarlegen  wollen,  ist 
folgende:  Nehmen  wir  den  Fall  an,  dass  ein  Gebäude  im  Sinne  des  OVG. 
amortisiert  und  dann  an  ihm  auf  einmal  eine  grosse  Reparatur  vorgenommen 
wird.  Bei  den  jährlichen  Amortisationsrechnungen  wird  die  Abnutzung 
dieser  Periode  voll  vom  Rohertrage  abgezogen.  Es  bleibt  daher  zur  Zeit 
der  Reparatur  arbeiten  nur  höchstens  ein  geringer  Teil  der  bisherigen 
Gesamtabnutzung  ungedeckt,  nämlich  der  des  letzten  Rechnungsjahres. 
Wird  nun  diese  Gesamtabnutzung  auf  einmal  durch  eine  grosse  Reparatur 
reproduziert,  und  wird  der  Aufwand  dafür  vom  Rohertrage  abgezogen,  wie 
es  das  OVG.  gestattet,  so  ist  dieselbe  Position  doppelt  in  Abrechnung  ge- 
kommen, einmal  allmählich  in  den  einzelnen  Amortisationsquoten  und  dann  auf 
einmal  als  Reparaturkosten,  oder  der  Reinertrag  ist  falsch  berechnet  gewesen. 
Richtig  kann  nur  ein  ganz  kleiner  Teil  der  Aufwendung  als  Reparatur- 
kosten in  strengem  Sinne  des  Wortes  angesehen  werden,  der  dem  noch 
ungedeckten  Teile  der  Abnutzung  entspricht,  der  übrige  Teil  ist  Neuanlage 
eines  Teiles  des  amortisierten  Kapitals,  der  von  neuem  amortisiert  werden 
muss.  Anderenfalls  bedeutet  es  eine  Vermehrung  des  Gebäudekapitals  (das 
angelegte  und  amortisierte  zusammen)  auf  Kosten  des  Reinertrages. 

So  steht  die  Sache,  wenn  wir  den  rein  theoretischen  Standpunkt  des 
OVG.  im  Auge  behalten.  Praktisch  geht  es  aber  bekanntlich  einen  andern 
Weg.  Weil  die  jedesmalige  Abnutzung  nicht  fassbar  ist,  glaubt  das  OVG. 
die  Amortisationsraten  auf  die  mutmassliche  Nutzungsdauer  gleichmässig 
verteilen  zu  müssen.  Aber  auch  hier  wird  der  Wert  derselben  Abnutzung 
vom  Rohertrage  zweimal  abgeschrieben.  Ein  Gebäude  wird  z.  B.  auf 
100  Jahre  Nutzungsdauer  veranschlagt  und  dementsprechend  amortisiert. 
Im  80.  Jahre  wird  eine  grosse  Reparatur  vorgenommen,  die  im  Sinne  des 
OVG.  abzugsfähig  ist,  und  die  das  Gebäude  befähigt,  nicht  20  Jahre,  wie 
ursprünglich  angenommen,  sondern  noch  50  Jahre  zu  nutzen;  dadurch 
wurde  das  Gebäude  in  den  Zustand  versetzt,  auf  welchem  es  vor  30  Jahren 
stand,  die  Abnutzung  der  letzten  30  Jahre  wurde  reproduziert.  Der  Aufwand 
dafür  wurde  nun  im  Sinne  des  OVG.  als  Reparaturkosten  vom  Rohertrage  ab- 
geschrieben, vorher  wurde  dieselbe  Abnutzung  innerhalb  der  letzten  30  Jahre 
allmählich  als  Amortisationsrate  abgezogen.  Also  wieder  doppelter  Abzug 
derselben  Position  auf  Kosten  des  Reinertrages.  Nun  könnte  man  ein- 
wenden, dass  man  von  vornherein  eine  solche  grosse  Reparatur  in  Rechnung 
nehmen  kann,  und  die  Nutzungsdauer  nicht  auf  100,  sondern  auf  130  Jahre 
veranschlagen.  Demgegenüber  ist  zu  erwidern,  dass  man  von  vornherein 
nicht  wissen  kann,  ob  überhaupt  eine  grössere  Renovationsarbeit  vor- 
genommen wird  oder  nicht.    Mau  hätte  ja  ebensogut  die  Reparatur  im 
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80.  Jahre  unterlassen  und  im  100.  zum  Neubau  schreiten  können.  Auch 
für  diesen  Fall  würde  man  falsch  gerechnet  haben. 

Aus  dem  oben  Gesagten  geht  deutlich  hervor,  dass  die  Auffassung 
des  OVG.  von  der  Amortisation  und  der  Reparatur  nicht  nebeneinander 
bestehen  kann.  Entweder  muss  die  Amortisationsrate  sich  nach  den 
Reparaturkosten  richten  oder  umgekehrt.  Weil  das  erstere  praktisch  kaum 
möglich  ist,  wie  wir  bereits  wissen,  so  bleibt  nur  das  letztere  übrig, 
d.  h.  aber:  Der  Beparahirbegriff  des  OVG.  bedarf  einer  gründlichen  Revision, 
und  zivar  in  der  Richtung  der  Herabsetzung  der  für  Abschreibungen  zulässigen 
Reparaturkostenhöhe  und  seiner  Anpassung  an  den  Amortisationsbegriff. 

b)  Amortisation,  eine  Reparaturkosten -Tilgungsrechnung. 

Stellen  wir  uns  vor,  dass  ein  Gebäude  immer  so  repariert  wird,  dass 
die  Reparaturkosten  immer  die  Differenz  aus  Abnutzungswert  und  Amorti- 
sationsquote bilden,  also  gleich  den  durch  die  angenommene  Amortisations- 
quote festgelegten  Reparaturkosten  sind.  Unberücksichtigt  bleibt  dabei 
natürlich  die  praktische  Möglichkeit  oder  Unmöglichkeit  eines  solchen  Falles. 
Der  bauliche  Wert  wird  dann  genau  proportional  dem  Anwachsen  des 
amortisierten  Kapitals  fallen,  bis  er  im  Augenblick,  wo  dieses  Kapital  den 
Neubauwert  erreicht,  gleich  null  ist,  oder  das  Gebäude  ist  vollständig  ver- 
braucht. Es  fällt  also  hier  die  bei  der  Feststellung  der  Amortisationsrate 
angenommene  Nutzungsdauer  des  Gebäudes  mit  seiner  wirklichen  zusammen. 

Im  praktischen  Leben  lässt  sich  die  Reproduktion  des  Gebäudekapitals 
nicht  in  den  durch  die  Amortisation  theoretisch  vorgeschriebenen  Rahmen 
hineindrängen.  Die  praktische  Gebäudereproduktion  ist  etwas  von  der 
gewählten  Amortisationsrechnung  ganz  Unabhängiges,  abhängig  von  der- 
selben ist  nur  der  Teil  der  Reproduktionskosten,  der  bei  der  Reinertrags- 
berechnung als  Reparaturkosten  in  oben  angegebenem  Sinne  abzugsfähig 
ist.  Es  sind  nun  zwei  Möglichkeiten  denkbar.  Entweder  brauchen  die 
Aufwendungen  für  die  Gebäudereproduktion  die  durch  die  angenommene 
Amortisationsrate  gezeichnete  Höhe  nicht  zu  erreichen  oder  sie  übersteigen 
dieselbe,  was  wohl  die  Regel  bilden  mag. 

Im  ersten  Falle  bleibt  ein  Teil  der  Abnutzung  weder  durch  Reparaturen 
noch  durch  Amortisation  gedeckt.  Die  Reinertragsrechnung  ist  falsch,  weil  der 
Reinertrag  einen  Teil  des  produzierenden  Kapitals,  also  einen  Vermögensteil, 
enthält.  Die  Amortisationsrate  ist  zu  niedrig  bemessen  worden.  Das  Minimum 
der  Amortisationsrate  ist  also  durch  die  Höhe  der  Gebäudereproduktion  gegeben. 

Viel  wichtiger  ist  für  uns  theoretisch  der  zweite  Fall.  Wenn  die 
Reproduktionskosten  die  Grenze,  welche  durch  die  angenommene  Amorti- 
sationsrate gezogen  ist,  überschreiten,  dann  kann  nur  ein  Teil  derselben 
als  abzugsfähige  Reparaturkosten  gelten,  nämlich  der  Teil  bis  zu  jener 
Grenze.  Der  Rest  kann  als  teilweise  oder  ganze  Neuanlage  des  bereits 
amortisierten  Gebäudekapitals  —  denkt  man  sich  dasselbe  zu  einem  Fonds 
gesammelt  —  angesehen  werden,  der  nun  von  neuem  irgendwie  in  die 
Amortisationsrechnung  aufgenommen  werden  muss.  ^) 

^)  Es  ist  übrigens  auch  der  Fall  denkbar  und  wird  auch  praktisch  öfter  vorkommen, 
wo  das  Gebäudekapital  über  seine  ursprüngliche  Höhe  hinaus  erweitert  wird,  indem  Ge- 
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Sofern  keine  anderen  Gründe  als  die  rein  bauteclinischen  mitsprechen, 
muss  das  fortwährende  teilweise  Erneuern  eines  Gebäudes  durch  Neuanlage 
von  Teilen  des  amortisierten  Gebäudekapitals  die  Eegel  bilden,  wie  im 
folgenden  bewiesen  werden  soll. 

Krämer  weist  darauf  hin,  dass  Eeparatur  bei  der  Abnutzung  der 
einzelnen  Gebäudeteile  eine  Art  Vermittelung  spielt,  indem  sie  die  schneller 
sich  abnutzenden  Teile  immer  wieder  der  ursprünglichen  Verfassung  näher 
rückt  und  dadurch  bewirkt,  dass  letztere  mit  relativ  dauerhaften  Teilen 
Schritt  halten.^)    Dieser  Gedanke  verlangt  eine  Erweiterung. 

Die  sich  am  schnellsteh  verbrauchenden  Teile  eines  Gebäudes,  wie 
Türen,  Pfosten,  Fenstern,  schliesslich  das  Dach,  müssen  sobald  sie  un- 
brauchbar geworden  sind,  erneuert  werden,  weil  die  übrigen  Teile  noch 
relativ  gut  sind.  Versagen  nun  weiter  etwa  die  Decken  oder  der  Dachstuhl 
ihren  Dienst,  dann  sind  die  Fundamente  und  Umfassungsmauern  noch  lange 
nutzungsfähig,  und  um  diese  noch  auszunutzen,  werden  auch  die  Decken 
und  der  Dach  stuhl  neu  errichtet.  Sind  schliesslich  auch  die  Umfassungs- 
mauern baufällig  geworden,  dann  sind  die  Fundamente  es  nicht,  übrigens 
können  bereits  erneuerte  Teile,  etwa  der  ganze  Dachstuhl,  noch  relativ 
gut  sein.  Auch  in  diesem  Stadium,  wo  man  am  ehesten  an  einen  Abbruch 
denken  könnte,  liegt  kein  Grund  dazu  vor.  Es  muss  vielmehr  lohnender 
sein,  die  Untermauerung  allein  vorzunehmen  und  die  noch  nutzungsfähigen 
übrigen  Teile  stehen  zu  lassen,  um  sie  dann  erst,  wenn  sie  ihrerseits  un- 
brauchbar geworden  sind,  durch  neue  zu  ersetzen.  Mit  der  Gebäudeunter- 
mauerung, der  relativ  grössten  und  am  seltensten  wiederkehrenden  Reparatur, 
beginnt  das  Spiel  von  neuem.  Vom  rein  hautechnischen  Standpunkte  ans 
gesehen,  ist  das  Oehäude  als  ewig  zu  denken;  der  Grund  dafür  liegt  in  der 
ungleichmässigen  Abnutzung  der  einseinen  Gebäudeteile.'^) 

Die  Gebäudeerneuerung  würde  sich  unter  den  gemachten  Voraus- 
setzungen nicht  auf  einmal  wie  beim  Neubau,  sondern  allmählich,  stufen- 
weise vollziehen,  und  zwar  innerhalb  von  Zeitabschnitten,  die  immer  durch  die 
Erneuerung  der  relativ  dauerhaftesten  Gebäudeteile  abgegrenzt  sein  würden. 
Ziehen  wir  diese  Zeitspannen  näher  in  Betracht,  so  erlangen  wir  früher  oder 
später  volle  Gleichmässigkeit,  gleichmässige  Reparaturen  vorausgesetzt,  d.  h. 
die  Höhe  der  Reparaturkosten  dieser  einzelnen  Zeitspannen  ist  konstant. 
Innerhalb  eines  jeden  solchen  Intervalls  aber  gibt  es  dann  noch  Schwan- 
kungen erheblicher  Art,  die  durch  die  verschieden  hohen  Aufwendungen 
für  verschiedene  Reparaturen  eines  jeden  Intervalls  hervorgerufen  werden. 

Sehen  wir  uns  im  praktischen  Leben  um,  so  finden  wir  bestätigende 
Beispiele  dafür,  dass  Gebäude  ein  ausserordentlich  hohes  Alter  erreichen 
können.  Wenn  diese  Beispiele  nicht  zahlreich  sind,  erklärt  es  sich  eben 
daraus,  dass  in  Wirklichkeit  die  rein  baulichen  Interessen,  die  hier  die 

bäudeteile,  die  bisher  nicht  existiert  haben,  oder  alte  in  einer  wertvolleren  Form  errichtet 
werden.    Der  Klarheit  wegen  wollen  wir  diese  Möglichkeit  hier  unberücksichtigt  lassen. 

1)  V.  D.  Goltz  Handbuch  Bd.  I,  S.  181. 

2)  Dies  gilt  nicht  von  den  Gebäuden,  die  sich  in  allen  ihren  Teilen  gleichmässig 
abnutzen,  etwa  von  einem  aus  Brettern  errichteten  Schuppen. 
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Voraussetzung  bilden,  in  den  meisten  Fällen  tatsächlich  von  anderen 
Interessen  zurückgedrängt  werden,  die  wir  unten  eingehend  zu  würdigen 
haben.  So  finden  wir  massive  Schafställe  aus  dem  15.  Jahrhundert  und 
noch  ältere.  Kirchen  und  öffentliche  Gebäude  stehen  oft  tausend  und  mehr 
Jahre  auf  einem  Fundament.  Allerdings  können  hier  Gebäude  von  be- 
sonderem künstlerischen  Wert  nicht  als  Beispiele  dienen,  weil  hier  die  Höhe 
der  Unterhaltung  im  Verhältnis  zum  Kunstwert  keine  Rolle  spielt. 

Aus  der  üngleichmässigkeit  in  der  Abnutzung  verschiedener  Gebäude- 
teile geht  unmittelbar  noch  ein  Gedanke  hervor,  der  hervorgehoben  zu 
werden  verdient.  Die  Abnutzung  ist  in  rein  baulicher  Beziehung  bei  den 
einzelnen  Teilen  am  Gebäude  so  ungleichmässig,  dass  das  Gebäude  niemals 
zu  irgend  einem  Zeitpunkte  vollständig  abgenutzt  sein  kann.  Der  bauliche 
Wert  eines  Gebäudes  kann  demnach  niemals,  ausser  eben  in  dem  Ausnahme- 
falle, wo  alle  Gebäudeteile  sich  gleichmässig  abnutzen  (Bretterschuppen) 
bis  auf  den  Nullpunkt  sinken;  im  Gegenteil  aus  dem  oben  Angeführten 
ergibt  sich  eher,  dass  er  eine  verhältnismässig  bedeutende  Höhe  behält. 

In  bezug  auf  die  Eeinertragsberechnung  würde  das  oben  Ausgeführte 
folgendes  bedeuten:  Unter  den  gemachten  Voraussetzungen  kann  die  Amorti- 
sationsrechnung nicht  als  Neubaukostentilgungsrechnung  angesehen  werden. 
Wenn  ein  einmal  errichtetes  Gebäude  ewig  ist,  braucht,  oder  vielmehr 
darf  es  nicht  als  ganzes  amortisiert  werden.  Der  Amortisationsrate  ist 
eine  Grenze  durch  die  Höhe  der  Abnutzung  gezogen,  wie  wir  bereits 
wissen.  Würde  man  also  das  ganze  Gebäudekapital  amortisieren,  so  würde 
man  damit  diese  Grenze  überschreiten  und  das  Prinzip  der  Erhaltung  des 
Gebäudekapitalgleichgewichts  durchbrechen,  und  zwar  zuungunsten  des 
Reinertrags  und  zugunsten  des  Gebäudekapitals,  also  des  Vermögens.  Hier 
fällt  der  Amortisationsrechnung  die  Rolle  zu,  die  Schwankungen  in  der 
Höhe  der  Reparaturkosten  innerhalb  jener  Zeitspannen,  von  denen  eben 
die  Rede  war,  möglichst  auszugleichen.  Sie  ist  also  als  eine  Reparatur- 
kostenverteilungs-  oder  Tilgungsrechnung  zu  bezeichnen. 

Machen  wir  uns  die  Sachlage  an  einem  Beispiele  klar.  Es  wurde 
ein  Rindviehstall  neu  untermauert.  Voraussichtlich  wird  eine  neue  Unter- 
mauerung erst  in  200  Jahren  wieder  notwendig  sein.  Aus  dieser  an- 
genommenen Zeit  und  den  Untermauerungskosten  ergibt  sich  die  jährliche 
Amortisationsrate;  sie  betrage  a  Mark.  Innerhalb  dieser  200  Jahre  werden 
nun  verschiedene  andere  Reparaturen  vorgenommen.^)    So  etwa  wird  nach 

^)  Wir  haben  oben  nur  die  Aufwendungen  als  Reparaturkosten  bezeichnet,  welche 
die  durch  die  Amortisationsrechnung  bezeichnete  Grenze  nicht  überschreiten.  Da  wir  aber 
unter  Eeparaturkosten  gewöhnlich  eine  bestimmte  Vorstellung  verbinden,  die  sich  durchaus 
nicht  mit  den  bei  der  Reioertragsberechnung  abzugsfähigen  Reparaturkosten  deckt,  da 
weiter,  streng  theoretisch  genommen,  wie  am  Anfang  des  zweiten  Teils  klargelegt  wurde, 
die  Reparaturkosten  das  primäre  und  die  Amortisationsrate  das  sekundäre  ist,  da  endlich 
Reparaturen  auch  ohne  Amortisation  vorgenommen  werden  müssen,  so  wollen  wir  alle 
Reproduktionsarbeiten  von  Gebäuden  als  Reparaturen  bezeichnen  und  künftighin,  um  Miss- 
verständnissen vorzubeugen,  die  abzugsfähigen  als  Reparaturkosten  im  engereu  Sinne  des 
Wortes  bezeichnen. 
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so Jahren  das  Dach  erneuert.  Die  Kosten  dafür  müssen  ihrerseits  auch 
amortisiert  werden:  Amortisationsrate  b.  Ebenso  ergibt  sich  aus  der  Er- 
neuerung der  Stalldecke,  die  etwa  nach  50  Jahren  vorgenommen  wurde, 
die  Rate  c  usw.  Wir  bekämen  somit  eine  Eeihe  von  Amortisations- 
rechnungen, die  nebeneinander  liefen.  Im  Prinzip  wäre  das  die  PoHLSche 
Amortisationsrechnung.  Wir  können  nun,  ähnlich  wie  Pohl  es  tut,  die 
verschiedenen  Nebenrechnungen  zusammenfassen,  und  eine  Durchschnitts- 
amortisationsrate zusammen  mit  der  Hauptberechnung  bilden,  etwa  in  der 
Weise,  dass  man  sich  von  vornherein  sagt,  in  den  200  Jahren  wird  das 
Dach,  die  Stalldecke  usw.  so  und  so  viel  mal  erneuert  werden  müssen;  die 
Kosten  würden  voraussichtlich  so  und  so  viel  betragen.  Statt  sie  nun  auf 
die  Nutzungsdauer  der  einzelnen  Reparaturen  zu  verteilen,  schlagen  wir 
sie  zu  den  Erneuerungskosten  der  Untermauerung  hinzu  und  verteilen  sie 
gleichmässig  auf  die  Nutzungszeit  der  letzteren.  Wir  bekommen  so  eine 
kombinierte  Amortisationsrate,  die  aber  bei  genügend  grossen  Zeiträumen 
sich  mit  der  Summe  der  Einzelraten  decken  wird.  Praktisch  wäre  aller- 
dings eine  solche  Amortisationsrechnung  kaum  durchführbar.  Aber  darum 
handelt  es  sich  hier  vorläufig  nicht.  Zunächst  ist  uns  nur  daran  gelegen, 
die  Sachlage  unter  bestimmten  Voraussetzungen  theoretisch  klar  zu  legen. 

2.  Reparaturkosten-  und  Amortisationsfrage  unter  Mitwirkung  von 
anderen,  vorwiegend  wirtschaftlichen  Momenten, 

a)  Einleitendes. 

Vom  rein  bautechnischen  Standpunkte  aus  gesehen,  liegt  kein  Grund 
vor,  ein  Gebäude  wegen  Nutzungsunfähigkeit  abzubrechen  und  durch  ein 
neues  zu  ersetzen,  vielmehr  müsste  seine  Nutzungsdauer  dank  der  periodisch 
sich  wiederholenden  teilweisen  Reproduktion  unbeschränkt  sein.  Wenn 
uns  nun  aber  ein  auch  nur  oberflächlicher  Blick  in  die  Praxis  belehrt,  dass 
Gebäude,  auch  wenn  ihre  einzelnen  Teile  sich  verschieden  schnell  abnutzen, 
eine  beschränkte  Nutzungsdauer  haben,  so  müssen  wir  annehmen,  dass 
hier  neben  der  rein  baulichen  xlbnutzung  auch  noch  andere  Faktoren  eine 
Rolle  spielen,  oder  dass  das,  was  man  unter  dem  Begriff  „Abnutzung" 
versteht,  nicht  ein  rein  baulicher  Vorgang  ist.  Diese  Faktoren  zu  erkennen 
und  in  den  bisherigen  Gedankengang  einzuflechten,  soll  im  folgenden  unsere 
Aufgabe  sein. 

Ausser  dem  OVG.  hat  bisher  niemand  deutlich  ausgesprochen,  was 
unter  Abnutzung  zu  verstehen  ist,  auf  welche  doch  mehr  oder  weniger  die 
ganze  Amortisationsrechnung  gestützt  wird.  Im  allgemeinen  scheint  die 
Auffassung,  dass  sie  rein  bautechnischer  Natur  ist,  die  gang  und  gebe  zu  sein. 
V.  D.  Goltz  gibt  z.  B.  „die  Benutzung"  des  Gebäudes  und  den  „ver- 
witternden Einfluss  der  Luft  usw."  als  Ursachen  der  Abnutzung  an.^)  Das 
OVG.  vertritt  in  seinen  Entscheidungen  jedenfalls  obige  Auffassung  deutlich. 
„Bei  der  Bemessung  der  Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden  kommt 


1)  V.  D.  Goltz,  Handbuch  der  Betriebslehre  S.  131. 
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nur  eine  Abnutzung  in  baulicher  Hinsicht,  nicht  auch  eine  durch  Veränderung 
äusserer  wirtschaftlicher  Verhältnisse  bedingte  eventuelle  Minderung  der 
Verwertbarkeit  eines  Gebäudes  in  Betracht."^)  Nur  die  durch  Abnutzung, 
nicht  auch  eine  durch  Veralten  der  Konstruktion,  Sinken  der  Metallpreise 
oder  dergl.  eintretende  Wertverminderung  darf  nach  dem  bestehenden  Rechte 
in  Anrechnung  kommen."^)  Ähnliches  lesen  wir  auch  im  Urteile  vom 
8.  November  1900.^)  Im  grossen  und  ganzen  teilt  diese  Ansicht  auch 
FuiSTiNG,  aber  es  regen  sich  in  ihm  doch  schon  gewisse  Bedenken  „wegen 
der  im  Laufe  langer  Jahre  eintretenden  Veränderungen  in  der  Zweckbe- 
stimmung der  Gebäude,  in  den  Werten,  in  der  Person  des  Besitzers  usw."*) 
Auch  bei  der  Beratung  der  Novelle  zum  Einkommensteuergesetz  wurde 
gegen  diese  Auffassung  des  OVG.,  wenn  auch  nur  indirekt,  vom  freikonser- 
vativen Abgeordneten  Gamp  Einspruch  erhoben.  „Gebäude  haben  vielfach 
nur  einen  bestimmten  Wert,  wenn  sie  so  benutzt  werden,  wie  sie  bisher 
benutzt  worden  sind  .  .  .  geht  z.  B.  ein  landwirtschaftlicher  Grossbetrieb 
ein,  weil  das  Gut  parzelliert  wird,  so  haben  die  Gebäude  einen  minimalen 
Wert."^)  Ausser  diesen  Bemerkungen,  ist  an  der  Ansicht  des  OVG.  keine 
Kritik  geübt  worden;  und  doch  können  wir  schon  nach  den  bisherigen  Aus- 
führungen behaupten,  dass  sie  falsch  ist. 

Das  OVG.  gerät  mit  sich  selbst  in  Widerspruch  wenn  es  einerseits 
bei  der  Amortisationsberechnung  vom  Standpunkte  der  rein  baulichen  Ab- 
nutzung ausgeht,  und  andererseits  eine  vollständige  Amortisation  des  Ge- 
bäudekapitals nicht  nur  zulässt,  sondern  gleichsam  als  selbstverständlich 
hält.^)  Letztere  ist  nur  möglich,  wenn  man  die  Abnutzung  des  Gebäudes 
bis  auf  seinen  letzten  Rest  annimmt.  Nun  ist  eine  solche  in  rein  baulicher 
Beziehung,  wie  es  das  OVG.  nun  einmal  will,  nicht  möglich,  und  zwar  in 
zweifacher  Beziehung.  Den  einen  Grund  dagegen  kennen  wir  bereits,  er  liegt 
in  der  ungleichmässigen  Abnutzung  der  einzelnen  Gebäudeteile.  Es  lässt  sich 
dann  weiter  aber  überhaupt  nicht  denken,  dass  ein  Gebäude,  das  irgend  einen 
wirtschaftlichen  Zweck  erfüllen  soll,  ein  gewisses  Minimum  von  Abnutzung 
überschreitet.  Dieses  Minimum  kann  sich  aber  dem  Nullpunkt  der  Ab- 
nutzung auch  nicht  entfernt  nähern.  Ein  Gebäude  von  10000  M.  Neubau- 
wert z.  B.  würde  wohl  kaum  nutzungsfähig  sein,  wenn  sein  baulicher  Wert 
nur  noch  einige  100  M.  betragen  würde.  Wollte  nun  das  OVG.  konsequent 
bleiben,  so  dürfte  es  entweder  die  Amortisation  des  Gebäudekapitals  nur 
bis  zur  Höhe  der  baulichen  Abnutzung  des  Gebäudes  zulassen,  oder  es 
müsste  seinen  Standpunkt  der  rein  baulichen  Abnutzung  in  der  Amorti- 
sationsfrage verlassen.    Im  ersten  Falle  würde  es  mit  der  Wirklichkeit 


1)  Entscheidungen  Bd.  II,  S.  59. 

2)  Ebenda  S.  293. 

3)  Ebenda  S.  293. 

*)  FmsTiNG  a.  a.  0.  Bd.  IV,  S.  146. 

^)  Stenogr.  Berichte  II.  Session  1905/06,  Bd.  IV,  S.  4521. 

Vgl.  Entscheidungen  Bd.  V,  S.  270  ff.    Auch  Art.  4,  I  4  der  Ausführungsbe- 
stimmungen. 
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in  Widerspruch  geraten,  wie  gleich  zu  zeigen  sein  wird.  Es  bleibt  nur 
die  zweite  Möglichkeit  übrig.  Wir  können  auch  sagen:  Wenn  das  OYG. 
eine  vollständige  ^Lmortisation  des  Gebäudekapitals  zulässt,  zulassen  muss, 
um  mit  der  Wirklichkeit  im  Einklang  zu  bleiben,  dann  verlässt  es  seinen 
so  eifrig  verfochtenen  Standpunkt,  für  die  Amortisation  sei  nur  die  rein 
bauliche  Abnutzung  massgebend,  und  setzt  unbewusst  voraus,  dass  hier 
auch  andere  Momente  im  Spiele  sind,  denn  anders  lässt  sich  eine  voll- 
ständige Abnutzung  eines  Gebäudes,  die  die  Amortisation  des  ganzen  Ge- 
bäudekapitals rechtfertigt,  nicht  erklären. 

Wir  können  im  praktischen  Leben  oft  beobachten,  dass  Gebäude  mit 
noch  hohem,  baulichem  Wert  abgebrochen  und  durch  neue  ersetzt  werden. 
Mit  dem  Augenblick  aber,  wo  es  abgebrochen  wird,  geht  dieser  Wert  ver- 
loren, er  wird  einfach  vernichtet.  In  einem  Betriebe  wird  ein  Schafstall, 
der  sich  in  einem  noch  relativ  gutem  baulichen  Zustande  befindet,  zum 
Abbruch  bestimmt,  weil  die  Schafhaltung  abgeschafft  wurde,  und  der  Stall 
sonst  keine  Verwendung  findet.  Das  Gebäude  wird  wertlos;  wertlos  aber 
nicht  infolge  rein  baulicher  Abnutzung,  sondern  infolge  der  Motive,  die 
zum  Abbruch  trieben.  Es  repräsentiert  allerdings  noch  den  sogen.  Ab- 
bruchswert (Wert  des  beim  Abbruch  erzielten  Materials),  der  übrigens 
unter  Umständen  einen  Minuswert  vorstellen  kann,  wenn  nämlich  die  Ab- 
bruchskosten den  W^ert  des  gewonnenen  Materials  überschreiten;  aber  wir 
wollen  uns  hier  mit  seiner  Erwähnung  begnügen.  Übrigens  kommt  es, 
richtiger  gesagt,  nicht  so  sehr  auf  den  Abbruch  des  Gebäudes  an,  sondern 
auf  das  dauernde  Aufhören  seiner  Beteiligung  an  einem  Produktionsprozess. 
Hört  ein  Gebäude  dauernd  auf  produktiv  zu  sein,  dann  ist  es  wertlos. 
Es  gibt  demnach  eine  vollständige  Entwertung,  wenn  man  will  „Abnutzung" 
von  Gebäuden,  ohne  dass  sie  rein  baulicher  Natur  zu  sein  braucht. 

Zur  Zeit,  wo  ein  Gebäude  aufgehört  hat  zu  produzieren,  muss  nun 
die  Amortisationsrechnung  beendigt  sein,  denn  ein  Ausscheiden  aus  dem 
Rohertrage  ist  nur  möglich,  wenn  das  Gebäude  wirtschaftlich  produktiv  ist; 
ist  dasselbe  dagegen  am  Produktionsprozess  nicht  mehr  beteiligt,  dann  kann 
auch  nichts  vom  Gebäudekapital  in  den  Rohertrag  gelangen,  weshalb 
auch  nichts  auszuscheiden  ist.  Mit  der  Beendigung  der  Amortisations- 
rechnung und  mit  der  Entwertung  des  Anlagekapitals  muss  letzteres 
auch  ganz  amortisiert  sein,  soll  das  Gebäudekapitalgleichgewicht  erhalten 
bleiben.  Wenn  also  das  OVG.  zulässt,  das  Anlagekapital  ganz  zu  amorti- 
sieren, bleibt  es  mit  der  Wirklichkeit  im  Einklang,  aber  sein  Standpunkt 
von  der  rein  baulichen  Abnutzung  ist  unhaltbar. 

Wir  glauben  nun  die  die  Gebäudeentwertung  herbeiführenden  Faktoren 
am  klarsten  erkennen  zu  können,  wenn  wir  uns  fragen,  welche  Momente 
der  Nutzungsdauer  eines  Gebäudes,  die  doch,  rein  bautechnisch  betrachtet, 
als  unbeschränkt  zu  denken  ist,  eine  Grenze  setzen.  Da  mit  dem  Ende 
der  Nutzungszeit,  das  Gebäude  entwertet  oder,  um  den  allgemein  gebrauchten 
Ausdruck  anzuwenden,  „abgenutzt"  ist,  so  glauben  wir  aus  dem  Endergebnis 
der  „Abnutzung"  dann  auf  das  Wesen  derselben  selbst  schliessen  zu  können. 
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b)  Entwertung  von  Gebäuden  durch  ausserordentliche  Natureingriffe. 

Da  ist  zunächst  der  Fall  zu  nennen,  wo  Gebäude  durch  ausserordent- 
liche Natureingriffe,  wie  Feuer,  Sturm,  Überschwemmung,  Erdbeben  usw. 
zerstört  werden,  oder  doch  mindestens  stark  beschädigt  werden.  Wir 
wollen  zunächst  den  Fall  festhalten,  wo  ein  Gebäude  ganz  vernichtet  wird. 
Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  dadurch  die  Nutzungsdauer  beendigt,  und 
dass  der  noch  im  Gebäude  repräsentierte  Wert  vernichtet  wird.  Nach  dem 
kurz  vorher  Ausgeführten  sollte  mit  diesem  Zeitpunkt  die  Amortisations- 
rechnung beendigt  und  das  Gebäudekapital  ganz  amortisiert  sein.J  Da 
die  Amortisation  des  Gebäudekapitals  proportional  seiner  Entwertung  sein 
soll  und  dadurch  das  Gebäudekapitalgleichgewicht  erhalten  werden  [(soll, 
wie  das  oft  hervorgehoben  wurde,  so  würde,  streng  genommen,  die  Amor- 
tisationsrate im  letzten  Jahre  der  Rechnung  gleich  dem  vernichteten  Ge- 
bäudewert sein  müssen,  der  seinerseits  den  Rest  des  noch  nicht  amortisierten 
Gebäudekapitals  ausmacht.  Ein  Feuerschaden  z.  B.  würde  somit  auf  ein 
mal  als  Amortisationsrate  bei  der  Reinertragsberechnung  in  Abzug  ge 
langen  müssen. 

Nun  lässt  sich  die  Sache  aber  auch  so  denken,  dass  das  Feuergefahr- 
risiko auf  der  ganzen  Nutzungsdauer  eines  Gebäudes  gleichmässig  lastet, 
dass  die  Gefahr,  durch  Feuer  vernichtet  zu  werden,  für  ein  Gebäude  zu  jeder 
Stunde  vorhanden  ist.  Dementsprechend  Hesse  sich  auch  der  voraussicht- 
liche Feuerschaden  auf  die  ganze  Existenzdauer  des  Gebäudes  gleichmässig 
verteilen.  Es  würde  dies  in  einer  entsprechend  höheren  Amortisationsrate 
zum  Vorschein  kommen.  Rechnet  man  so,  dann  würde  die  letzte  Amorti- 
sationsrate nicht  höher  sein  brauchen  als  alle  übrigen,  und  das  Gebäude- 
kapital würde  zur  Zeit  des  Brandes  amortisiert  sein.  Ob  die  Periode,  die 
zu  der  Berechnung  des  Amortisationsratenaufschlages  zugrunde  gelegt 
würde,  fassbar  ist  oder  nicht,  kann  theoretisch  gleichgültig  sein.  Eine  der- 
artige Amortisationsrate  ist,  den  Ursachen  entsprechend,  eine  zusammen- 
gesetzte. Man  kann  sie  sich  aus  der  eigentlichen  Ämorsationsrate,  die  ihren 
Grund  in  der  hautechnischen  Äbnutemig  der  Gebäude  hat,  und  aus  einer 
Risikoprämie  infolge  der  Feuergefahr  bestehend  denkeyi. 

Diese  Aufschlagsrechnung  infolge  des  Feuergefahrrisikos  und  ähnlicher 
Risiken,  kann  auch  getrennt  von  der  Amortisationsrechnung  geführt  werden. 
Bei  dem  Feuergefahrrisiko  wird  sie  meistens  wirklich  auch  in  Form  der 
Feuerversicherung  getrennt  durchgeführt.  Hier  ist  die  Versicherungsprämie 
gleich  dem  Aufschlag  der  Amortisationsrate  bei  einem  NichtVersicherten. 
Praktisch  wird  durch  die  Feuerversicherung  das  Moment  des  Feuerschaden- 
risikos in  bezug  auf  die  Amortisationsrechnung  ausgeschaltet.  Nur  volks- 
wirtschaftlich gesehen  werden  in  diesem  Falle  Werte  vernichtet,  privat- 
wirtschaftlich gesehen  bleibt  dagegen  das  Gebäudekapital  intakt,  braucht 
also  auch  deswegen  nicht  amortisiert  zu  werden,  überall  aber,  wo  eine 
solche  Versicherung  nicht  existiert,  scheint  eine  entsprechende  Erhöhung  der 
Amortisationsrate,  oder  wenn  nicht  dies,  dann  eine  einmalige  Abschreibung 
des  ganzen  Feuerschadens  als  vollberechtigt  m  sein. 
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Es  ist  noch  denkbar,  namentlich  bei  Schäden,  die  an  alten  Gebäuden 
durch  Reparaturen  wieder  gut  gemacht  werden  können,  dass  der  Feuer- 
schaden in  Form  von  Ersatzreparaturen,  die  dann  auf  das  Konto  der  Wirt- 
schaftskosten kommen,  zur  Verrechnung  gelangt.  Diese  Möglichkeit  ist 
vorhanden,  aber  es  muss  zugleich  hervorgehoben  werden,  dass  die  Ersatz- 
kosten die  Höhe  des  Wertes  der  zerstörten  alten  Teile  nicht  überschreiten 
dürfen,  weil  sonst  das  Gebäudekapital  auf  Kosten  des  Reinertrages  ver- 
grössert  würde,  was  doch  vom  Standpunkte  einer  richtigen  Reinertrags- 
berechnung, die  wir  immer  vor  Augen  halten  müssen,  falsch  wäre.  Da 
aber  die  meisten  Ersatzbauten  wertvoller  sind,  als  die  durch  den  Brand 
vernichteten,  so  dürften  die  Kosten  nur  teilweise  unter  die  Wirtschafts- 
kosten verrechnet  werden.  Soweit  man  sich  dieser  Einschränkung  unter- 
wirft, kann  man  gegen  eine  solche  Rechnung  theoretisch  nichts  einwenden. 
überhaupt  kommt  es  theoretisch  gesehen  nicht  auf  die  Form  an,  in  welcher 
der  Feuerschaden  aus  dem  Boh ertrage  resp.  den  Roherträgen  ausgeschieden 
ivird,  sondern  darauf,  dass  er  überhaupt  ausgeschieden  wird.  Ob  er  als 
Risikoprämie  oder  Amortisationsrate,  oder  schliesslich  als  Reparatur-  resp. 
Ersatzkosten  zur  Ausscheidung  gelangt,  ist  eine  mehr  praktische  Frage. 

Von  dem  OVG.  wird  die  Ansicht  vertreten,  dass  der  Feuerschaden 
nicht  abzugsfähig  ist,  gleich,  ob  der  Besitzer  versichert  ist  oder  nicht.  ^) 
Man  sieht  die  Inkonsequenz  die  das  OVG.  begeht  auf  den  ersten  Blick, 
wenn  man  bedenkt,  dass  es  dem  Versicherten  die  Ausscheidung  des  Feuer- 
schadens aus  dem  Rohertrage  in  Form  der  Versicherungsprämien  gestattet ''^) 
dem  NichtVersicherten  dagegen  nicht,  selbst  nicht  in  der  Form  der  Selbst- 
versicherung. ^)  Diese  Begünstigung  des  Versicherten  gegenüber  dem  Nicht- 
versicherten  lässt  sich  höchstens  mit  versicherungserzieherischen  Gründen 
erklären,  ob  auch  begründen,  bleibt  allerdings  eine  Frage,  die  nicht  ohne 
weiteres  bejaht  werden  darf.  Das  OVG.  bleibt  seinem  Prinzip  auch  da 
treu,  wo  es  an  einer  Versicherungsmöglichkeit  fehlt,  indem  es  z.  B.  die 
Kosten  für  den  Neubau  eines  vom  Winde  umgeworfenen  Schafstalles  als 
nicht  abzugsfähig  erklärt.*) 

c)  Entwertung  von  Gebäudekapital  infolge  der  Notwendigkeit  der 
Modernisierung  von  Gebäuden. 

Ein  weiterer  Faktor,  der  für  die  Nutzungsdauer  eines  Gebäudes  von 
Bedeutung  ist,  ist  die  Notwendigkeit  der  Modernisierung  von  Gebäuden, 
oder  Anpassung  derselben  an  neue  Bedürfnisse.  Die  Modernisierung  ist 
eine  Veränderung,  ein  Umbau  des  alten  Gebäudes,  der  sich  unter  Umständen 
bis  zum  völligen  Neubau  steigern  kann.  In  vielen  Fällen  lassen  sich  die 
mit  der  Zeit  sich  einstellenden  Mängel  an  Gebäuden  bei  der  Durchführung 

1)  FuiSTiNG  a.  a.  0.  7.  Aufl.,  S.  79;  v.  Kamptz,  Die  Rechtsprechung  des  Königl. 
Preuss.  OVG.  Bd.  I,  S.  219. 

2)  Entscheidungen  Bd.  IV,  S.  11;  vergl.  auch  Art.  11,  II  3  der  Ausf.-Bestimmgn. 

3)  Ebenda  Bd.  III,  S.  144. 
Ebenda  Bd.  I,  S.  389. 
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von  grossen  Reparaturen  beseitigen,  so  können  z.  B.  moderne  Bedachungs- 
arten die  alten  ersetzen,  zweckmässige  Decken  an  Stelle  der  alten  gesetzt 
werden,  ja  selbst  ein  Trempel  kann  an  Stelle  eines  spitzen  Dacbstuhles 
treten.  Oft  ist  aber  die  Beseitigung  solcher  Mängel  äusserst  schwierig 
bezw.  kostspielig,  so  besonders  bei  Fundamenten  und  Umfassungsmauern; 
bestehen  letztere  gar  aus  Feldsteinen,  so  gestatten  sie  kaum  ein  Verlegen 
von  Fenstern  und  Türen,  ohne  dass  die  Frage  eines  gänzlichen  Neubaues 
akut  wird. 

Im  Augenblicke  nun,  wo  ein  solcher  Mangel  bemerkt  wird,  entsteht 
zugleich  auch  der  Wunsch,  ihn  zu  beseitigen.  Nehmen  wir  den  Fall  an, 
wo  ein  solcher  Fehler  nur  durch  Neubau  beseitigt  werden  kann  (etwa  Ver- 
legung des  Standortes).  Man  wird  zunächst  an  einem  solchen  Gebäude 
nur  die  allernotwendigsten  Reparaturen  auszuführen  suchen  und  möglichst 
nur  kleine  Ausbesserungen  vornehmen.  Durch  solche  Ausbesserungen  wird 
man  alle  grösseren  Reparaturen  nach  Möglichkeit  hinauszuschieben  suchen. 
So  wird  man  z.  B.  eine  hölzerne  Decke  in  einem  Viehstalle,  die,  rein  bau- 
technisch gesehen,  eine  Erneuerung  verlaugt,  noch  dadurch  auszunutzen 
suchen,  dass  man  besonders  schlechte  Stellen  durch  einige  neue  Bretter 
flickt  (vielleicht  auch  nicht  einmal  dies,  wenn  altes  noch  brauchbares 
Brettermaterial  vorhanden  ist).  Die  Möglichkeit  der  Hinausschiebung  der 
grösseren  Reparaturen  über  das  bautechnische  Zeitoptimum  hinaus  erlaubt 
nun  im  Vergleich  mit  dem  Normalfalle  Beparaturkostenersparnisse  zu  machen^ 
welche  man  sich  auf  Zinseszins  gelegt  denken  kann.  Dadurch  wird  ein 
Fonds  gewonnen.  Ist  letzterer  nun  so  gross  geworden,  dass  er  zusammen 
mit  dem  erwarteten  Mehrnutzen  des  neuen  Gebäudes  dessen  Baukosten 
deckt,  dann  ist  der  Zeitpunkt  erreicht,  wo  es  rentabler  ist,  an  Stelle  des 
alten  Gebäudes  einen  Ersatzbau  in  besserer  Auflage  auszuführen.  Fasst 
man  dagegen  mehr  den  Gesichtspunkt  der  Steigerung  der  Brauchbarkeit 
eines  Gebäudes  durch  Modernisierung,  also  Anpassung  seiner  Einrichtungen 
an  die  fortgeschrittenen  Verhältnisse  ins  Auge,  so  müsste  man  sich  den 
Zeitpunkt  zum  Neubau  dann  als  gekommen  denken,  wenn  die  notwendigen 
laufenden  Reparaturkosten  des  alten  Gebäudes  zusammen  mit  der  erwarteten 
Steigerung  der  Nutzungshöhe  des  neuen  Gebäudes  die  Höhe  der  Zinsen 
erreicht,  die  das  zum  Neubau  nötige  Kapital  fordern  würde.  Infolge  der 
Notwendigkeit  einer  Anpassung  der  vorhandenen  Baulichkeit  an  veränderte 
Verhältnisse  kann  es  also  unter  Umständen  für  den  Besitzer  rentabler  sein, 
und  nur  der  Gesichtspunkt  der  Bentabilität  kann  hier  massgebend  sein,  das 
alte  Gebäude  trotz  seines  noch  relativ  guten  Bauzustandes  abzureissen  und 
dasselbe  durch  ein  neues  zu  ersetzen.  Dass  ein  Gebäude,  welches  aus  dem 
eben  erwähnten  Grunde  zum  Abbruch  bestimmt  wurde,  wertlos  geworden 
ist,  bedarf  kaum  erwähnt  zu  werden. 

Wenn  wir  uns  nun  fragen,  welche  Gesichtspunkte  es  sind,  die  die 
Notwendigkeit  einer  Modernisierung  der  Gebäude  zusammen  mit  der  so 
erzielbaren  Reparaturkostenersparnis  bis  zur  Aufgabe  der  alten  Baulich- 
keiten steigern  können,  so  sind  deren  drei  zu  nennen:  1.  Konstruktions- 
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fehler,  die  sich  infolge  des  Fortschritts  der  technischen  Erfahrung  heraus- 
stellen, 2.  persönliche  Momente,  3.  Mängel,  die  sich  aus  der  Änderung  der 
wirtschaftlichen  Lage  ergeben. 

Beim  ersten  Moment  handelt  es  sich  um  solche  technische  Verbesse- 
rungen, die  im  Vergleich  zu  den  alten  Einrichtungen  einen  grösseren 
Nutzungseffekt  und  geringere  Unterhaltungskosten  haben.  Ist  der  daraus 
sich  ergebende  Mehrnutzen  der  neuen  Einrichtung  plus  den  etwa  an  der 
alten  Einrichtung  gesparten  Reparaturkosten  so  gross,  dass  er  die  Kosten 
der  einzuführenden  Neuerung  deckt,  dann  ist  sie  angebracht.  Wir  erinnern 
hier  beispielsweise  an  die  modernen  Bedachungsweisen,  die  im  Vergleich 
zu  dem  alten  Stroh-  und  Holzdach  starke  Vorteile  aufweisen,  und  an  ge- 
wisse Inneneinrichtungen  bei  Ställen.  Wir  wollen  diesem  Moment,  das  bei 
Maschinen  eine  ausserordentlich  wichtige  Rolle  spielt,  keine  grosse  Be- 
deutung beimessen,  denn  die  Möglichkeit  der  Konstruktionsveraltung  ist 
bei  Gebäuden  relativ  beschränkt,  und  falls  eine  solche  eintritt,  wird  man 
sie  meistens  bei  Gelegenh^t  von  grösseren  Reparaturen  verhältnismässig 
leicht  beseitigen  können.    Immerhin  verdient  dieses  Moment  der  Erwähnung. 

Dass  eine  Änderung  in  der  Betriebsleitung,  namentlich  wenn  es  sich 
um  den  Besitzer  handelt,  hier  eine  Rolle  spielen  kann,  beweist  die  folgende 
Überlegung.  Die  Betriebsorganisation  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
von  der  Person  des  Leiters  abhängig;  der  eine  hat  eine  grössere  Neigung 
und  Erfahrung  in  der  einen  der  andere  in  einer  anderen  Produktionsein- 
richtuug.  Der  eine  glaubt  den  grössten  Reinertrag  erzielen  zu  können, 
wenn  er  einen  starken  Nachdruck  auf  die  Schweinezucht  legt,  der  andere, 
sein  Nachfolger,  aber  nicht,  weil  seine  Neigung  und  sein  Wissen,  sagen 
wir,  in  der  Richtung  der  Pflanzenzüchtung  geht.  Es  können  auch  aus 
diesem  Grunde  Umbauten  und  Neubauten  von  Gebäuden  notwendig  werden. 

Bei  weitem  das  wichtigste  Moment  aber,  welches  die  Notwendigkeit 
der  Modernisierung  schafft,  ist  die  Veränderung  der  wirtschaftlichen  Lage 
eines  Betriehes.  Wir  wollen  zunächst  die  Sachlage  an  einigen  Beispielen 
zu  erläutern  suchen. 

Nehmen  wir  einen  Betrieb  mit  relativ  ungünstiger  wirtschaftlicher 
Lage  an.  Die  hier  produzierten  Kartoffeln  konnten  am  vorteilhaftesten 
durch  Verarbeitung  zu  Spiritus  verwertet  werden.  Nun  wird  eine  Eisen- 
bahn gebaut,  die  das  Gut  mit  einer  Grossstadt  verbindet,  wo  ein  guter 
Markt  für  Speisekartoffeln  existiert.  Es  wird  auf  einmal  viel  lohnender, 
Speisekartoffeln  statt  Fabrikkartoffeln  zu  bauen.  Ist  der  Vorteil  so  gross, 
dass  man  sich  entschliesst,  zu  Speisekartoffelbau  überzugehen,  dann  bleibt 
die  Brennerei  untätig,  ihre  Nutzungsperiode  ist  beendigt,  sie  ist  entwertet. 
Wenn  man  in  unserem  Falle  die  Kartoffel  bisher  durch  Schweinemast  ver- 
wertete, so  sind  die  Schweineställe  durch  Einschränkung  der  Schweine- 
haltung leer  geworden.  In  einem  anderen  Falle  geht  man  von  einer  vieh- 
starken Stallmistwirtschaft  zu  einer  viehschwachen  Gründüngungswirtschaft 
über,  weil  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  sich  zugunsten  letzterer  Be- 


—    37  — 


triebsweise  geändert  haben.  Auch  hier  werden  offenbar  Gebäude  nutzlos. 
Wegen  gesunkener  Wollpreise  ist  in  einem  weiteren  Falle  die  Schafhaltung 
unvorteilhaft  geworden.  Der  Schafstall  bleibt  leer.  Es  ist  möglich,  dass 
er  nun,  um  Baumaterial  zu  gewinnen,  abgerissen  wird,  weil  er  keine  andere 
Verwendung  findet,  etwa  weil  er  zu  abgelegen  auf  einem  Vorwerke  liegt. 
Denken  wir  uns  nun  weiter  einen  Fall,  wo  die  Schweinehaltung  infolge 
steigernder  Fleischpreise  rentabler  geworden  ist,  als  sie  es  bisher  war. 
Wird  nun  die  Schweinehaltung  erweitert  so  reicht  der  bisherige  kleine  Stall 
nicht  aus.  Statt  ihn  zu  erweitern,  kann  es  oft  wirtschaftlicher  sein,  ihn 
ganz  abzubrechen  und  einen  neuen  an  seine  Stelle  zu  bauen,  etwa  weil 
man  eine  Erweiterung  des  alten  wegen  Platzmangel  am  alten  Standorte 
nicht  durchführen  konnte,  und  weil  er  auch  sonst  den  modernen  Ansprüchen 
nicht  mehr  genügte.  Tritt  das  letztere  ein,  dann  ist  das  alte  Gebäude 
entwertet,  und  zwar  entwertet  durch  die  steigende  Konjunktur  in  dem  be- 
treffenden Produktionszweige.  Ähnlich  steht  die  Sache,  wenn  etwa  für  den 
Absatz  frischer  Milch  günstige  Bedingungen  entstehen.  Man  kann  da  vor 
die  Frage  gestellt  werden,  nicht  bloss  den  Viehbestand  zu  vergrössern, 
sondern  auch  zu  einer  edleren  Rasse  überzugehen.  Nun  werden  aber  oft 
die  vorhandenen  Baulichkeiten  den  gesteigerten  Ansprüchen  der  neuen 
Easse  nicht  genügen  können.  Es  müssen  Umbauten  vorgenommen  werden, 
die  unter  Umständen  so  gross  werden  können,  dass  man  ganz  zum  Neubau 
schreiten  muss.  Dass  steigende  Konjunktur  Gebäude  entwertet,  ist  vielleicht 
noch  besser  in  der  Industrie  und  im  Handel  zu  beobachten.  Es  seien 
hier  auch  aus  diesem  Gebiete  zwei  Beispiele  angeführt.  Günstige  Kon- 
junktur drängt  in  einem  bestimmten  Falle  zur  Erweiterung  des  Fabrik- 
betriebes. Dies  lässt  sich  aber  sehr  oft  nur  unter  Aufgabe  von  alten 
Fabrikgebäuden  und  durch  Errichtung  von  neuen,  an  die  neuen  Verhältnisse 
angepassten  erreichen.  Die  alten  Gebäude  sind  entwertet  worden.  Oder 
in  einem  anderen  Falle  hat  sich  eine  Handelsfirma  so  gut  eingeführt,  dass 
der  Warenumsatz  im  bisherigen  Gebäude  nicht  mehr  bewältigt  werden 
kann.  Es  werden  Umbauten,  Erweiterungsbauten,  eventuell  Neubauten 
notwendig  sein.  Wir  wollen  die  Reihe  von  Beispielen  mit  einem  beschliessen, 
wo  eine  Gebäudeentwertung  durch  Steigen  der  Produktionsmittelpreise  ein- 
tritt. Es  wird  wegen  Anschwellen  der  Arbeitslöhne  die  elektrische  Be- 
triebskraft eingeführt,  die  verschiedene  arbeitssparende  Maschinen  treiben 
soll.  Auch  hier  werden  verschiedene  Modernisierungsarbeiten  notwendig  sein. 

Überblicken  wir  kurz  die  angeführten  Beispiele,  so  finden  wir,  dass 
hier  der  Wechsel  in  den  Produkten-  und  Produktionsmittelpreisen  eine  her- 
vorragende Rolle  spielt.  Die  Produkten-  und  Produktionsmittelpreise, 
namentlich  ihr  gegenseitiges  Verhältnis,  ist  für  die  jeweils  günstigste  Pro- 
duktionsrichtung massgebend.  Optimum  der  Produktionsrichtung.  Ändert 
sich  dieses  Verhältnis  infolge  einer  Verschiebung  der  Preise  der  einen 
oder  der  anderen,  dann  entsteht  selbstverständlich  aucb  eine  Tendenz  zu 
einer  Änderung  der  Prodaktionsrichtung,  die  bei  genügender  Stärke  einen 
Wechsel  der  Produktionsrichtung  selbst  hervorrufen  muss,  wodurch  wiederum 
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das  Optimum  derselben  erreicht  wird.  Wird  diese  Produktionsrichtung  zu- 
ungunsten eines  in  einem  Gebäude  bisher  sich  vollziehenden  Produktions- 
prozesses geändert  —  also  bei  fallender  Konjunktur  —  dann  kann,  wie  wir 
an  Beispielen  gesehen  haben,  die  Notwendigkeit  von  Modernisierungs-  und 
Neubauten  und  damit  weitgehende  Gebäudekapitalentwertung  eintreten. 
Aber  auch  in  den  Fällen,  wo  sie  sich  zugunsten  eines  Produktionszweiges 
ändert  —  bei  steigender  Konjunktur  —  müssen  unter  Umständen  Gebäude 
entwertet  werden,  wie  wir  es  an  einigen  Beispielen  gezeigt  haben.  Aller- 
dings wird  diese  Erscheinung  in  den  Gewerben  der  Industrie  und  des 
Handels  weit  drastischer  in  die  Augen  fallen,  als  in  der  Landwirtschaft, 
aber  auch  hier  ist  sie  ganz  deutlich  bemerkbar.  Andererseits  darf  aber 
auch  nicht  geleugnet  werden,  dass  eine  Wertsteigerung  von  Gebäuden  bei 
günstiger  Konjunktur  möglich  ist.  Das  Steigen  der  Fleischpreise  kann  die 
Schafhaltung  z.  B.,  die  infolge  niedriger  Wollpreise  sich  wenig  lohnte, 
vom  neuen  rentabel  machen.  Der  Schafstall  wird  damit  wertvoller,  was 
auch  darin  zum  Vorschein  kommen  wird,  dass  man  nunmehr  grössere 
Sorgfalt  auf  seine  Unterhaltung  legt  und  dadurch  auch  seine  Nutzungsdauer 
hinausschiebt.  Diese  Möglichkeit  wirft  aber  obige  Tatsachen  nicht  um. 
Es  handelt  sich  in  erster  Linie  überhaupt  nicht  um  ein  Steigen  oder  Fallen 
der  wirtschaftlichen  Konjunktur  zugunsten  oder  Ungunsten  einer  gegebenen 
Produktionsrichtung.  Bei  der  Gebäudeentwertung  kommt  in  erster  Linie  die 
Organisationsänderung  des  Betriebes  in  Betracht,  die  ihrerseits  allerdings 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  ein  Ergebnis  der  Konjunkturänderung,  das  Er- 
gt  bnis  einer  Änderung  der  wirtschaftlichen  Lage  des  betreffenden  Betriebes  ist. 

Nun  ist  es  aber  eine  bekannte  Tatsache,  dass  gerade  Gebäude  den 
konservativsten  Teil  des  Betriebes  bilden  und  jeder  Betriebsänderung  einen 
relativ  grossen  Widerstand  entgegen  setzen.  Eine  Organisationsänderung 
entwertet  nämlich  nicht  nur  oft  das  Gebäudekapital,  sondern  verlangt  zum 
Teil  bedeutende  Neuanlage  desselben,  wie  wir  bereits  wissen.  Die  von 
der  neuen  Produktionsrichtung  im  Vergleich  zur  bisherigen  erwartete 
Reinertragssteigerung  muss  daher  relativ  hoch  sein,  mindestens  so  hoch, 
dass  sie  die  erwähnten  Nachteile  aufwiegt,  sofern  man  zu  einer  ent- 
sprechenden Organisationsänderung  schreiten  soll.  Auf  die  kleinen  und 
vorübergehenden  Konjunkturschwankungen  wird  daher  der  landwirtschaft- 
liche Betrieb  in  bezug  auf  seine  Organisation  gar  nicht  reagieren  können. 

Fassen  wir  das  in  diesem  Abschnitte  ausgeführte  zusammen,  so 
glauben  wir  folgendes  aussprechen  zu  können:  Die  allmähliche  Gebäude- 
entwertung, oder  das,  was  man  im  allgemeinen  mit  „Gebäudeabnutmng" 
bezeichnet,  ist  nicht,  wie  das  OVG.  es  behauptet,  ein  rein  bautechnischer 
Vorgang,  sondern  es  spielen  da  auch  andere  Momente,  gam  besonders  das 
wirtschaftliche  Moment,  hinein.  Unter  „Abnutzung'"''  müssen  wir  also  einen 
zum  Teil  wirtschaftlichen  Prozess  verstehen,  der  auf  hoch  entwickelter  Stufe 
der  Volkswirtschaft  ganz  bedeutend  in  den  Vordergrund  tritt.  Nicht  der 
rein  bautechnische,  sondern  vorwiegend  der  wirtschaftliche  Faktor  ist  es  auch 
der  dem  Gebäude  eine  Grenze  in  seiner  Ntäzungsdauer  setzt. 
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Wenden  wir  nun  die  gewonnenen  Resultate  auf  die  Reinertrags- 
berechnung an.  Nach  dem,  was  über  den  Reinertrag  gesagt  wurde 
(S.  21  f.),  darf  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  nur  eine  solche  „Ab- 
nutzung", wie  sie  eben  erklärt  wurde,  der  Amortisationsrechnung  zugrunde 
gelegt  werden  muss.  Das  Gebäudekapital  ist  produzierendes  Vermögen 
(Einkommens-  oder  Ertragsquelle,  wie  das  OVG.  es  nennt).  Alles,  was 
das  Gebäudekapital  während  seiner  Produktionsdauer  im  Werte  mindert, 
muss  seinem  Produktions  erfolg,  dem  Ertrage  zur  Last  gelegt  werden. 
Anderenfalls  würden  Vermögensteile  zugunsten  des  Reinertrages  draufgehen, 
was  mit  der  Theorie  vom  Reinertrage  nicht  vereinbar  ist.  Die  Notwendig- 
keit von  Modernisierungsarbeiten  an  Gebäuden,  welche,  wie  gezeigt,  haupt- 
sächlich infolge  einer  Änderung  des  Verhältnisses  zwischen  Produkten- 
und  Produktionsmittelpreisen,  allgemein  gesprochen,  infolge  von  Konjunktur- 
schwankungen eintritt,  ist  vom  Standpunkte  des  Gebäudekapitals  ein  ebenso 
notwendiges  Übel,  das  in  Kauf  genommen  werden  muss,  wie  die  Zerstör- 
barkeit von  Gebäuden  durch  Feuer,  Wasser  und  Wind,  und  wie  die  Not- 
wendigkeit von  Reparaturarbeiten.  Die  daraus  sich  ergebenden  Nachteile 
belasten  das  Gebäudekapital  resp.  seinen  Ertrag  ebenso  wie  die  Reparatur- 
kosten und  die  Feuerversicherungsprämie.  Es  ist  ein  Risiko,  das  dem 
Gebäudekapital  aus  den  Konjunkturschwankungen  entsteht,  und  diesem 
Risiko  wird  durch  eine  entsprechende  Amortisationsrate  rechnerisch  be- 
gegnet. Man  könnte  also  die  Amortisationsrate  auch  hier  in  die  eigentliche 
Abnutzungsrate  und  eine  Risikoprämie  zerlegen. 

Dass  man  in  der  breiten  Praxis  bei  Amortisationsrechnungen  die 
Entwertung  des  Gebäudekapitals  durch  Konjunkturschwankungen  berück- 
sichtigt, unterliegt  keinem  Zweifel.  Nehmen  wir  den  Fall  an,  wo  günstige 
Absatzbedingungen  für  ein  gewisses  Produkt  entstehen,  aber  nur  für  einen 
beschränkten  Zeitraum.  Der  Preis  ist  so  gut,  dass  es  sich  lohnt,  zu  diesem 
Zwecke  eine  Fabrik  zu  bauen,  trotzdem  sie  sich,  namentlich  die  Fabrik- 
gebäude, baulich  in  der  Zeit,  während  welcher  die  günstige  Konjunktur 
dauert,  nicht  ganz  abnutzen  kann.  Ungeachtet  dessen  wird  man  bei  der 
Aufstellung  einer  Amortisationsrechnung  nur  die  Tatsache  im  Auge  behalten, 
dass  die  Fabrik  nach  Ablauf  des  genannten  Zeitraumes  geschlossen  werden 
muss,  und  sie  mit  vollem  Recht  während  ihrer  Produktionszeit  ganz  amor- 
tisieren. Wo  man  die  Konjunkturänderung  nicht  vorhersehen  kann,  wird 
man  sie  bewusst  oder  unbewusst  stets  schätzungsweise  mit  in  Rechnung 
bringen.  Ganz  ebenso,  wenn  auch  mehr  verdeckt,  ist  es  mit  den  landwirt- 
schaftlichen Baulichkeiten. 

Wie  am  Anfang  des  zweiten  Teiles  der  Arbeit  klargelegt  wurde, 
gibt  es  zwei  Möglichkeiten  der  Berechnung  der  Amortisationsquote,  je 
nachdem  man  von  den  Reparaturkosten  ausgeht  und  die  Amortisationsrate 
sich  nach  diesen  richten  lässt,  oder  von  der  Amortisationsrate  ausgeht  und 
die  in  Abzug  zu  bringenden  Reparaturkosten  nach  der  letzteren  bestimmt. 

Gehen  wir  den  ersten  Weg  und  rechnen  alle  Aufwendungen  für 
Reparaturen,  die  an  einem  Gebäude  gemacht  werden,  also  auch  die  Auf- 
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Wendungen  für  alle  Modernisierungsarbeiten  zu  den  laufenden  Wirtschafts- 
kosten,  dann  kommen  wir  hier  wie  dort  zu  einer  variablen  und  zum  Teil 
negativen  Amortisationsrate  (s.  S.  23 f.).  Die  Variabilität  der  Amortisations- 
rate, die  unter  Umständen  zu  negativen  Werten  führt,  und  die  dort  aus 
dem  rein  bautechnischen  Moment  sich  ergab,  wird  hier  noch  erhöht  durch 
die  Wertschwankungen,  die  sich  infolge  von  Konjunkturschwankungen  er- 
geben. Bei  der  Gebäudeentwertung  wirkt  hier  neben  dem  rein  bautech- 
nischen noch  das  wirtschaftliche  Moment  mit,  und  bei  der  Werterhöhung 
spielt  neben  den  grossen  Reparaturen  das  wirtschaftliche  Moment  (Beispiel, 
wo  der  Schafstall,  der  durch  das  Sinken  der  Wollpreise  an  Wert  verloren 
hat,  durch  Steigen  der  Fleischpreise  an  Wert  wieder  gewinnt)  eine  erheb- 
liche Rolle.  Wenn  wir  aber  schon  dort  eine  Amortisationsrechnung  mit 
variabler  und  negativer  Rate  ablehnen  mussten,  müssen  wir  es  hier  um 
so  mehr  tun,  da  hier  diese  Erscheinung  noch  krasser  zutage  tritt. 

Gehen  wir  von  der  Amortisationsrate  aus  und  legen  sie  für  einen 
grösseren  Zeitabschnitt  fest,  dann  sind  damit  auch  die  abzugsfähigen  Auf- 
wendungen für  Reparaturen,  damit  aber  auch  für  Modernisierungsarbeiten 
festgelegt.  Nur  ein  relativ  geringer  Teil  der  Modernisierungskosten,  ent- 
sprechend dem  durch  die  Amortisation  noch  ungedeckten  Teil  der  Ent- 
wertung, kann  unter  die  Wirtschaftskosten  verrechnet  werden.  Wenn  vom 
rein  baulichen  Standpunkte  aus  gesehen,  die  grossen  Reparaturen  in  bezug 
auf  Amortisationsrechnung  den  Neubauten  an  die  Seite  gestellt  werden 
konnten,  so  müssen  wir  hier  es  auch  noch  mit  den  Mo dernisierungs arbeiten 
tun.  Im  wesentlichen  bekommen  wir  eine  Amortisationsrechnung,  wie  wir 
sie  bereits  (S.  30)  dargelegt  haben.  Sie  wird  aus  der  Hauptrechnung 
und  den  parallellaufenden  Nebenrechnungen  der  grossen  Reparaturen  und 
der  Modernisierungsarbeiten  bestehen.  Auch  hier  kann  man  diese  ver- 
schiedenen Parallelrechnungen  zu  einer  einzigen  kombinierten  Amortisations- 
rechnung zusammenfassen. 

Um  eine  solche  Amortisationsrechnung  praktisch  durchführen  zu 
können,  müssen  wir  von  vornherein  die  mutmassliche  Nutzungsdauer  des 
betreffenden  Gebäudes  und  die  künftigen  grossen  Reparatur-  bezw.  Mo- 
dernisierungsarbeiten kennen.  Würde  man  nun  bei  der  Schätzung  der 
Nutzungsdauer  eines  Gebäudes  die  in  Frage  kommende  rein  bauliche  Ab- 
nutzung einigermassen  erfassen  können,  so  ist  das  kaum  von  den  anderen 
Faktoren,  die  bei  der  Gebäudeentwertung  mitwirken,  namentlich  von  dem 
wirtschaftlichen  Moment,  denkbar.  Die  Schätzung  der  Nutzungsdauer  wird 
daher  mehr  oder  weniger  ungenau  sein  müssen.  Ganz  unmöglich  scheint 
die  praktische  Erfassung  der  in  Zukunft  als  notwendig  sich  erweisenden 
Modernisierungskosten  zu  sein,  weil  sie  von  Ursachen  abhängig  sind,  die 
sich  überhaupt  nicht  auf  längere  Zeit  im  voraus  vorherrschen  lassen.  Eine 
solche  kombinierte  Amortisationsrechnung  ist  also  praktisch  so  gut  wie 
undurchführbar.  Aber  auch  die  Amortisationsrechnung  mit  mehreren,  der 
Zahl  der  grossen  Reparatur-  und  Modernisierungsarbeiten  entsprechenden 
Parallelrechnungen  ist  praktisch  unmöglich.   Es  fällt  zwar  die  Abschätzung 
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der  in  Zukunft  nach  Zahl  und  Umfang  vorzunehmenden  Arbeiten  fort,  an 
ihre  Stelle  tritt  aber  wiederum  die  Schätzung  der  Nutzungsdauer  dieser 
Eeparaturen  und  Umbauten,  respektive  eine  Schätzung,  inwieweit  diese  auf 
die  Verlängerung  der  Nutzungsdauer  des  Gebäudes  wirken.  Auch  hier 
bekommen  wir,  abgesehen  von  der  grossen  Kompliziertheit  einer  solchen 
Eechnung,  Zahlen,  die  auch  im  entfernten  keinen  Anspruch  auf  Genauig- 
keit machen  können.  Schliesslich  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  die 
Erfassung  des  jeweils  unter  die  Betriebskosten  zu  verrechnenden  Teils  der 
Aufwendungen  für  Reparaturen  und  Umbauten,  also  den  jeweils  durch  die 
Amortisation  nicht  gedeckten  Teil  der  Gebäudeentwertung,  praktisch  so  gut 
wie  undenkbar  ist. 

Wenn  wir  auf  Grund  der  theoretischen  Schlüsse,  zu  denen  wir  bei 
unseren  bisherigen  Betrachtungen  gekommen  sind,  auf  die  enormen  prak- 
tischen Schwierigkeiten  hinweisen,  so  wollen  wir  hier  nur  zeigen,  dass  hei 
der  Amortisationsrechnung  schwerwiegende  Fehler  sich  ergehen,  die  m  ent- 
sprechend falschen  Resultaten  hei  der  Reinertrag sherechnung  führen^  und 
zwar  nicht  nur  hei  den  einzelnen  jahrlichen  Reinerträgen^  sondern  auch, 
was  hesonders  heachtenswert  ist,  hei  Reinerträgen  längerer  Zeitahschnitte. 
Wie  man  praktisch  die  Amortisationsfrage  zu  lösen  hat,  darüber  zu 
schreiben,  werden  wir  noch  unten  Gelegenheit  finden. 

3.  Die  ßeparaturkosten-  und  Amortisationsfrage  vom  Standpunkt 
des  gesamten  Grebäudekapitals  eines  Betriebes  gesehen. 

Unseren  bisherigen  Untersuchungen  haben  wir  das  Einzelgebäude  als 
Ausgangspunkt  zu  Grunde  gelegt.  Nun  hat  der  landwirtschaftliche  Betrieb 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  eine  grössere  oder  geringere  Anzahl  von 
Gebäuden.  Es  fragt  sich,  ob  die  Reparaturkosten-  und  Amortisationsfrage 
sich  nicht  vom  Standpunkte  des  gesamten  Gebäudekapitals  behandeln  lässt. 
Im  folgenden  wollen  wir  einen  diesbezüglichen  Versuch  machen.  Als 
Einheit  soll  also,  nicht  wie  bisher  das  Einzelgebäude,  sondern  die  Ge- 
samtheit von  Gebäuden  eines  Betriebes  oder  mehrerer  von  einer  Zentrale 
aus  geleiteter  Betriebe  (Herrschaft)  gelten.  Das  Einzelgebäude  ist  nur  als 
ein  Teil  einer  höheren  Einheit  zu  betrachten. 

Rein  bautechnisch  betrachtet  sind  hier  wie  beim  Einzelgebäude  keine 
Ersatzbauten  erforderlich,  abgesehen  von  dem  seltenen  Falle,  wo  Baulich- 
keiten in  allen  ihren  Teilen  sich  gleichmässig  abnutzen  (Bretterschuppen) 
Sie  werden  erst  notwendig,  wenn  auch  andere,  bereits  besprochene,  Faktoren 
mitwirken,  ihnen  voran  wirtschaftliche  Momente.  Es  kann  sich  da  sowohl 
um  Ersatz  als  auch  um  Neubauten  handeln,  sofern  ein  altes  Gebäude  durch 
ein  neues  ersetzt,  oder  ein  noch  nicht  dagewesenes  neu  errichtet  wird. 

In  bezug  auf  den  Gebäudeverbrauch  dem  Einzelgebäude  am  nächsten 
stehend,  wäre  der  Fall,  wo  alle  Gebäude  eines  Betriebes  zu  gleicher  Zeit 
(Neueinrichtung  eines  Wirtschaftshofes,  etwa  nach  einer  Vernichtung  der 
Gebäude  durch  eine  Feuersbrunst),  aus  gleichem  Material  und  in  gleicher 
Ausführung  erbaut  sind.    Von  ihm  wollen  wir  deshalb  ausgehen.  Trotz 
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der  wohl  nur  theoretisch  denkbaren  Gleichheit,  wird  das  Tempo  des  Ver- 
brauchs bei  den  verschiedenen  Gebäuden  ein  ungleichmässiges  sein,  weil 
ihre  Benutzungsart  eine  verschiedene  ist.  Die  Ställe  werden  sich  schneller 
abnutzen  als  die  Wohnhäuser,  die  Wohnhäuser  schneller  als  die  Scheunen. 
Dies  wird  nun  so  wirken,  dass  die  Wirtschaftsgebäude  nicht  alle  zu  der- 
selben Zeit  verbraucht  sein  können,  und  dass  demnach  die  Ersatzbauten 
nicht  alle  zu  gleicher  Zeit  vorgenommen  zu  werden  brauchen.  Dies 
um  so  mehr,  wenn  die  einzelnen  Gebäude  nicht  aus  gleichem  Material  und 
in  gleicher  Ausführung  erbaut  sind.  Es  wird  also  in  unserem  Falle  früher 
oder  später  die  Zeit  kommen,  wo  die  Ersatzbauten  sich  zeitlich  verteilen. 
Auch  die  Wirts chaftsleitung  wird  danach  streben,  einen  Zeitabschnitt  nicht 
zu  sehr  mit  Baukosten  zu  belasten,  sondern  die  einzelnen  Bauarbeiten  zeit- 
lich möglichst  gleichmässig  zu  verteilen,  sofern  aussergewöhnliche  Momente 
nicht  hindernd  in  den  Weg  treten.  Diese  in  der  Betriebsleitung  begründete 
Tendenz  lässt  sich  auch  relativ  leicht  verwirklichen,  da  es  der  Betriebsleiter 
in  der  Hand  hat,  durch  Ausführung  entsprechender  Eeparaturen  den  Zeit- 
punkt des  Neubaues  eines  Gebäudes  ziemlich  genau  festzulegen,  ihn  zu 
beschleunigen  oder  zu  verschieben.  In  dieser  üngleichmässigkeit  des  Ver- 
brauchs eineeiner  Teile  des  Qebäudekapitals  und  damit  im,  Zusammenhange 
stehenden  zeitlichen  Verteilung  ihrer  Ersatzhauten  liegt  die  Tatsache  he- 
gründet,  dass  das  Gehäudekapital  eines  Betriehes  normalerweise  niemals  gänz- 
lich verbraucht  werden  kann. 

Wir  haben  hier  etwas  Analoges  mit  dem,  was  wir  bereits  früher  beim 
Einzelgebäude  in  rein  bautechnischer  Beziehung  kennen  gelernt  haben. 
Dort  ein  Teil  des  Einzelgebäudes,  hier  ein  Teil  des  gesamten  Gebäude- 
komplexes unverbraucht.  Wenn  wir  die  Ausdrucksweise,  die  wir  nur  am 
Einzelgebäude  anzuwenden  gewohnt  sind,  hier  gebrauchen  dürfen,  so  kann 
man  die  Ersatzbauten  auch  ,, grosse  Reparaturen  des  gesamten  Gebäude- 
komplexes" nennen;  denn  hier  hat  der  Bau  eines  Stalles  etwa  im  Vergleich 
zum  ganzen  Gebä,udekapitale  eines  Betriebes  nur  dieselbe  Bedeutung,  wie 
dort  die  Dacherneuerung  zum  Einzelgebäude. 

Da  die  Amortisationsrechnung  die  Aufgabe  hat,  den  verbrauchten 
oder  entwerteten  Teil  des  Gebäudekapitals  aus  dem  Eohertrage  auszu- 
scheiden, wie  wir  an  anderer  Stelle  eingehend  klarzulegen  versuchten,  also 
gewissermassen  für  die  Erhaltung  des  Gebäudekapitalgleichgewichts  zu 
sorgen  hat  (wenn  man  sich  die  einzelnen  Amortisationsraten  zu  einem 
Fonds  gesammelt  denkt),  so  darf  nur  der  von  der  Entwertung  getroffene 
Teil  des  Gebäudekapitals  amortisiert  werden.  Es  handelt  sich  sozusagen 
um  den  Ausgleich  der  'periodisch  sich  wiederholenden  Wertschwankungen  des 
Gebäudekapitals. 

Der  Entwertung  des  Gebäudekapitals  eines  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes ist  eine  Grenze  gesetzt,  wie  wir  gesehen  haben.  Nun  fragt  es 
sich,  wie  es  sich  damit  in  verschieden  grossen  Betrieben  verhält.  Nehmen 
wir  zunächst  2  Gebäude  von  gleichen  Neubauwerten  an,  die  im  Abstände 
von  50  Jahren  erbaut  sind,  und  die  sich  in  je  100  Jahren  verbrauchen 
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und  daher  erneuert  werden  müssen.  Die  tiefste  Entwertung'  des  Gebäude- 
kapitals ist  kurz  vor  dem  jedesmaligen  Ersatzbau  eines  der  beiden  Bau- 
lichkeiten, also  alle  50  Jahre.  Sie  beträgt,  gleichmässige  Abnutzung  vor- 
ausgesetzt, immer  gesamten  Neubauwertes.  Wenn  also  jedes  Ge- 
bäude einzeln  vollständig  entwertet  wird,  so  beträgt  die  Entwertung  in 
unserem  Falle  nur  75 ^/o  des  Neubauwertes.  Wir  dürfen  aber  eigentlich 
die  Gesamtentwertung  nicht  in  Verhältnis  zum  summarischen  Neubauwert 
setzen,  weil  das  Gebäudekapital  zu  keiner  Zeit  diese  Höhe  erreicht,  ausser 
eben  dem  Falle,  wo  alle  Gebäude  zu  gleicher  Zeit  erbaut  wurden,  sondern 
zum  höchsten  Zeitwert.  In  unserem  Beispiel  beträgt  letzterer  des 
summarischen  Neubauwertes.  Mit  diesem  Zeitwert  ins  Verhältnis  gesetzt, 
beträgt  die  höchste  Entwertung  nur  ^/g  desselben.^)  Das  Gebäudekapital 
wird  in  unserem  Falle  immer  nur  bis  zu  66  ^/o  verbraucht,  und  zwar  immer 
in  Perioden  von  je  50  Jahren.  —  Nehmen  wir  nun  weiter  in  derselben 
Weise  4  Gebäude  an,  die  in  Abständen  von  je  25  Jahren  erbaut  wurden, 
und  von  denen  jedes  wieder  alle  100  Jahre  neu  gebaut  werden  soll.  Der 
höchste  summarische  Zeitwert  ist  gleich  ^/g  des  summerischen  Neubau- 
wertes, der  niedrigste  Zeitwert  gleich  ^/g  desselben,  die  höchste  Entwertung 
beträgt  %  des  Neubauwertes.  Die  höchste  Entwertung  mit  dem  höchsten 
Zeitwert  ins  Verhältnis  gesetzt,  ergibt  ^/g  des  letzteren.  In  diesem  Falle 
wird  das  gesamte  Gebäudekapital  nur  bis  auf  40  ^/o  des  höchsten  Zeit- 
wertes entwertet.  Der  Zeitabschnitt,  in  welchem  diese  Entwertung  sich 
immer  vollzieht,  beträgt  25  Jahre.  —  Werden  endlich  in  derselben  Weise 
10  Gebäude  angenommen,  dann  macht  der  höchste  Zeitwert  ^^20? 
niedrigste  Zeitwert  ^/go,  der  Gebäudekapitalverbrauch  ^1/20  des  summarischen 
Neubauwertes  aus.  Die  Entwertungsschwankung  vollzieht  sich  immer  nur 
zwischen  1^/20  und  ^/go  des  Neubauwertes.  Setzen  wir  sie  mit  dem  höchsten 
Zeitwert  ins  Verhältnis,  dann  ist  sie  gleich  ^/^  desselben.  Die  Abnutzungs- 
schwankung beträgt  in  diesem  Falle  höchstens  ca.  18  ^/o  des  gesamten 
Gebäudekapitals,  und  vollzieht  sich  in  je  einem  Zeitraum  von  10  Jahren. 

Wir  sehen,  dass  unter  den  gemachten  Voraussetzungen  der  Gebäude- 
kapitalverbrauch von  100  auf  18  ^/o  des  höchsten  Zeitwertes,  und  die  Ver- 
brauchsperiode von  100  auf  10  Jahre  fällt.  Allerdings  sind  die  angeführten 
Beispiele  rein  theoretisch  konstruiert.  In  Wirklichkeit  kann  sich  der  Vor- 
gang nicht  so  schematisch  vollziehen.  Einerseits  können  die  jedesmaligen 
Ersatzbauten  in  ihren  Aufwendungen  nicht  immer  die  gleichen  sein,  denn 
einmal  wird  ein  relativ  wertvolles,  ein  andermal  ein  relativ  billiges  Ge- 
bäude gebaut  werden  müssen,  andererseits  werden  sich  auch  die  einzelnen 
Bauarbeiten  auf  gewisse  Zeitabschnitte  relativ  häufen,  während  sie  in 
anderen  relativ  selten  sind.  Nichtsdestoweniger  wird  der  aus  obigen  Bei- 
spielen resultierende  Grundgedanke,  wenn  auch  in  etwas  gemilderter  Form 


^)  Setzen  wir  den  Neubauwert  jedes  Gebäudes  gleich  10000,  dann  ist  der  gesamte 
Neubauwert  20000,  der  höchste  Zeitwert  15  000,  der  niedrigste  5000;  beim  2.  Beispiele 
betragen  die  entsprechenden  Zahlen  40000,  25  000  und  15000  usw. 
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auf  Richtigkeit  Ansprucli  erheben  können.  Er  lässt  sich  etwa  folgender- 
massen  formulieren: 

Je  grösser  das  Gebäudekapital,  richtiger  die  Anzahl  der  Gebäude^  ist, 
desto  geringer  sind  relativ  1.  der  Gehäudekapitalverhrauch ,  und  damit  auch 
seine  Abnutzung sschwanhungen,  und  desto  kürzer  2.  die  Abnutzungsperioden. 

Da  weiter  die  Amortisationsrechnung  nur  die  Entwertungsschwan- 
kungen des  Gebäudekapitals  auszugleichen  hat,  so  ist  ohne  weiteres  klar, 
dass  sie  mit  zunehmender  Anzahl  von  Gebäuden,  und  damit  fallender  rela- 
tiver Abnutzungsgrösse  und  sich  abkürzender  Abnutzungsperiode  immer 
mehr  an  Bedeutung  verlieren  muss;  ja  es  muss  früher  oder  später  eine 
Grenze  kommen,  ivo  die  Amortisationsrechnung  ganz  entbehrlich  wird.  In 
dem  ersten  der  oben  angeführten  Beispiele  ist  noch  ^/g  des  Gebäudekapitals 
innerhalb  50  Jahren  zu  amortisieren,  im  2.  Falle  ^/g  innerhalb  25  Jahren, 
während  im  3.  nur  noch  ^/^^  innerhalb  10  Jahren. 

In  einem  jeden  dieser  Beispiele  haben  wir  es  mit  Rechnungsperioden  zu 
tun,  deren  Reproduktionskosten  des  Gebäudekapitals  unter  sich  gleich  sind, 
gleiche  Reparaturaufwendungen  innerhalb  eines  jeden  dieser  Zeitabschnitte 
vorausgesetzt.  Die  einen  50  Jahre  haben  im  ersten  Beispiele  dieselben  Auf- 
wendungen für  die  Gebäudereproduktion  aufzuweisen,  wie  die  anderen  50 
Jahre;  oder  die  einen  25  Jahre  im  zweiten  Beispiel,  wie  alle  anderen  25- 
jährigen  Zeitperioden  usw.  Innerhalb  einer  jeden  dieser  Zeitspannen  kommen 
aber  noch  mehr  oder  weniger  erhebliche  Entwertungsschwankungen  vor, 
als  Ergebnis  der  während  dieser  Zeit  vorgenommenen  grossen  Reparaturen. 
Diese  Reparaturen  erhöhen  das  Gebäudekapital  über  die  durch  das  amor- 
tisierte Gebäudekapital  gezogene  Grenze,  worauf  obige  Schwankungen  zu- 
rückzuführen sind.  Nehmen  wir  weiter  an,  das  Gebäude  von  verschiedenem 
Werte  vorhanden  sind,  was  übrigens  der  Wirklichkeit  mehr  entspricht, 
dann  sind  nur  die  durch  die  Ersatzbauten  der  wertvollsten  Gebäude  be- 
grenzten Zeitabschnitte  zum  Ausgangspunkte  der  Rechnung  zu  nehmen, 
weil  sie  erst  die  grössten  Abnutzungsschwankungen  des  Gebäudekapitals 
bringen.  Die  Ersatzbauten  der  kleineren  Baulichkeiten,  die  innerhalb  dieser 
Perioden  vorgenommen  werden,  müssen  dann  den  grossen  Reparaturen  an 
die  Seite  gestellt  werden;  auch  diese  kleinen  Ersatzbauten  rufen  dann 
ähnliche  Wertschwankungen  innerhalb  der  Rechnungsperiode  hervor.  Diese 
kleineren  Schwankungen  müssen  nun  ihrerseits  durch  besondere  Neben- 
rechnungen ausgeglichen  werden,  die  ^Aufwendungen  für  die  grossen  Repa- 
raturen und  die  kleinen  Ersatzbauten  müssen  ihrerseits  amortisiert  werden. 
Wir  bekommen  also  eine  Hauptamortisationsrechnung  mit  verschiedenen 
Nebenrechnungen.  Im  Prinzip  ist  es  also  die  bereits  mehrfach  erwähnte 
x^mortisationsrechnung  Pohls.  Diese  Parallelrechnungen  können  nun  ihrer- 
seits wiederum  miteinander  kombiniert  werden.  Wir  bekämen  eine  Amor- 
tisationsrechnung mit  einer  kombinierten  Rate.  Der  Unterschied  mit  den 
bereits  früher  erwähnten  Rechnungen,  allerdings  ein  sehr  wichtiger,  liegt 
darin,  dass  hier  weit  kürzere  Rechnungsperioden  vorliegen. 
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Die  Verkürzung  der  Eechnungsperioden  und  das  damit  im  Zusammen- 
hang stehende  relative  Sinken  der  Gebäudekapitalentwertung  mit  zunehmen- 
der Gebäudezahl  liess  uns  bereits  auf  ein  entsprechendes  Fallen  der  Be- 
deutung von  Amortisationsrechnungen  schliessen.  Im  folgenden  wollen  wir 
nun  zu  beweisen  suchen,  dass  ihre  Bedeutung  auch  aus  dem  Grunde  sinkt, 
weil  mit  steigender  Grösse  des  Gebäudekapitals  die  Amortisationsrate 
relativ  kleiner  bemessen  werden  kann. 

Zunächst  braucht  die  für  das  gesamte  Gebäudekapital  festgesetzte 
Amortisationsrate  nicht  kleiner  zu  sein,  als  die  Summe  der  vom  Standpunkte 
des  Einzelgebäudes  berechneten  Raten.  Sie  wird  gleich  sein  müssen,  wenn 
wir  unter  dem  Gesichtswinkel  sowohl  des  Einzelgebäudes,  als  auch  des 
ganzen  Gebäudekapitals  dieselben  Eeparaturkosten  zum  Zwecke  der  Rein- 
ertragsberechnung unter  die  laufenden  Wirtschaftskosten  zählen.  Dass  wir 
dies  dürfen,  unterliegt  theoretisch  keinem  Zweifel.  Wir  brauchen  es  aber 
nicht  zu  tun. 

Wie  wir  bereits  gesehen  haben  (S.  27),  sind  bei  der  gegenseitigen 
Abhängigkeit  und  Vertretbarkeit  von  Amortisationsrate  und  Reparaturkosten 
auf  eine  Minimalrate  angewiesen.  Diese  Minimalrate  darf  nun  geringer 
sein  als  dort.  Nehmen  wir  unsere  Beispiele  zu  Hilfe.  Die  jährlichen 
Reparaturkosten  im  engeren  Sinne  des  Wortes  sollen  1  %  des  Neubau- 
wertes betragen,  pro  Gebäude  mit  10000  M.  Neubau  wert,  also  100  M.  In 
unserem  ersten  Beispiele  würde  der  unter  die  laufenden  Wirtschaftskosten 
zu  verrechnende  Reparaturaufwand  200,  im  zweiten  400,  im  dritten  sogar 
1000  M.  betragen  dürfen.  Streng  genommen  müssten  nun  vom  Stand- 
punkte des  Einzelgebäudes  aus  gesehen  alle  Reparaturen,  deren  Kosten 
mehr  als  100  M.  betragen,  als  grosse  Reparaturen  angesehen  werden,  eine 
regelmässige  jährliche  Ausführung  der  kleinen  Reparaturen  vorausgesetzt 
(sonst  würde  zu  der  Summe  von  100  M.  noch  die  Ersparnissumme,  die  man 
in  den  Vorjahren  an  diesen  kleinen  Reparaturen  gemacht  hat,  hinzukommen). 
Nun  ist  es  vom  Standpunkte  des  gesamten  Gebäudekapitals  aus  betrachtet 
theoretisch  durchaus  denkbar,  dass  sich  diese  Reparatursumme  derart  auf 
die  einzelnen  Gebäude  verteilt,  dass  sie  pro  Gebäude  auch  nicht  grösser 
ist,  als  wenn  jedes  für  sich  allein  dastände.  Ebenso  kann  man  sich  aber 
denken,  dass  diese  Reparatursumme  sich  auf  ein  oder  nur  gam  wenige 
Gebäude  konzentriert,  im  Verhältnis  zu  diesem  Einzelwert  also  einen  relativ 
grossen  Prozentsatz  umfasst,  und  das  ist  praktisch  der  bei  weitem  häufigste 
Fall.  Reparaturen  können  an  einem  einzelnen  Gebäude  nämlich  nicht 
jedes  Jahr  gleichmässig  vorgenommen  werden,  es  liegt  vielmehr  in  ihrer 
Natur,  dass  sie  sich  nur  von  Zeit  zu  Zeit  sprungsweise  wiederholen. 
Andererseits  aber  ist  aus  wirtschaftlichen  Gründen  die  Tendenz  vorhanden, 
die  Reparaturarbeiten,  wenigstens  die  grossen,  auf  die  einzelnen  Jahre 
möglichst  gleichmässig  zu  verteilen,  so  dass  in  dem  einen  Jahre  ein  Ge- 
bäude repariert  und  in  dem  folgenden  ein  anderes  usw.  Je  grösser  also 
das  Gebäudekapital  eines  Betriebes  ist,  desto  durchgreifendere  Reparaturen 
lassen  sich  mit  einem  bestimmten  Prozentsatze  dieses  Kapitals  am  Einzel- 
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gebäude  durchführen,  Ins  schliesslich  hei  einem  bestimmten  Umfange  dieses 
Kapitals  dieser  Fro^entsat^  ausreicht^  um  einzelne  Gebäude  völlig  neu  her- 
zustellen. Daher  kann  auch  für  ein  Bauerngut  das  Einziehen  einiger 
Balken  im  Eindviehstall  beispielweise  schon  eine  grosse  Reparatur  sein, 
deren  Kosten  deshalb  nicht  mehr  auf  das  Konto  der  laufenden  Wirtschafts- 
kosten gesetzt  werden  dürfen,  während  auf  einem  Gute  von  etwa  2000  Morg. 
die  Errichtung  eines  neuen  Dachstuhls  oder  gar  der  Neubau  eines  Wagen- 
schuppens noch  als  kleine  „Reparatur"  angesehen  werden  kann. 

Wenn  wir  nun  bedenken,  dass  die  Amortisationsrechnung  nicht  eine 
einfache,  sondern,  streng  genommen,  eine  aus  mehreren  Nebenrechnungen, 
deren  Zahl  sich  aus  der  Anzahl  der  grossen  Reparaturen  und  kleinen  Er- 
satzbauten ergibt,  zusammengesetzte  ist,  dann  ist  einleuchtend,  dass  mit 
steigender  Grösse  des  Betriebes  die  Zahl  der  Nebenrechnungen  immer  ge- 
ringer sein  kann,  weil  doch  immer  mehr  solcher  Aufwendungen,  für  die 
noch  extra  Amortisationsrechnungen  aufgestellt  werden  mussten,  noch  unter 
die  laufenden  Wirts chaftskosten  verrechnet  werden  dürfen.  Die  Zahl  der 
Nebenrechnungen  kann  sich  so  verringern,  dass  nur  noch  die  Hauptbe- 
rechnung, die  Amortisation  der  grossen  Ersatzbauten,  übrig  bleibt;  es  lässt 
sich  durchaus  der  Fall  denken,  wo  auch  diese  letzten  Hauptrechnungen 
noch  fortfallen  können,  und  auch  diese  grossen  Ersatzbaukosten  noch  zu  den 
Wirtschaftskosten  gezählt  werden.  Jedenfalls  darf  mit  steigender  Anzahl 
von  Gebäuden  und  damit  mit  steigender  Betriebsgrösse  die  Amortisationsrate 
relativ  immer  geringer  sein. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  noch  einmal  kurz  die  Momente,  welche  bei 
zunehmender  Zahl  der  Gebäude  die  Amortisationsrechnung  beeinflussen, 
so  können  wir  folgende  nennen: 

1.  Geringere  Entwertungsschwankungen  im  Vergleich  zum  Gebäudekapital; 
oder  prozentuell  geringere  Entwertung  des  Gebäudekapitals. 

2.  Kürzere  Rechnungsperioden. 

3.  Sinken  der  Amortisationsrate. 

Wenn  wir  auf  die  grossen  Schwierigkeiten  und  auf  die  daraus  sich, 
ergebenden  grossen  Rechnungsfehler  hinweisen,  die  sich  bei  der  praktischen 
Durchführung  der  Amortisationsrechnung  einstellen,  wie  wir  sie  bei  unseren 
Untersuchungen  über  das  Einzelgebäude  gefunden  haben,  dann  bedeuten 
die  obigen  Resultate  eine  grosse  Vereinfachung  der  Amortisationsrechnung 
und  eine  Stärkung  ihrer  Sicherheit.  Uns  geht  hier  zunächst  gar  nichts 
an,  wie  lange  ein  einzelnes  Gebäude  nutzungsfähig  sein  wird  (eine  Schätzung, 
die,  wie  bereits  gezeigt,  im  höchsten  Grade  willkürlich  sein  muss),  sondern 
wir  werden  uns  nur  zu  fragen  haben,  wie  gross  der  Zeitabschnitt  ist, 
der  zwischen  dem  Bau  eines  grösseren  Gebäudes  bis  zum  nächsten  Bau 
eines  anderen  liegt.  Auf  diesem  Zeitabschnitt  sind  die  Baukosten  des 
Gebäudes  zu  verteilen,  alle  übrigen  Gebäude  gehen  uns  nichts  an.  Diesen 
Zeitabschnitt  können  wir  mit  einer  relativen  Sicherheit  im  voraus  be- 
stimmen, und  zwar  um  so  sicherer,  je  kürzer  er  oder  je  grösser  der  Be- 
trieb ist.    Dabei  werden  auch  viel  leichter  die  anderen  bei  der  Gebäude- 
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entwertung  uebeu  der  rein  baulichen  Abnutzung  massgebenden  Momente, 
namentlich  das  so  wichtige  wirtschaftliche  Moment,  in  ihrer  Wirkung 
erfasst  werden  können.  Auch  die  die  Amortisationsrechnung  kom- 
plizierenden Nebenrechnungen,  die,  nebenbei  gesagt,  praktisch  meistens 
zu  erheblichen  Fehlern  führen  müssen,  weil  man  für  einen  besonderen 
Fall  schwer  eine  genaue  Grenze  zwischen  den  kleinen  und  den  grossen 
Eeparaturen  praktisch  wird  ziehen  können,  können  zum  grossen  Teil  bei 
grösseren  Betrieben  in  Fortfall  kommen. 

Bisher  hat  man  in  der  Literatur  das  Moment  der  wechselnden  Be- 
triebsgrösse  in  die  Amortisations-  und  Reparaturkostenfrage  nicht  hinein- 
geführt. Auch  das  OVG.  steht  streng  auf  dem  Boden  des  Einzelgebäudes. 
Eein  theoretisch  lässt  sich  gegen  diese  Stellung  des  OVG.  nichts  ein- 
wenden. Man  kann  gleiche  Amortisationsbeträge  für  alle  Betriebsgrössen 
anordnen  bezw.  zulassen,  wenn  sie  nur  gross  genug  sind.  Die  Folge 
dessen  wird  sein,  dass  der  Charakter  dessen,  was  Reparatur  und  dessen, 
was  Erweiterung  (grosse  Reparatur)  ist,  in  allen  Betriebsgrössen  gleich- 
massig  wird.  In  grossen  Betrieben  kann  das  dahin  führen,  dass  die 
Summe  der  Amortisationsbeträge  und  die  Summe  der  Aufwendungen  für 
Reparaturen  und  Ersatzbauten,  welche  nicht  als  laufende  Wirtschaftskosten 
verrechnet  werden  dürfen,  sich  schon  in  einzelnen  Jahren  annähernd  oder 
gänzlich  die  Wage  halten.  Die  ganze  Amortisation  wird  in  einem  solchen 
Falle  zu  einer  überflüssigen  Rechnungsaktion.  Überflüssig  allerdings,  aber 
durchaus  nicht  das  Endresultat  der  Reinertragsberechnung  in  seiner 
Richtigkeit  beeinflussend,  sofern  die  Amortisationsquoten  zutreffend  gewählt 
wurden.  Letztere  Voraussetzung  trifft  aber  praktisch  nicht  zu,  weil  die 
auf  dem  Boden  des  Einzelgebäudes  ruhende  Amortisationsrechnung  äusserst 
unzuverlässig  ist. 

Die  Schwierigkeiten,  die  sich  einer  fehlerfreien  Durchtührung  einer 
solchen  Amortisationsrechnung  praktisch  in  den  Weg  stellen,  und  die  man 
bisher  nicht  genügend  erkannt  und  gewürdigt  hat,  sprechen  dafür,  dass 
man  jede  Erleichterung  und  grössere  Genauigkeit  der  Rechnung  willkommen 
heissen  soll.  Eine  solche  bietet  sich,  wenn  man  bei  Aufstellung  der 
Amortisationsrechnungen  von  dem  Gebäudekapital  eines  ganzen  Betriebes 
ausgeht.  Allerdings  sind  die  daraus  sich  ergebenden  Vorteile  nur  beschränkt. 
Einmal  werden  auch  hier  die  Amortisationsrechnungen  mehr  oder  weniger 
ungenau  sein,  dann  aber  sind  die  Vorteile  relativ  gross  nur  in  den  grossen 
Betrieben.  Es  drängt  sich  da  die  Frage  auf,  ob  die  Amortisationsrechnung 
mit  ihrer  ganzen  ünzuverlässigkeit  nicht  ganz  entbehrt  werden  bezw.  um- 
gangen werden  könnte.    Ihr  wollen  wir  im  folgenden  näher  treten. 

4.  Zur  Frage  der  Abschaffung  der  Amortisationsrechnuug. 

Einen  dementsprechenden  Vorschlag  machten  schon  im  Jahre  1894 
im  preussischen  Abgeordnetenhause  die  Abgeordneten  v.  Erffa  und 
V.  SCHALSCHA.  „Ich  möchte  den  Herrn  Minister  bitten  —  sprach  v.  Erffa 
—  ein  höheres  Prozent  als  Abnutzungsquote  von  Gebäuden  zu  gestatten 
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und  dann,  wie  es  jetzt  der  Fall  ist,  keinen  Abzug  bei  den  Neubauten, 
oder  gar  keine  Abzugsquote  abziehen  zu  lassen,  und  dann  den  vollen  Be- 
trag eines  Neubaues  bei  der  Veranlagung  zur  Geltung  zu  bringen.  Das 
hätte  unzweifelhaft  den  grossen  Vorteil,  dass  Streitigkeiten  .  .  .  vollständig 
in  Wegfall  kämen,  weil  jeder  weiss,  er  darf  sich  nichts  abziehen,  hat  aber 
dafür  das  Eecht,  bei  einem  event.  Neubau  den  vollen  Betrag  ...  in  Ab- 
rechnung zu  bringen."^)  Oder  v.  Schalscha:  „Ich  setze  voraus,  dass, 
wenn  man  es  unterlässt,  man  im  Falle  eines  Neubaues,  der  durch  Ab- 
nutzung oder  durch  Unglück  herbeigeführt  ist,  berechtigt  ist,  den  ganzen 
Neubau  auf  das  Ausgabekonto  zu  setzen  und  sein  Einkommen  zu  reduzieren 
.  .  .  das  lässt  sich  auf  dem  Lande  ganz  leicht  machen;  in  der  Eegel  hat 
man  dort  nicht  ein  Gebäude,  sondern  viele,  und  es  gibt  auf  einem  grösseren 
Gute  alle  Jahre  etwas  zu  machen."  ^)  Denselben  Gedanken  brachte  der 
Abgeordnete  Gamp  im  Jahre  1905  bei  der  Beratung  der  Novelle  zum  Ein- 
kommensteuergesetz wieder.  ^)  Der  Vorschlag  geht  also  dahin,  die  unsicher 
und  zu  Streitigkeiten  Änlass  gehende  Amortisationsrechnung  abzuschaffen 
und  dafür  zu  gestatten,  alle  Baukosten  unter  die  laufenden  WirtschaftsJcosten 
zu  rechnen. 

Dagegen  brachte  Miquel  vor:  „Es  würde  in  sehr  vielen  Fällen  be- 
wirkt, dass  in  einem  oder  in  zwei  Jahren  etwa  der  betreffende  Censit  von 
den  Steuern  gänzlich  frei  bliebe.  Und  das  würde  nicht  blos  wirken  auf 
die  Staatssteuern  —  da  könnte  man  es  vertragen,  weil  es  sich  im  ganzen 
Staate  ausgleicht  —  aber  sehr  bedenklich  sein  für  die  Kommunalsteuern, 
und  man  wird  doch  sehr  vorsichtig  sein  müssen,  hier  durchgreifende  Ände- 
rungen zu  treffen".^)  Fuisting  fügt  diesem  Gedanken  noch  hinzu:  dem 
Steuerträger  würde  sich  die  Möglichkeit  eröffnen,  durch  beliebige  Bestim- 
mung der  Zeit  und  des  Umfanges  von  Bauten  sich  der  Besteuerung  mehr 
oder  weniger  zu  entziehen,  wobei  gerade  die  Wohlhabenden  die  grössten 
Vorteile  daraus  ziehen  könnten.  Weiter  hat  man  noch  den  Einwand  ge- 
macht, dass  bei  Besitzwechsel  der  folgende  Eigentümer  zugunsten  des  bis- 
herigen insofern  benachteiligt  wäre,  als  er  die  ganzen  Baukosten  abschreiben 
dürfte,  obgleich  unter  seinem  Besitze  das  Gebäude  sich  nicht  ganz  abnutzt.^) 

Auf  die  Bedenken,  welche  man  für  die  Kommunalbesteuerung  hegt, 
ist  zu  erwidern,  dass  grössere  Gemeinden  oder  gar  Kreise  schon  genügend 
Gebäude  zählen,  dass  die  Baukosten  mehr  oder  weniger  auf  die  einzelnen 
Jahre  sich  verteilen  würden.  Etwaigen  Übelständen,  die  übrigens  nicht 
gross  sein  können,  könnte  man  dadurch  begegnen,  dass  man  für  die  Be- 
steuerung den  Durchschnitt  der  Reinerträge  mehrerer  Jahre  zugrunde  legte, 
wie  das  früher  obligatorisch  war  und  unbegründeterweise  fallen  gelassen 
wurde. 

^)  Stenogr.  Berichte  usw.  Session  1894/95,  S.  695. 

2)  Ebenda  S.  686. 

3)  Ebenda  II.  Session  1905/06,  S.  4521. 
^)  Ebenda  Session  1894/95,  S.  689. 

^)  Fuisting  a.  a.  0.  Bd.  IV,  S.  146;  auch  die  Einkommenbesteuerung  der  Zukunft. 
Berlin  1903,  S.  43. 
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Dem  Einwände  Fuistings  gegenüber,  man  könnte  sich  durch  beliebiges 
Bestimmen  der  Zeit  und  des  Umfanges  der  Bauten  der  Besteuerung  ent- 
ziehen, sei  darauf  hingewiesen,  dass  einem  steuerfreien  Jahre  so  und  so 
viele  Jahre,  wo  keine  Bauten  ausgeführt  werden,  mit  höheren  Steuersätzen 
gegenüberstehen,  weil  ja  durch  Fortfallen  der  Amortisationsrate  das  steuer- 
pflichtige Einkommen  grösser  sein  würde.  Dass  der  Steuerpflichtige  den 
Umfang  seiner  Baulichkeiten  erweitern  würde,  um  der  Besteuerung  zu  ent- 
gehen, wäre  direkt  unvernünftig,  weil  es  ein  zu  kostbares  Mittel  wäre. 

Auch  der  Einwand  von  der  Benachteiligung  des  folgenden  Besitzers 
bei  Besitzwechsel  ist  nicht  stichhaltig.  Solche  Diff'erenzen  würden  beim 
Kauf  ausgeglichen  werden  und  im  Kaufpreise  zum  Ausdruck  kommen. 

Dagegen  lässt  sich  nicht  schwer  zeigen,  dass  dem  Staate  die  Ab- 
schaffung der  Amortisation  nur  zunutze  kommen  würde.  Das  OVG.  steht 
auf  dem  Standpunkte  des  Einzelgebäudes  und  da  haben  wir  es  gesehen, 
wie  schwer  es  ist,  die  richtige  Nutzungsdauer  eines  Gebäudes,  auf  die 
man  nun  einmal  die  Amortisationsrechnung  basieren  muss,  im  voraus 
zu  bestimmen.  Je  ungenauer  und  willkürlicher  aber  die  Schätzung  wird, 
desto  mehr  kann  der  Censit  sie  zu  seinen  Gunsten  deuten,  ohne  dass  die 
Behörden  ihn  zu  widerlegen  imstande  sind.  Aber  nicht  nur  das.  Denken 
wir  uns  den  Fall,  wo  einer  seine  Gebäude  im  Sinne  des  OVG.  repariert, 
dann  kann  dasselbe  Gebäude  zwei  und  dreimal  amortisiert  werden,  ohne 
dass  etwas  dagegen  einzuwenden  wäre.  Mit  der  Abschaffung  der  Amorti- 
sationsrechnung und  der  Zulassung,  alle  Baukosten  unter  die  Wirtschafts- 
kosten zu  verrechnen,  würden  diese  Übelstände  fortfallen  und  den  Behörden, 
sowie  den  Landwirten  würde  unendlich  viel  Plackerei  erspart  bleiben. 

Wenn  wirklich  nur  bare  Einnahmen  und  Ausgaben  und  eine  Schätzung 
des  privaten  Haushaltungsverbrauchs  an  Wirtschaftserzeugnissen  für  die 
Ertrags-  resp.  Einkommensteuerberechnung  massgebend  sein  werden,  dann 
werden  wir  auch  dahin  kommen,  dass  der  kleinste  Landwirt  Bücher  führen 
kann,  die  ihm  und  anderen  verständlich  sind. 

Wie  steht  es  nun  aber  mit  der  Abschaffung  der  Amortisationsrechnung, 
wenn  wir  an  sie  das  Mafs  unserer  früheren  theoretischen  Erörterungen  an- 
legen? Wir  haben  da  gesehen,  dass  der  Amortisation  eine  besondere  Be- 
deutung nur  vom  Standpunkte  des  Einzelgebäudes  zukommt,  wo  es  gilt 
besonders  grosse  Differenzen  in  den  Aufwendungen  lür  Bauten  auszugleichen. 
Fälle,  wo  nur  ein  Gebäude  im  landwirtschaftlichen  Betriebe  vorhanden  ist, 
gehören  zu  Seltenheiten.  In  einem  Betriebe  aber  mit  mehreren  Gebäuden 
sind  diese  Schwankungen  nicht  mehr  so  gross,  und  sie  werden  immer  ge- 
ringer, je  grösser  der  Betrieb  ist.  Bei  genügend  grossen  Betrieben  oder 
gar  bei  Herrschaften  sinkt  die  Bedeutung  der  Amortisation  dermassen, 
dass  sie  von  vornherein  entbehrlich  wird.  Notwendig  ist  sie  zunächst 
also  für  kleine  und  mittlere  Betriebe,  das  ist  aber  praktisch  bei  weitem 
die  Mehrheit  der  Fälle. 

Wählen  wir  aber  nun  nicht  das  Jahr,  sondern  die  Dauer  der  Amorti- 
sationsrechnung zum  Ausgangspunkte  der  Reinertragsrechnung,  dann  ist 
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erstere  in  allen  Fällen  entbehrlich,  denn  dann  gehören  die  Baukosten  zu 
den  Wirtschaftskosten.  Eeinerträge  für  kürzere  Perioden  (Jahr)  würden 
allerdings  theoretisch  nicht  richtig  ausfallen,  wenn  man  die  Baukosten 
unter  die  laufenden  Wirtschaftskosten  zählen  würde.  Demgegenüber  sei 
aber  darauf  hingewiesen,  dass  die  jährlichen  Reinertrag sherechnungen  für 
den  Landivirt  nur  geringe  Bedeutung  haben.  Irgend  welche  Bedeutung 
kommt  ihnen  eigentlich  nur  bei  der  Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens zu,  und  hier  kann  man  sehr  wohl  gewisse  jährliche  üngenauig- 
keiten,  die  sich  früher  oder  später  ausgleichen,  verschmerzen.  Die  jähr- 
lichen Reinerträge  zur  Beantwortung  gewisser  Betriebsfragen  heranzuziehen, 
wäre  deshalb  verfehlt,  weil  die  Beinerträge  der  einzelnen  Jahre  sehr  be- 
deutenden Schwankungen  unterworfen  sind.  Erst  der  Durchschnittsrein- 
ertrag längerer  Zeitperioden  kann  zum  Ausgangspunkte  von  Rentabilitäts- 
rechnungen, die  einigen  Anspruch  auf  Brauchbarkeit  erheben  wollen,  dienen. 
Innerhalb  dieser  aber  müsste  sich  wiederum  die  relativ  grosse  Belastung 
einzelner  Jahre  infolge  der  Aufführung  grösserer  Bauarbeiten  auch  in  den 
kleineren  Betrieben  mehr  oder  weniger  ausgleichen.  Wenn  doch  noch  ge- 
ringere Fehler  sich  ergeben  sollten,  dann  müssen  wir  immer  bedenken, 
dass  sie  sich  schliesslich  ausgleichen,  und  dass  für  genügend  lange  Perioden 
die  Rechnungen  richtig  ausfallen  müssen,  während  die  Amortisationsrechnung 
nicht  bloss  für  kürzere  Zeitabschnitte  fehlerhaft  ist,  sondern  auch  im 
schliesslichen  Endresultate.  Je  mehr  sich  die  Reinertragsberechnung  von 
der  Berücksichtigung  der  tatsächlich  gemachten  baren  Aufwendungen  ent- 
fernt, desto  schwieriger  wird  die  Kontrolle  der  Richtigkeit  dieser  Rech- 
nungen. 

Hierbei  sei  noch  erwähnt,  dass  der  Landwirt  für  die  Berechnung 
seiner  durchschnittlichen  Gebäudeunkosten  nicht  die  Einkommensberechnung 
braucht.  Er  kann  eine  dementsprechende  Kalkulation  ganz  unabhängig 
von  letzterer  machen. 

Eine  Schwierigkeit  bleibt  allerdings  noch  bestehen,  nämlich  die  Frage 
der  Erweiterungsbauten.  Diese  Bauten,  welche  das  Gebäudekapital  über 
seine  bisherige  Grösse  hinaus  erheben,  dürften,  streng  genommen,  nicht 
zuungusten  des  Reinertrages  aus  laufenden  Wirtschaftskosten  errichtet 
werden,  sie  könnten  nur  höchstens  als  ein  Anlegen  von  Teilen  des  Rein- 
ertrages angesehen  werden.  Sie  bilden  nämlich  eine  Vermögenserweiterung. 
Kosten  für  alle  Erweitungsbauten  dürfen  also,  streng  theoretisch  genommen, 
nicht  auf  das  Konto  der  laufenden  Betriebskosten  gesetzt  werden;  anderer- 
seits dürfen  sie  wohl  amortisiert  werden,  wenn  eine  solche  Rechnung  an- 
gewandt wird.  Es  ist  sicher  ein  Einwand,  gegen  den  man  theoretisch 
nichts  vorbringen  kann,  der  aber  bisher  in  der  Literatur  noch  nicht  er- 
hoben wurde.  Bedenkt  man  aber,  dass  alle  Ausgaben  für  Steigerung  des 
Düngerkapitals  im  Boden,  für  Bodenverbesserungen  durch  Aussteinung, 
Einführung  der  Tiefkultur  und  Steigerung  derselben,  für  Bodenplanierungen 
u.  a.  m.  heute  sich  der  Besteuerung  völlig  entziehen,  weil  sie  nicht  fassbar 
sind,  daher  unter  dem  Titel  „durch  eine  gute  Wirtschaftsführung  gebotenen" 
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steuerfreien  Verbesserungen  fallen,  so  könnte  man  auch  die  dagegen  wenig 
ins  Gewicht  fallenden  Gebäudeerweiterungen  ebenso  behandeln.  Es  würde 
dann  auch  hier  derjenige  etwas  weniger  Steuer  bezahlen,  der  etwas  an 
seinem  Betriebe  tut,  während  heute  derjenige  am  besten  fährt,  der  die 
grösste  Unverfrorenheit  bei  Wahl  der  Amortisationssätze  besitzt.  Übrigens 
werden  auch  bei  dem  heutigen  Stande  der  Sache  die  Aufwendungen  lür 
solche  Bauten  zuungunsten  des  Reinertrages  vom  Rohertrage  abgezogen, 
allerdings  nicht  in  Form  von  laufenden  Wirtschaftskosten,  dafür  aber  all- 
mählich in  Form  von  Amortisationsbeträgen,  was  schliesslich  im  Grunde 
genommen  dasselbe  ist,  weil  in  beiden  Fällen  die  Reinerträge  gemindert 
werden.  Dass  die  Erweiterungsbauten,  soweit  sie  ein  ganzes  Gebäude  be- 
treffen, amortisiert  werden  können,  ist  ohne  weiteres  klar  nach  dem  heu- 
tigen Stande  der  Rechtsprechung.  Aber  auch  Erweiterungen  an  einem 
altem  Gebäude  (Ausbau,  Moderniesierung  usw.)  werden  amortisiert,  weil 
sie  gewöhnlich  die  Nutzungsdauer  des  betreffenden  Gebäudes  vergrössern. 
Die  bisherige  Amortisationsrate  müsste  sich  nun  verkleinern,  in  Wirklich- 
keit wird  sie  aber  meist  nicht  herabgesetzt. 

Zusammenfassend  glauben  wir  den  Schlusssatz  aussprechen  zu  können, 
dass  die  Beseitigung  der  Ämortisationsrechnung  und  die  Yerrechniing  aller 
Baukosten  unter  die  laufenden  Wirtschaftskosten  theoretisch  eimvandfrei  tmd 
praktisch  in  lemg  auf  die  Einkommensherechnung  die  teste  Rechnung s- 
methode  gibt. 

5.  Zur  Frage  nach  der  richtigsten  Methode  der 
Amortisationsratenberechnung. 

Es  bleibt  zum  Schluss  noch  übrig,  auf  die  vielumstrittene  Frage  ein- 
zugehen, ob  bei  der  Feststellung  der  Amortisationsquote  —  soweit  eine 
Amortisationsrechnung  in  Anwendung  gebracht  wird  —  die  Zinseszins- 
rechnung zugrunde  gelegt  werden  soll  oder  nicht.  Wir  haben  diese  Frage 
bei  unseren  bisherigen  Betrachtungen  nur  gestreift,  weil  wir  sie  am  Ende 
in  einem  besonderen  Kapitel  behandeln  wollten. 

Was  die  Grundlage  unserer  diesbezüglichen  Untersuchungen  anbelangt, 
so  sei  bemerkt,  dass  wir  das  Gebäudekapital,  um  alle  störenden  Faktoren 
möglichst  fernzuhalten,  von  den  übrigen  Teilen  des  Betriebes  isoliert  be- 
trachten w^ollen.  Das  Gebäude  soll  im  Betriebe  eine  Rechnung seinheit  für 
sich  bilden.  Diesen  Standpunkt  glauben  wir  einnehmen  zu  müssen,  um 
überhaupt  in  die  ganze  Frage  Klarheit  zu  bringen. 

Gegen  die  Berechnung  der  Amortisationsrate  nach  der  gleichmässigen 
Verteilungsmethode  ohne  Zinsen  und  Zinseszinsen  spricht  zunächst  folgende 
Überlegung.  Wenn  wir  annehmen,  dass  die  Brauchbarkeit  eines  Gebäudes 
mit  zunehmendem  Alter  annähernd  gleich  bleibt,  dann  müsste  mit  steigen- 
dem Alter  das  Gebäudekapital  als  ganzes,  d.  h.  das  angelegte  plus  dem 
amortisierten,  immer  produktiver  sein,  denn  zu  dem  annähernd  sich  gleich- 
bleibenden Nutzungseffekt  des  angelegten  Kapitals  käme  ein  mit  dem  Alter 
steigender  Ertrag  des  amortisierten  Kapitals  hinzu.    Wir  dürfen  uns  näm- 
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lieh  letzteres  nicht  untätig  denken,  sondern  irgendwie  wirtschaftlich  ange- 
legt, wobei  es  für  uns  unwesentlich  ist,  ob  es  ausserhalb  der  Wirtschaft, 
etwa  bei  einer  Bank,  deponiert  wird,  oder  in  der  Wirtschaft  als  Betriebs- 
kapital verbleibt.  Eine  solche  Steigerung  der  Produktivität  des  Gebäude- 
kapitals mit  zunehmender  Amortisation  desselben  kann  theoretisch  nicht 
gestützt  werden.  Soll  nun  aber  die  Produktivität  desselben  gleichbleiben, 
dann  darf  der  amortisierte  Teil  des  Gebäudekapitals  keine  Erträge  nach 
aussen  abwerfen  (abwerfen  wird  er  sie  immer),  oder  was  dasselbe  ist,  die 
Erträge  müssen  ihm  selbst  zugeschlagen  werden.  Die  Zinsen  und  Zinses- 
zinsen der  einzelnen  Amortisationsraten  müssen  bei  der  Bildung  des  Amor- 
tisationsfonds als  mitwirkend  angesehen  werden.  Praktisch  wäre  es  aber 
nichts  anderes,  als  bei  der  Bemessung  der  Amortisationsrate  die  Zinses- 
zinsmethode anzuwenden. 

Zu  demselben  Resultate  kommen  wir  auch  auf  einem  etwas  anderen 
Wege.  Nehmen  wir  an,  ein  Gebäude  wird  mit  fremdem  Kapital  errichtet, 
das  in  der  Zeit  der  mutmasslichen  Nutzungsdauer  desselben  rückvergütet 
werden  soll.  Da  sind  zunächst  nun  beide  Methoden  bei  der  Berechnung 
der  Amortisationsquote,  mit  und  ohne  Zinseszins,  denkbar.  Die  Schuld 
kann  so  getilgt  werden,  dass  jährlich  ein  Teil  zurückgezahlt  wird  und  zwar 
so,  dass  im  Endresultate  die  Summe  dieser  abgezahlten  Teile  die  Schuld 
selbst  ergibt.  Fragen  wir  uns  nach  der  Verzinsung  der  Schuld,  so  ist  es 
klar,  dass  hier  immer  nur  der  noch  nicht  getilgte  Teil  verzinst  zu  werden 
braucht,  dass  also  mit  zunehmender  Höhe  der  Amortisation  die  Schuldenzinsen 
immer  kleiner  sein  müssen.  Die  Zinsen  für  das  amortisierte  Kapital  be- 
kommt der  Gläubiger  von  anderer  Seite  gezahlt,  wenn  er  es  gleich  wieder 
anlegt,  oder  er  wirtschaftet  sie  selber  heraus.  —  Nun  können  aber  vom 
Schuldner  die  Zinsen  in  ihrer  ursprünglichen  Höhe  die  ganze  Zeit  hindurch 
gezahlt  werden,  also  Zinsen  für  das  angelegte  und  amortisierte  Kapital  zu- 
sammen. Wenn  man  so  verfährt,  dann  dürfen  die  Zinsen  der  einzelnen 
Amortisationsquoten  nicht  noch  einmal  dem  Gläubiger  zugute  kommen, 
sondern  dem  Schuldner.  Dies  geschieht  dadurch,  dass  sie  zum  amortisierten 
Kapital  zugeschlagen  werden,  wodurch  die  Amortisationsquote  im  Vergleich 
zum  ersten  Falle  dementsprechend  geringer  wird.  Schuldentilgungsrechnung 
nach  der  Zinseszinsmethode.  Letztere  Berechnungsart  ist  die  typische  bei 
Schuldentilgungsrechnungen. 

Es  fragt  sich  nun,  welche  von  ihnen  in  unserem  Falle  die  theoretisch 
richtigere  ist.  Die  Zinsen  für  das  angelegte  Gebäudekapital  liegen  in  dem 
Nutzungseffekt  der  Gebäude.  Wenn  dieser  Nutzungseffekt  mit  zunehmendem 
Alter,  also  auch  mit  zunehmender  Amortisation  des  Gebäudekapitals  an- 
nähernd gleichbleibt,  wie  wir  es  angenommen  und  früher  zu  begründen 
gesucht  haben,  dann  würde,  theoretisch  streng  genommen,  nur  die  zweite 
Berechnungsart  (nach  der  Zinseszinsmethode)  zu  halten  sein,  weil  da  die 
Verzinsung  des  Gebäudekapitals  unabhängig  von  der  vorschreitenden 
Amortisation  in  gleicher  Höhe  bleiben  würde.  Wir  können  uns  die  Sache 
immer  so  denken,  dass  das  Gebäude  der  Schuldner,  der  Betrieh  der  Gläubiger 
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ist.  Bei  gleicher  Nutzung  der  Gebäude  mit  zunehmendem  Alter  und  bei 
Berechnung  der  Amortisationsrate  nach  der  gleichmässigen  Verteilungs- 
methode, würde  der  Betrieb  vom  amortisierten  Kapital  doppelte  Zinsen 
nehmen,  einmal  in  der  Nutzung  der  Gebäude,  dann  in  dem  Teil  des  Er- 
trages, der  auf  die  als  Betriebskapital  wirkenden  Amortisationsraten  fällt. 

Nun  spricht  da  das  wichtige  Moment  der  Abnutzung  hinein.  Wir 
selbst  glaubten  auf  ihm  unsere  Betrachtungen  über  die  Amortisation  bauen 
zu  müssen.  Das  OVG.  kommt  nun  aus  dem  Begriffe  der  Abnutzung  heraus 
zur  gleichmässigen  Verteilungsmethode.  Dagegen  ist  zu  sagen:  Die  Ge- 
bäudeabnutzung verlangt  nicht,  dass  man  eine  ihrem  Werte  entsprechende 
Amortisationsquote  in  Rechnung  setzt,  sondern  nur,  dass  das  amortisierte 
Oehäudehapital  um  eine  ihm  entsprechende  Summe  wächst.  Dieser  Zuwachs 
lässt  sich  sehr  wohl  als  aus  einer  Amortisationsrate  und  den  Zinsen  und 
Zinseszinsen  aller  früheren  bestehend  denken.  —  Eine  andere  Frage  ist  es, 
dass  wir  die  Amortisationsrate  nicht  genau  der  Abnutzung  anpassen  können, 
denn  dann  würde  man,  wie  bereits  am  Anfang  des  zweiten  Teiles  dieser 
Arbeit  gezeigt,  eine  von  Fall  zu  Fall  und  von  Jahr  zu  Jahr  schwankende 
Eate  erhalten.  Entschliesst  man  sich  aber,  die  Rate  für  einen  längeren 
Zeitabschnitt  gleich  hoch  anzunehmen,  so  ist  dies  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  ein  willkürlicher  Akt.  Dadurch  gehen  wir  von  der  Amortisations- 
rate und  nicht  von  den  Reparaturkosten  aus,  wozu  wir  durch  die  Ein- 
führung der  Amortisationsrechnung  von  vornherein  gezwungen  werden,  wie 
dies  des  öfteren  hervorgehoben  wurde.  Tun  wir  dies,  dann  können  wir 
sicher  die  Amortisationsrate  nach  der  Zinseszinsmethode  fixieren.  Die  ab- 
zugsfähigen Reparaturkosten  müssten  sich  nur  entsprechend  danach  richten. 
Ein  prinzipieller  Grund  gegen  die  Zinseszinsmethode,  den  das  OVG.  hier  zu 
sehen  glaubte,  liegt  nicht  vor. 

Nun  sei  noch  eins  hervorgehoben.  Wir  haben  gesehen,  dass  die 
Zinsen  und  Zinseszinsen  dem  Amortisationsfonds  zugeschlagen  werden  sollen. 
Werden  die  einzelnen  Raten  nicht  ausserhalb  der  Wirtschaft  deponiert,  so 
müssen  immer  neben  der  Eate  auch  noch  jedesmal  die  Zinsen  und  Zinseszinsen 
aller  früheren  Baten  zusammen  abgeschrieben  werden.  Die  wirklichen  Ab- 
schreibungen bestehen  daher  aus  der  eigentlichen,  stets  sich  gleichbleibenden 
Bäte  und  den  Zinsen  und  Zinseszinsen  aller  früheren.  Die  Amortisations- 
„quote"  ist  eine  von  Jahr  zu  Jahr  steigende.  Erst  eine  solche  Rechnung 
ist,  rein  theoretisch  betrachtet,  die  richtige.  Schreibt  man  die  Zinsen  und 
Zinseszinsen  nicht  mit  ab,  dann  gelangen  sie  ungerechtfertigt  in  den  Rein- 
ertrag und  die  Amortisationsrechnung  ist  falsch.  Die  Zinsen  und  Zinses- 
zinsen gehen  mit  der  jedesmaligen  Reinertragsrechnung  für  den  Amorti- 
sationsfonds verloren.  Da  dieser  aber  nur  mit  den  Zinsen  die  volle  Höhe 
erreichen  kann,  so  ist  er  lange  nicht  gleich  den  Neubaukosten  eines  Ge- 
bäudes, wenn  letzteres  amortisiert  sein  soll. 

Nun  ist  es  praktisch  möglich,  nicht  auch  rein  theoretisch  berechtigt,  so- 
weit es  sich  um  Reinertragsberechnung  handelt,  dass  man  auf  die  Zinsen  und 
Zinseszinsen  bei  der  Bildung  des  Amortisationsfonds  verzichtet,  dafür  aber 
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eine  entsprechend  höhere  Quote  ansetzt.  Die  Zinseszinsen  gehen  in  den 
Eeinertrag  über,  dafür  aber  wird  eine  höhere  Amortisationsrate  abge- 
schrieben, als  berechtigt.  Nun  ist  die  Summe  der  Amortisationsquoten  der 
gesamten  Nutzungszeit  eines  Gebäudes  nach  der  gleichmässigen  Verteilungs- 
methode bemessen  gleich  der  Summe  der  Raten,  nach  der  Zinseszinsmethode 
plus  den  Zinsen  und  Zinseszinsen  (gleich  dem  Neubauwert).  Wenn  auch 
die  auf  die  einzelnen  Jahre  entfallende  Amortisationsquoten,  nach  der  einen 
und  nach  der  anderen  Methode  berechnet,  nicht  gleich  sind  (nach  der 
Zinseszinsmethode  sind  sie  anfangs  kleiner,  später  grösser  als  nach  der 
gleichmässigen  Verteilungsmethode),  so  ist  das  schliessliche  Endresultat  in 
beiden  Fällen  gleich.  In  Anbetracht  dessen,  dass  die  Amortisationsrechnung 
ihrer  Natur  nach  überhaupt  ungenau  ist,  so  könnte  man  aus  praktischen  Rück- 
sichten auch  diese  geringe  üngenauigkeit  noch  verschmerzen.  Auf  Grund  dieser 
Überlegung  bekommt  die  gleichmässige  Verteilungsmethode  eine  praktische 
Berechtigung.  Allerdings  nur  bei  der  Reinertragsberechnung.  Bei  Rentabili- 
tätsfragen, wenn  es  sich  darum  handelt,  Gebäudeunterhaltungskosten  festzu- 
stellen (Voranschläge  Clausens),  kann  diese  Methode  nicht  angewandt  werden, 
weil  sie  ein  ungenaues  Bild  ergeben  würde.  Da  heisst  es,  das  Gebäudekapital 
zu  isolieren  und  zu  sehen,  was  es  selber  schafft,  und  welche  Zuwendungen  von 
aussen  nötig  sind.  Streng  theoretisch  genommen,  ist  sowohl  bei  Reinertrags- 
berechnungen, als  auch  bei  Voranschlägen  nur  die  Zinseszinsmethode  be- 
rechtigt; Unterscheidungen  zwischen  der  Zinseszins-  und  der  gleichmässigen 
Verteilungsmethode,  je  nachdem  sie  für  Voranschläge  oder  für  Reinertrags- 
berechnungen angewandt  werden  soll,  wie  es  Clausen  und  zum  Teil  auch 
Krämer  tut,  ist  theoretisch  nicht  haltbar.  Wenn  man  aber  aus  praktischen 
Rücksichten  der  gleichmässigen  Verteilungsmethode  bei  Reinertragsberech- 
nungen  das  Wort  redet,  weil  sie  zu  praktisch  annehmbaren  Resultaten  führt, 
die  Zinseszinsmethode  aber  praktisch  kaum  zu  überbrückende  Schwierig- 
keiten in  den  Weg  stellt,  so  sollte  man  nicht  vergessen,  dass  es  nur  eine 
von  den  vielen  Konzessionen  ist,  die  man  der  Praxis  machen  musste,  um 
die  Amortisationsrechnung  überhaupt  zu  ermöglichen. 

Schluss. 

Wir  glauben  in  dieser  Arbeit  gezeigt  zu  haben,  dass  in  der  Amor- 
tisations-  und  Reparaturkostenfrage  bislang  grosse  Unklarheit  herrscht,  dass 
die  meist  nur  skizzenhaften  Gedanken,  die  sich  zu  unserer  Frage  in  der 
Literatur  finden,  und  die  wir  hier  in  ihren  Grundlinien  wiederzugeben  ver- 
sucht haben,  sich  vielfach  widersprechen  und  zu  direkt  falschen  Resultaten 
führen.  Es  ergab  sich  daraus  die  Aufgabe,  auf  diesem  Gebiete  prinzipielle 
Klarheit  zu  schaffen.  Wenn  wir  uns  dieser  Aufgabe  unterzogen  haben 
und  ein  bisher  wenig  betretenes  Feld  zu  bearbeiten  versuchten,  so  wollten 
wir  nur  einen  kleinen  Beitrag  zur  Lösung  dieser  verwickelten  Frage  geben, 
durchaus  aber  nicht  die  endgültige  Lösung  selbst.  Wenn  diese  Arbeit 
Berufeneren  Anlass  geben  sollte  zur  weiteren  Durchstreifung  und  Erfor- 
schung dieses  Gebietes,  dann  hat  sie  ihre  Aufgabe  erfüllt.    Wir  glauben 
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da  Gedankengänge  entwickelt  zu  haben,  denen  folgend  man  weitere  Klar- 
heit schaffen  könnte.  Die  gegenseitige  Abhängigkeit  der  Amortisation  und 
Eeparatur,  das  wirtschaftliche  Moment  und  das  Moment  wechselnder  Be- 
triebsgrösse  in  ihren  Wirkungen  auf  die  Amortisations-  und  Eeparatur- 
kostenfrage  sind  die  drei  Hauptstrassen,  auf  denen  man  zur  grundsätzlichen 
Klarheit  wird  durchdringen  können.  Wenn  wir  auf  Grund  unserer  Unter- 
suchungen auch  einen  Vorschlag  zur  praktischen  Lösung  der  Frage  zu 
geben  gewagt  haben,  nämlich  den  Vorschlag  zur  Beseitigung  der  Amorti- 
sation und  zur  Verrechnung  aller  wirklichen  Baukosten  unter  die  laufenden 
Wirtschaftskosten,  so  sind  wir  uns  bewusst,  dass  gerade  hier  noch  eine 
gründliche  Untersuchung  notwendig  ist. 


Es  sei  mir  erlaubt,  an  dieser  Stelle  Herrn  Prof.  Fr.  Aereboe  lür  die 
Anregung,  die  er  mir  zur  Bearbeitung  des  obigen  Themas  gab,  und  für 
die 'gütige  Hilfe,  die  sich  im  regen  Gedankenaustausch  kund  tat,  meinen 
innigsten  Dank  zu  sagen. 
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